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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1988 Nr. 62 ausgegeben am 31. Dezember 1988 

 

Strafprozessordnung (StPO) 
vom 18. Oktober 1988 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. Hauptstück 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

1) Eine Bestrafung wegen der dem Gerichte zur Aburteilung zuge-
wiesenen Handlungen kann nur nach vorgängigem Strafverfahren gemäss 
der Strafprozessordnung und infolge eines von dem zuständigen Richter 
gefällten Urteiles erfolgen. 

2) Der Tod des Beschuldigten beendet das Strafverfahren. In diesem 
Fall wird auch ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urteil gegens-
tandslos. Die gesetzlichen Bestimmungen zur Durchführung eines objek-
tiven Verfahrens werden hiedurch nicht berührt. 

§ 2 

1) Die gerichtliche Verfolgung der strafbaren Handlungen tritt nur 
auf Antrag eines Anklägers ein. 

2) Ist eine strafbare Handlung nur auf Verlangen des Verletzten oder 
eines anderen Beteiligten zu verfolgen, so kommt diesem die Erhebung 
der Privatanklage zu. In den Fällen des § 117 Abs. 2 erster und zweiter 
Satz StGB ist der Verletzte auch dann selbst zur Anklage berechtigt, 
wenn der öffentliche Ankläger die strafbare Handlung deshalb nicht 
verfolgen kann, weil entweder der Verletzte innerhalb der Frist des § 31 
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Abs. 1 ohne vorangehende Anfrage des öffentlichen Anklägers unwider-
ruflich erklärt, die erforderliche Ermächtigung nicht zu erteilen, oder 
eine der zur Ermächtigung erforderlichen Erklärungen des Verletzten 
und der diesem vorgesetzten Stelle auf Anfrage des öffentlichen Anklä-
gers verweigert wird; im Falle einer solchen Verweigerung oder bei nach-
träglicher Zurücknahme einer der zur Ermächtigung des öffentlichen 
Anklägers erforderlichen Erklärungen bestimmt sich der Beginn der Frist 
zur Erhebung der Anklage für den Verletzten nach § 117 Abs. 2 letzter 
Satz StGB. 

3) Alle nicht der Privatanklage unterliegenden strafbaren Handlungen 
einschliesslich derer, bei denen es zur Verfolgung eines Antrages oder 
einer Ermächtigung bedarf, sind Gegenstand der öffentlichen Anklage. 
Die öffentliche Anklage steht dem Staatsanwalt zu, kann aber an dessen 
Stelle nach Massgabe der §§ 32 und 173 auch vom Privatbeteiligten über-
nommen werden. 

4) Findet die Verfolgung nur auf Antrag statt, so kann sie nicht einge-
leitet werden, bevor dem Gericht der Antrag nachgewiesen ist. Der An-
trag kann bis zum Schluss der Verhandlung zurückgenommen werden. 

5) Findet die Verfolgung nur mit Ermächtigung des Verletzten oder 
eines anderen Beteiligten statt, so hat der öffentliche Ankläger, wenn die 
Ermächtigung nicht schon vorliegt, unverzüglich anzufragen, ob sie 
erteilt werde. Die Erklärung, sich dem Strafverfahren als Privatbeteiligter 
anzuschliessen, gilt als Ermächtigung. Die Ermächtigung gilt als verwei-
gert, wenn sie nicht binnen vierzehn Tagen nach Zustellung der Anfrage 
erteilt wird; im Falle der öffentlichen Beleidigung des Landtages tritt an 
die Stelle von vierzehn Tagen eine Frist von sechs Wochen, in die die 
tagungsfreie Zeit nicht eingerechnet wird. Die Ermächtigung muss sich 
auf eine bestimmte Person beziehen und ist dem Gericht bis zum Beginn 
der Schlussverhandlung nachzuweisen. Die Ermächtigung kann bis zum 
Schluss der Verhandlung zurückgenommen werden. 

6) Die öffentliche Anklage erlischt, sobald der Landesfürst anordnet, 
dass wegen einer strafbaren Handlung kein strafgerichtliches Verfahren 
eingeleitet oder das eingeleitete wieder eingestellt werden soll. 

§ 3 

Alle in dem Strafverfahren tätigen Behörden haben die zur Belastung 
und die zur Verteidigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit 
gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen und sie sind verpflichtet, den Be-
schuldigten auch wo es nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist, über seine 
Rechte zu belehren. 
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§ 4 

Privatrechtliche Ansprüche des Beschädigten sind auf Antrag des Be-
schädigten im Strafverfahren mitzuerledigen, wenn nicht die Notwen-
digkeit weiterer Ausführung eine Verweisung derselben auf den Zivil-
rechtsweg unerlässlich erscheinen lässt. 

§ 5 

1) Die strafgerichtliche Untersuchung und Beurteilung erstreckt sich 
auch auf die privatrechtlichen Vorfragen. 

2) An das über eine solche ergangene Erkenntnis des Zivilrichters ist 
der Strafrichter, soweit es sich um die Beurteilung der Strafbarkeit des 
Beschuldigten handelt, nicht gebunden. 

§ 6 

1) Die in diesem Gesetze bestimmten Fristen können, wenn das Ge-
genteil nicht ausdrücklich verfügt ist, nicht verlängert werden. Wenn 
dieselben von einem bestimmten Tage zu laufen haben, sind sie so zu 
berechnen, dass dieser Tag nicht mitgezählt wird. 

2) Der Beginn und Lauf einer Frist wird durch Samstage, Sonntage, 
gesetzliche Feiertage und den Karfreitag nicht behindert. Fällt aber das 
Ende einer Frist auf einen solchen Tag, so ist der nächste Werktag als 
letzter Tag der Frist anzusehen. 

3) Die Tage des Postenlaufes werden in die Frist nicht eingerechnet. 

§ 7 

1) Erweist sich eine nach der Strafprozessordnung verhängte Geld-
strafe als ganz oder teilweise uneinbringlich, so hat sie das Gericht in 
berücksichtigungswürdigen Fällen neu zu bemessen, sonst aber in eine 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu acht Tagen umzuwandeln. 

2) Auf den Vollzug dieser Ersatzfreiheitsstrafen sowie der in der 
Strafprozessordnung angedrohten Freiheitsstrafen und der Beugehaft 
sind die Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes über den Vollzug von 
Freiheitsstrafen, deren Strafzeit drei Monate nicht übersteigt, dem Sinne 
nach anzuwenden. 

3) Alle Geldstrafen fliessen dem Lande zu. 
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§ 8 

Die Sicherheitsbehörden, zu welchen auch die Ortsvorsteher zu 
rechnen sind, haben allen Verbrechen und Vergehen, soferne sie nicht 
bloss auf Begehren eines Beteiligten untersucht werden, nachzuforschen 
und wenn das unverzügliche Einschreiten des Untersuchungsrichters 
nicht erwirkt werden kann, die keinen Aufschub gestattenden vorberei-
tenden Anordnungen zu treffen, welche zur Aufklärung der Sache dienen 
oder die Beseitigung der Spuren der strafbaren Handlung oder die Flucht 
des Täters verhüten können. Hausdurchsuchungen und die vorläufige 
Verwahrung von Personen dürfen die Sicherheitsbehörden und deren 
Organe zum Zwecke der Strafrechtspflege nur in den in dieser Strafpro-
zessordnung vorgesehenen Fällen unaufgefordert vornehmen, und sie 
haben von ihrem Einschreiten und dessen Ergebnisse dem Staatsanwalt 
oder dem Untersuchungsrichter sogleich Mitteilung zu machen. 

§ 9 

Es ist den Sicherheitsorganen, sowie allen öffentlichen Beamten und 
Dienern bei strengster Ahndung untersagt, auf die Gewinnung von Ver-
dachts gründen oder auf die Überführung eines Verdächtigten dadurch 
hinzuwirken, dass derselbe zur Unternehmung, Fortsetzung oder 
Vollendung einer strafbaren Handlung verleitet oder durch insgeheim 
bestellte Personen zu Geständnissen, welche sodann dem Gerichte hin-
terbracht werden sollen, verlockt wird. 

§ 10 

Das Strafgericht ist in allem, was zu seinem Verfahren gehört, berech-
tigt, mit allen Landes- und Gemeindebehörden unmittelbares Verneh-
men durch Ersuchsschreiben zu pflegen. Alle Landes- und Gemeindebe-
hörden sind verbunden, dem Strafgerichte hilfreiche Hand zu bieten und 
den an sie ergangenen Ersuchen desselben mit möglichster Beschleuni-
gung zu entsprechen oder dem Strafgerichte die entgegenstehenden Hin-
dernisse sogleich anzuzeigen. Auch mit den Behörden fremder Staaten 
kann das Strafgericht in unmittelbaren Verkehr treten, soferne darüber 
nicht durch besondere Vorschriften etwas anderes festgesetzt ist oder 
entgegengesetzte Gewohnheiten bestehen. 
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§ 11 

Bemerkt das Strafgericht eine Nachlässigkeit oder Verzögerung in 
Erfüllung eines von ihm an eine andere Behörde gerichteten Ersuchens, 
so hat es diesen Umstand entweder zu Kenntnis der der letzteren zu-
nächst vorgesetzten Behörde zu bringen oder dem Obergericht die An-
zeige zu erstatten, damit im geeigneten Wege Abhilfe verschafft werde. 
Sollte das Strafgericht diese Pflicht ausser Acht lassen, so kann ihm die 
Saumseligkeit einer anderen Behörde zu keiner Entschuldigung dienen. 

II. Hauptstück 

Von den Gerichten 

§ 12 

1) Zur Gerichtsbarkeit in Strafsachen sind berufen: 
1. das Landgericht, 
2. das Obergericht, 
3. der Oberste Gerichtshof. 

2) Jedermann ist verpflichtet, auf die an ihn ergangene Vorladung vor 
dem Strafgerichte zu erscheinen, ihm Rede und Antwort zu geben und 
seinen Verfügungen zu gehorchen. 

3) Soweit nach den folgenden Bestimmungen für die Zuständigkeit 
der Strafgerichte und das einzuhaltende Verfahren die Höhe der ange-
drohten Freiheitsstrafe massgebend ist, ist auf die Veränderung der Straf-
drohungen durch die §§ 39 und 313 StGB Bedacht zu nehmen. Im Falle 
der Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung im Zustand voller 
Berauschung ist in dieser Hinsicht die Beschränkung der Strafdrohung 
durch § 287 Abs. 1 letzter Satz StGB zu berücksichtigen. 

§ 13 

Dem Landgericht obliegt: 
1. die Führung der Untersuchung, 
2. die Schlussverhandlung und die Urteilsfällung wegen aller strafbarer 

Handlungen. 
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§ 14 

In der Geschäftsverteilung des Landgerichtes sind ein oder mehrere 
Einzelrichter zu Untersuchungsrichtern zu bestellen (§ 13 Ziff. 1). 

§ 15 

1) Das Landgericht übt seine Tätigkeit gemäss § 13 Ziff. 2 in Kollegi-
albesetzung oder durch Einzelrichter aus. In Kollegialbesetzung wird das 
Landgericht als Kriminalgericht oder als Schöffengericht tätig. 

2) Die Schlussverhandlung und Urteilsfällung obliegt dem Kriminal-
gericht wegen aller Verbrechen im Sinne des § 17 Abs. 1 StGB, in den 
Fällen des Einbruchdiebstahls nach § 129 Ziff. 1 bis 3 StGB (in Verbin-
dung mit § 12 Abs. 3) aber nur dann, wenn die Strafdrohung fünf Jahre 
übersteigt. 

3) Die Schlussverhandlung und Urteilsfällung obliegt dem Schöffen-
gericht ohne Rücksicht auf die Strafdrohung wegen der nachbenannten 
Vergehen, soweit nicht im folgenden Einschränkungen getroffen werden 
1. Fahrlässige Tötung (§ 80 StGB), 
2. Fahrlässige Tötung unter besonders gefährlichen Verhältnissen (§ 81 

StGB), 
3. Raufhandel mit Todesfolge (§ 91 Abs. 1 StGB), 
4. Imstichlassen eines Verletzten mit Todesfolge (§ 94 Abs. 2 StGB), 
5. Unterlassung der Hilfeleistung mit Todesfolge (§ 95 Abs. 1 StGB), 
6. Schwangerschaftsabbruch und verwandte strafbare Handlungen (§§ 

96 bis 98 b StGB), 
7. Öffentliche Beleidigung des Landtages, der Regierung oder einer 

anderen öffentlichen Behörde (§§ 116, 117 StGB), 
8. Fahrlässige Herbeiführung einer Feuersbrunst mit qualifizierten 

Folgen (§ 170 Abs. 2 StGB), 
9. Fahrlässige Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende Strah-

len mit qualifizierten Folgen (§ 172 Abs. 2 StGB), 
10. Fahrlässige Gefährdung durch Sprengmittel mit qualifizierten Folgen 

§ 174 Abs. 2 StGB), 
11. Fahrlässige Gemeingefährdung mit qualifizierten Folgen (§ 177 Abs. 

2 StGB), 
12. Vorsätzliche und fahrlässige Gefährdung von Menschen durch über-

tragbare Krankheiten (§§ 178, 179 StGB), 
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13. Vorsätzliche und fahrlässige Gefährdung durch Verunreinigung der 
Gewässer oder der Luft (§§ 180, 181 StGB), 

14. Vorsätzliche und fahrlässige Gefährdung des Tier- oder Pflanzenbe-
standes §§ 182, 183 StGB), 

15. Hinderung der Bekämpfung einer Gemeingefahr (§ 187 StGB), 
16. Strafbare Handlungen gegen den religiösen Frieden und die Ruhe der 

Toten (§§ 188 bis 191 StGB), 
17. Verletzung der Unterhaltspflicht mit Todesfolge (§ 197 Abs. 2 StGB), 
18. Tierquälerei, qualifizierte Fälle (§ 222 Abs. 2 StGB), 
19. Staatsfeindliche Verbindungen (§ 246 StGB), 
20. Herabwürdigung des Staates und seiner Symbole (§ 248 StGB), 
21. Preisgabe von Staatsgeheimnissen (§ 253 StGB), 
22. Geheimer Nachrichtendienst zum Nachteil Liechtensteins (§ 256 

StGB), 
23. Strafbare Handlungen bei Wahlen und Abstimmungen (§§ 261 bis 

268 StGB), 
24. Landfriedensbruch (§ 274 StGB), 
25. Landzwang (§ 275 StGB), 
26. Verbreitung falscher, beunruhigender Gerüchte (§ 276 StGB), 
27. Bandenbildung (§ 278 StGB), 
28. Bewaffnete Verbindungen (§ 279 StGB), 
29. Ansammeln von Kampfmitteln (§ 280 StGB), 
30. Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze (§ 281 StGB), 
31. Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen und Gutheissung 

mit Strafe bedrohter Handlungen (§ 282 StGB), 
32. Verhetzung (§ 283 StGB), 
33. Sprengung einer Versammlung (§ 284 StGB), 
34. Verhinderung oder Störung einer Versammlung (§ 285 StGB), 
35. Strafbare Verletzungen der Amtspflicht und verwandte strafbare 

Handlungen (§§ 304 bis 312 StGB), 
36. Amtsanmassung und Erschleichung eines Amtes (§§ 314, 315 StGB), 
37. Herabwürdigung fremder Symbole (§ 317 StGB), 
38. Militärischer Nachrichtendienst für einen fremden Staat (§ 319 

StGB), 
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39. Die Vergehen gegen das Staatsschutzgesetz vom 14. März 1949, 
LGBl. 949 Nr. 8 (Art. 2, 4 Abs. 3, 13 und 15), 

40. Die Vergehen gegen das Gesetz vom 4. Dezember 1962 zum Schutze 
des Namens des Fürstenhauses, LGBl. 1963 Nr. 2 (Art. 1). 

4) Die Schlussverhandlung und Urteilsfällung obliegt dem Einzelrich-
ter, soweit nicht im Sinne der Abs. 2 oder 3 die Zuständigkeit des Krimi-
nalgerichtes oder Schöffengerichtes gegeben ist. 

5) Liegen dem Beschuldigten mehrere strafbare Handlungen zur Last 
und ist auch nur für eine von ihnen die Zuständigkeit des Kriminal- oder 
Schöffengerichtes gegeben, so ist dieses zur Verhandlung und Entschei-
dung über alle strafbaren Handlungen zuständig. Dem für die Verhand-
lung und Entscheidung aller Strafsachen zuständigen Gericht ist jedoch 
die Erlassung von Verfügungen im Sinne des § 67 Abs. 3 unbenommen. 

6) Erachtet sich das Schöffengericht für unzuständig, weil die der 
Anklage zugrunde liegenden Tatsachen für sich oder in Verbindung mit 
den in der Schlussverhandlung hervorkommenden Umständen die Zu-
ständigkeit des Kriminalgerichtes begründen, hat es mit Urteil seine 
Unzuständigkeit auszusprechen. Dasselbe gilt, soweit nicht besondere 
Vorschriften bestehen, auch für den Einzelrichter, der sich für unzustän-
dig hält, weil die dem Strafantrag zugrunde liegenden Tatsachen an sich 
oder in Verbindung mit den in der Schlussverhandlung hervorkommen-
den Umständen die Zuständigkeit des Kriminalgerichtes oder Schöffen-
gerichtes begründen. Im einen wie im anderen Fall hat der Ankläger, 
sobald das Unzuständigkeitsurteil rechtskräftig wird, binnen vierzehn 
Tagen seine Anträge zu stellen. 

7) Vorbehalten bleiben die Regelungen des Jugendgerichtsgesetzes. 

§ 16 

Das Obergericht entscheidet über Berufungen und Beschwerden ge-
gen Urteile und Beschlüsse des Landgerichtes. Als Gericht erster Instanz 
entscheidet das Obergericht nur ausnahmsweise nach Massgabe besonde-
rer gesetzlicher Anordnungen. 

§ 17 

Der Oberste Gerichtshof entscheidet über Revisionen und Be-
schwerden gegen Urteile und Beschlüsse des Obergerichtes. 
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§ 18 

Im Falle von Zuständigkeitsstreitigkeiten zwischen Gerichten ent-
scheidet das nächste gemeinsam übergeordnete Gericht, letztlich der 
Oberste Gerichtshof. 

III. Hauptstück 

Von der Staatsanwaltschaft 

§ 19 

1) Bei dem Landgericht werden ein Staatsanwalt als Leiter der Staats-
anwaltschaft und ein oder mehrere Staatsanwälte als seine Stellvertreter 
bestellt. Letztere sind, wo immer sie im Aussenverhältnis für ersteren 
auftreten, zu allen Amtshandlungen des Vertretenen gesetzlich berech-
tigt. 

2) Der Staatsanwalt beim Landgericht besorgt auch die staatsanwalt-
schaftlichen Funktionen beim Obergericht und beim Obersten Gerichts-
hof. 

3) Der Staatsanwalt hat in dem ihm zugewiesenen Wirkungskreis das 
Interesse des Landes zu wahren. Er ist in seinen Amtsverrichtungen 
unabhängig von den Gerichten. 

§ 20 

1) Zu dem Wirkungskreis des Staatsanwaltes gehört die Beteiligung 
an allen in diesem Gesetz geregelten Verfahren, insbesondere an allen 
Untersuchungen und Schlussverhandlungen der wegen Verbrechens, 
Vergehens und Übertretungen eingeleiteten Strafverfahren. 

2) Der Staatsanwalt hat darauf zu sehen, dass alle zur Erforschung der 
Wahrheit dienlichen Mittel gehörig benützt werden. Er ist befugt, jeder-
zeit vom Stande der anhängigen Untersuchungen durch Einsicht der 
Akten Kenntnis zu nehmen oder deren Mitteilung zu verlangen und die 
geeigneten Anträge zu stellen, ohne dass jedoch das Strafverfahren da-
durch aufgehalten werden darf. 

3) Der Staatsanwalt stellt seine Anträge mündlich oder schriftlich und 
es muss über jeden derselben eine richterliche Verfügung oder Be-
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schlussnahme erfolgen. In gleicher Weise gibt er über Anträge des Be-
schuldigten oder über Anfragen des Gerichtes Erklärungen ab. 

4) An Beratungen des Gerichtshofes nimmt der Staatsanwalt nicht 
teil. 

5) Er ist befugt, sich in unmittelbare Verbindung mit den Sicherheits- 
und anderen Behörden zu setzen und deren Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen. 

§ 21 

1) Der Staatsanwalt hat alle strafbaren Handlungen, die zu seiner 
Kenntnis kommen und die nicht bloss auf Begehren eines Beteiligten zu 
untersuchen und zu bestrafen sind, von Amts wegen zu verfolgen und 
daher wegen deren Untersuchung und Bestrafung durch das Gericht das 
Erforderliche zu veranlassen. 

2) Er kann jedoch, wenn dem Beschuldigten mehrere strafbare Hand-
lungen zur Last liegen, von der Verfolgung einzelner absehen und unter 
Vorbehalt späterer Verfolgung zurücktreten (§ 281 Abs. 1 Ziff. 3): 
a) wenn das voraussichtlich weder auf die Strafen oder sichernden 

Massnahmen, noch auf die mit der Verurteilung verbundenen Rechts-
folgen wesentlichen Einfluss hat; 

b) wenn der Beschuldigte wegen der übrigen strafbaren Handlungen an 
eine ausländische Behörde ausgeliefert wird und die im Inland zu er-
wartenden Strafen oder sichernden Massnahmen gegenüber denen, 
auf die voraussichtlich im Ausland erkannt werden wird, nicht ins 
Gewicht fallen. Nimmt der Staatsanwalt später die vorbehaltene Ver-
folgung wieder auf, so ist ein abermaliger Vorbehalt wegen einzelner 
strafbarer Handlungen unzulässig. 

3) Der Staatsanwalt kann ferner von der Verfolgung einer im Ausland 
begangenen strafbaren Handlung absehen oder zurücktreten, wenn der 
Täter schon im Ausland dafür gestraft worden und nicht anzunehmen 
ist, dass das inländische Gericht eine strengere Strafe verhängen werde. 

4) Die den Privatbeteiligten nach den §§ 173 und 320 zustehenden 
Rechte werden durch die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 nicht berührt. 
Deshalb sind die Privatbeteiligten zu verständigen, wenn der Staatsan-
walt von einer der in den Abs. 2 und 3 eingeräumten Möglichkeiten der 
Abstandnahme von der Strafverfolgung Gebrauch macht. Diese Verstän-
digung obliegt dem Staatsanwalt, wenn aber eine Befassung des Untersu-
chungsrichters vorlag, letzterem. 
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5) Ausnahmsweise in dringlichen Fällen kann der Staatsanwalt Perso-
nen, die Aufklärungen über begangene strafbare Handlungen zu erteilen 
imstande sein dürften, unbeeidigt vernehmen, ferner Augenschein und 
Hausdurchsuchung vornehmen oder solche Erhebungen durch die Si-
cherheitsbehörden vornehmen lassen. 

6) Die Protokolle über diese Akte, bei denen alle für gerichtliche 
Amtshandlungen dieser Art vorgeschriebenen Förmlichkeiten zu beach-
ten sind, können jedoch bei sonstiger Nichtigkeit nur dann als Beweis-
mittel benützt werden, wenn sie unverweilt dem Untersuchungsrichter 
mitgeteilt worden sind, welcher deren Form und Vollständigkeit zu prü-
fen und nötigenfalls die Wiederholung oder Ergänzung zu bewirken hat. 

§ 22 

1) Findet der Staatsanwalt nach Prüfung der Anzeige oder der Akten 
über allenfalls gepflogene Erhebungen genügende Gründe zu einer straf-
gerichtlichen Verfolgung, so stellt er den Antrag auf Einleitung der Un-
tersuchung. 

2) Er kann aber auch, soweit zulässig, unmittelbar beim erkennenden 
Gericht den Antrag auf Bestrafung in der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Form stellen. Findet der Staatsanwalt nach Prüfung der Anzeige oder der 
Akten über allfällige Erhebungen keinen Grund zu einer strafgerichtli-
chen Verfolgung, so legt er die Anzeige mit kurzer Aufzeichnung der ihn 
dazu bestimmenden Erwägungen zurück. 

3) Statt den Antrag auf Einleitung der Untersuchung oder auf Bestra-
fung einzubringen, kann der Staatsanwalt den Antrag stellen zu entschei-
den, dass die Voraussetzungen des § 42 StGB vorliegen. Über diesen 
Antrag entscheidet der Untersuchungsrichter. 

4) In den Fällen der Abs. 2 und 3 sind die Personen, die bereits als der 
strafbaren Handlung verdächtig vernommen worden sind oder nach dem 
Inhalt der Akten sonst von dem gegen sie gerichteten Verdacht Kenntnis 
erlangt haben, sowie allfällige Privatbeteiligte zu verständigen. Diese 
Verständigung obliegt dem Staatsanwalt, wenn aber eine Befassung des 
Untersuchungsrichters vorlag, letzterem. 
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IV. Hauptstück 

Vom Beschuldigten und seiner Verteidigung 

§ 23 

1) Wen der Verdacht einer strafbaren Handlung trifft, der kann als 
Beschuldigter erst dann angesehen werden, wenn gegen ihn Anklage oder 
Strafantrag erhoben oder der Antrag auf Einleitung der Untersuchung 
eingebracht worden ist. Bis zu diesem Zeitpunkt ist er als Verdächtiger 
zu betrachten. 

2) Als Angeklagter ist der anzusehen, gegen den wegen Verbrechens 
oder Vergehens eine Schlussverhandlung angeordnet worden ist. 

3) Soweit indes die den Beschuldigten betreffenden Vorschriften die-
ses Gesetzes nicht als ihrer Natur nach auf die Untersuchung beschränkt 
erscheinen, sind sie auch auf den Angeklagten und auf den anzuwenden, 
der als einer strafbaren Handlung verdächtig vernommen oder als solcher 
zur Vernehmung vorgeladen oder in Verwahrung oder Haft genommen 
wurde. 

§ 24 

1) Der Beschuldigte kann sich in allen Strafsachen eines Verteidigers 
bedienen. 

2) Für einen Minderjährigen oder Pflegebefohlenen kann der Vater, 
Vormund oder Kurator selbst wider dessen Willen einen Verteidiger 
bestellen. 

§ 25 

1) Ausgeschlossen von der Verteidigung in der Schlussverhandlung 
ist, wer als Zeuge zur Schlussverhandlung vorgeladen wurde. Inwiefern 
im vorausgehenden Verfahren bestimmte Personen deshalb von der Ver-
teidigung auszuschliessen seien, weil sie als Zeugen vernommen wurden 
oder weil ihre Vorladung zur Schlussverhandlung beantragt ist, hat der 
Präsident des Ober)gerichtes zu beurteilen. 

2) Dem Beschuldigten ist auch gestattet, mehrere Verteidiger beizu-
ziehen; doch darf hiedurch keine Vermehrung der für den Angeklagten 
in der Schlussverhandlung gestatteten Vorträge herbeigeführt werden. 
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3) Sind mehrere der nämlichen strafbaren Handlung Mitbeschuldigte 
vorhanden, welche sich selbst ihre Verteidiger wählen, so bleibt es ihnen 
auch selbst überlassen, ob sich mehrere derselben durch einen gemein-
schaftlichen Verteidiger vertreten lassen wollen. 

§ 26 

1) Bei der Mitteilung der Anklage ist der Beschuldigte über sein 
Recht, sich eines Verteidigers zu bedienen, zu belehren. 

2) Ist der Beschuldigte (Angeklagter) ausserstande, ohne Beeinträch-
tigung des für ihn und seine Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen 
hat, zu einer einfachen Lebensführung notwendigen Unterhalts die Kos-
ten der Verteidigung zu tragen, so hat das Gericht auf Antrag des Be-
schuldigten (Angeklagten) zu beschliessen, dass diesem ein Verteidiger 
beigegeben wird, dessen Kosten der Beschuldigte (Angeklagte) nicht zu 
tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem 
im Interesse einer zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich ist. 
In diesem Sinne ist besonders die Beigebung eines Verteidigers zur Aus-
übung angemeldeter Rechtsmittel, zur Erhebung des Einspruches gegen 
die Anklageschrift, für die Schlussverhandlung sowie für den Gerichtstag 
zur öffentlichen Verhandlung über ein Rechtsmittel erforderlich. Wird 
für die Schlussverhandlung oder Berufung ein Verteidiger beigegeben, so 
gilt dessen Bestellung auch für das Rechtsmittelverfahren. 

3) Wählt für die Schlussverhandlung vor dem Kriminal- oder dem 
Schöffengericht weder der Angeklagte selbst noch sein gesetzlicher Ver-
treter für ihn einen Verteidiger und wird ihm auch kein Verteidiger nach 
Abs. 2 beigegeben, so ist von Amts wegen ein Verteidiger beizugeben, 
dessen Kosten der Angeklagte zu tragen hat, es sei denn, dass die Voraus-
setzungen für die Beigebung eines Verteidigers nach Abs. 2 vorliegen. 
Abs. 2 letzter Satz gilt entsprechend. 

§ 27 

1) Zum Verteidiger hat das Gericht einen Rechtsanwalt aus der Liste 
der liechtensteinischen Rechtsanwälte oder einen beim Landgericht täti-
gen Praktikanten mit abgeschlossenem Rechtsstudium zu bestellen. 

2) Mehreren gleichzeitig Beschuldigten (Angeklagten) kann ein ge-
meinschaftlicher Verteidiger beigegeben werden. Dem bestellten Vertei-
diger bleibt es jedoch unbenommen, in dem Falle, dass er nach Einsicht 
der Akten und nach genommener Rücksprache mit den von ihm zu ver-
tretenden Beschuldigten die Verteidigung in der vom Gerichte bestimm-
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ten Weise nicht angemessen findet, eine grössere Zahl von Verteidigern 
oder eine andere Verteilung der Aufgaben in Antrag zu bringen. Auch 
steht es dem Beschuldigten, wenn er der Meinung ist, dass der für ihn 
bestellte Verteidiger seine Vertretung nicht gehörig führen könne, frei, 
dieses dem Gerichte anzuzeigen und um die geeignete Abänderung nach-
zusuchen. 

§ 28 

Beantragt der Beschuldigte (Angeklagte) innerhalb der für die Aus-
führung eines Rechtsmittels oder für eine sonstige Prozesshandlung 
offenstehenden Frist die Beigebung eines Verteidigers (§ 26 Abs. 2), so 
beginnt diese Frist mit der Zustellung des Beschlusses über die Vertei-
digerbestellung sowie des Aktenstückes an den Verteidiger, das die Frist 
sonst in Lauf setzt, oder mit der Zustellung des den Antrag rechtskräftig 
abweisenden Beschlusses an den Beschuldigten von neuem zu laufen. 

§ 29 

1) Der einmal bestellte Verteidiger bedarf zur Vornahme einzelner 
Prozesshandlungen keiner besonderen Vollmacht, selbst nicht zur Stel-
lung des Antrages auf Wiederaufnahme des Strafverfahrens. 

2) Der Beschuldigte kann die Verteidigung von dem durch ihn selbst 
gewählten Verteidiger jederzeit auf einen anderen übertragen. Auch der 
Auftrag des von Amts wegen bestellten Verteidigers erlischt, sobald der 
Beschuldigte einen anderen Verteidiger bestellt. Doch darf in solchen 
Fällen durch den Wechsel in der Person des Verteidigers das Verfahren 
nicht aufgehalten werden. 

§ 30 

1) Auch während der Untersuchung kann sich der Beschuldigte eines 
Verteidigers zur Wahrnehmung seiner Rechte bei den gerichtlichen Ak-
ten, die unmittelbar die Feststellung des Tatbestandes betreffen und kei-
ne spätere Wiederholung zulassen, sowie zur Ausführung bestimmter, 
von ihm angemeldeter Rechtsmittel bedienen. 

2) Der Untersuchungsrichter hat dem Verteidiger auf Verlangen zu 
gestatten, in den Amtsräumen des Gerichtes in die Strafakten, mit Aus-
nahme der Beratungsprotokolle, Einsicht zu nehmem und von ihnen 
Abschriften herzustellen; der Untersuchungsrichter kann dem Verteidi-
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ger statt dessen auch Ablichtungen ausfolgen. Ist der Beschuldigte nicht 
durch einen Verteidiger vertreten, so stehen diese Rechte des Verteidigers 
ihm selbst zu, wobei die Akteneinsicht einem in Haft befindlichen Be-
schuldigten auch in den Amtsräumen des Gefangenenhauses oder der 
Strafvollzugsanstalt gewährt werden kann. Bis zur Mitteilung der Ankla-
geschrift kann der Untersuchungsrichter einzelne Aktenstücke von der 
Einsicht- und Abschriftnahme durch Verteidiger oder Beschuldigten 
ausnehmen, wenn der Beschuldigte auch oder ausschliesslich aus dem 
Haftgrunde der Verdunkelungsgefahr in Untersuchungshaft ist und die 
Befürchtung gerechtfertigt ist, dass durch eine sofortige Kenntnisnahme 
von diesen Aktenstücken die Untersuchung erschwert werden könnte. 
Dem Beschuldigten oder seinem Verteidiger sind auf Verlangen unent-
geltliche Abschriften (Ablichtungen) der Augenscheinprotokolle, der 
Befunde und Gutachten von Sachverständigen, Behörden, Ämtern und 
Anstalten sowie der Originalurkunden, die Gegenstand der strafbaren 
Handlung sind, zu übergeben. Dem Verteidiger ist auf sein Verlangen 
auch eine Ausfertigung des Haftbefehls samt Gründen sowie aller ge-
richtlichen Entscheidungen auszufolgen, gegen die der Beschuldigte ein 
Rechtsmittel angemeldet hat. 

3) Der verhaftete Beschuldigte darf sich mit seinem Verteidiger oh-
neBeisein einer Gerichtsperson besprechen. Ist der Beschuldigte aber 
auch oder ausschliesslich wegen Verdunkelungsgefahr in Haft, so hat bis 
zur Erhebung der Anklage der Besprechung mit dem Verteidiger eine 
Gerichtsperson beizuwohnen. 

4) Der Briefverkehr des verhafteten Beschuldigten mit seinem Vertei-
diger unterliegt nur bis zur Erhebung der Anklage und nur dann der 
Überwachung durch den Untersuchungsrichter, wenn der Beschuldigte 
auch oder ausschliesslich wegen Verdunkelungsgefahr in Haft ist. 

V. Hauptstück 

Von dem Privatankläger und dem Privatbeteiligten 

§ 31 

1) Eine zur Privatanklage berechtigte Person muss bei sonstigem Ver-
lust ihres Anklagerechtes, binnen sechs Wochen von dem Tag, an dem 
ihr die strafbare Handlung und der der Tat hinlänglich Verdächtige be-
kannt geworden sind, einen Verfolgungsantrag gegen diesen stellen. Die-
ser Antrag kann auch auf die Einleitung der Untersuchung oder auf die 
Bestrafung des Täters gerichtet sein und muss beim Strafgericht münd-
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lich oder schriftlich gestellt werden. Der Verletzte oder sonstige Beteilig-
te ist zum Einschreiten als Privatankläger nicht mehr berechtigt, wenn er 
die strafbare Handlung ausdrücklich verziehen hat. Die §§ 66 und 67 
bleiben unberührt. 

2) Der Privatankläger ist berechtigt, während der Untersuchung dem 
Gerichte alles an die Hand zu geben, was seine Anklage unterstützen 
kann, von den Akten Einsicht zu nehmen und zur Geltendmachung 
seiner Anklage alle Schritte einzuleiten, zu welchen sonst der Staatsan-
walt berechtigt ist. Es kann ihm jedoch, wenn er seine Klage zurückge-
nommen hat, die Wiederaufnahme des Strafverfahrens nicht bewilligt 
werden. 

3) Hat der Privatankläger unterlassen, innerhalb der gesetzlichen Frist 
die Anklage oder die sonst zur Aufrechterhaltung der Strafverfolgung 
erforderlichen Anträge einzubringen, ist er bei der Schlussverhandlung 
nicht erschienen, oder hat er bei dieser unterlassen, die Schlussanträge zu 
stellen, so wird angenommen, dass er von der Verfolgung zurückgetreten 
sei. Auf diese Folge ist der Privatankläger jeweils hinzuweisen. 

§ 32 

1) Jeder durch ein Verbrechen oder ein von Amts wegen zu verfol-
gendes Vergehen in seinen Rechten Verletzte kann sich bis zum Beginn 
der Schlussverhandlung seiner privatrechtlichen Ansprüche wegen dem 
Strafverfahren anschliessen und wird hiedurch Privatbeteiligter. 

2) Dem Privatbeteiligten stehen folgende Rechte zu: 
1. Er kann dem Untersuchungsrichter alles an die Hand geben, was der 

Überweisung des Beschuldigten oder zur Begründung der Entschädi-
gungsansprüche dienlich ist. 

2. Er kann von den Akten, und zwar, falls nicht besondere Gründe 
entgegenstehen, schon während der Untersuchung Einsicht nehmen. 

3. Zur Schlussverhandlung wird der Privatbeteiligte mit dem Beisatze 
geladen, dass im Falle seines Nichterscheinens die Verhandlung den-
noch vor sich gehen werde, und dass seine Anträge aus den Akten 
vorgelesen werden würden. Er kann an den Angeklagten, an Zeugen 
und Sachverständige Fragen stellen oder um andere Bemerkungen zu 
machen, schon während der Verhandlung das Wort erhalten. Am 
Schlusse der Verhandlung erhält er unmittelbar, nachdem der Staats-
anwalt seinen Schlussantrag gestellt und begründet hat, das Wort, um 
seine Ansprüche auszuführen und zu begründen und diejenigen An-
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träge zu stellen, über die er im Haupterkenntnisse mitentschieden ha-
ben will. 

3) Ausserdem ist der Privatbeteiligte berechtigt nach Massgabe des § 
173 statt des Staatsanwaltes die öffentliche Anklage als Subsidiarankläger 
zu erheben, doch steht dem Staatsanwalt frei, auch in diesem Falle die 
Verfolgung jederzeit wieder zu übernehmen. 

4) Im übrigen finden auf den Subsidiarankläger, soweit in diesem Ge-
setz nicht etwas anderes angeordnet ist, die den Privatankläger betreffen-
den Bestimmungen Anwendung mit der Einschränkung, dass ihm die 
Berufung gegen das Urteil nur soweit offen steht, als sie dem Privatbetei-
ligten überhaupt eingeräumt ist und er nicht berechtigt ist, auf Wieder-
aufnahme des Strafverfahrens anzutragen. 

§ 33 

Wenn mit einer gerichtlichen Entscheidung die Voraussetzungen des 
§ 42 StGB bejaht wurden, steht dem Privatbeteiligten kein subsidiäres 
Verfolgungsrecht zu. 

§ 34 

1) Der Privatankläger und der Privatbeteiligte sowie deren gesetzliche 
Vertreter können ihre Sache selbst oder durch einen Bevollmächtigten 
führen. 

2) Das Gericht kann, wenn es ihm angemessen erscheint, dem abwe-
senden Privatankläger oder Privatbeteiligten die Namhaftmachung eines 
am Gerichtssitze wohnhaften Bevollmächtigten auftragen. 

VI. Hauptstück 

Von der Bekanntmachung der gerichtlichen 
Verfügungen und von der Gestattung der Akteneinsicht 

§ 35 

1) Die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen geschieht entwe-
der durch mündliche Verkündung vor Gericht oder durch Zustellung der 
Urschrift oder einer gerichtlichen Ausfertigung derselben. 
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2) Die mündliche Verkündung muss durch ein Protokoll beurkundet 
werden. 

§ 36 

Die Zustellung der gerichtlichen Verfügungen an den Staatsanwalt ge-
schieht durch Mitteilung der Urschrift. Der Staatsanwalt setzt auf die 
Urschrift die Bestätigung der Einsichtnahme und der Beifügung des 
Datums. Auf Verlangen ist ihm eine Abschrift zu erteilen. 

§ 37 

1) Die Vorladung zur Schlussverhandlung muss dem Beschuldigten 
selbst zugestellt werden. 

2) Die Zustellung dieser Vorladung an den Privatankläger und den 
Privatbeteiligten sowie die aller Aktenstücke, von deren Behändigung für 
einen Beteiligten die Frist zur Ergreifung eines Rechtsmittels läuft, muss 
entweder an die Partei selbst oder an ihren bestellten Vertreter erfolgen. 

3) Sucht sich der Beteiligte, obgleich dessen Aufenthalt bekannt ist, 
der persönlichen Zustellung zu entziehen, so ist der Beteiligte durch 
Anschlag an seiner Wohnung oder am Gemeindehause in Kenntnis zu 
setzen, dass die zuzustellende Verfügung bei dem Ortsvorsteher hinter-
legt ist. 

§ 38 

1) Soll eine Zustellung in anderen als den im § 37 erwähnten Fällen 
stattfinden, und wird derjenige, an welchen sie gerichtet ist, in seiner 
Wohnung nicht angetroffen, so wird die gerichtliche Verfügung an einen 
erwachsenen Hausgenossen desselben übergeben. In Ermangelung eines 
solchen ist die zuzustellende Urkunde einem Nachbar einzuhändigen 
oder, wenn sich niemand findet, der sie übernehmen will, beim Ortsvor-
steher niederzulegen und eine Benachrichtigung an der Wohnung an 
einer leicht in die Augen fallenden Stelle zurückzulassen oder, wenn die 
Wohnung verschlossen ist, an der Türe anzuheften. 

2) Kann die Wohnung desjenigen, an welchen eine Zustellung erfol-
gen soll, nicht ermittelt werden, so geschieht dieselbe durch Anschlag am 
Gemeindehause und, wenn das Gericht es angemessen findet, durch 
Bekanntmachung in den öffentlichen Blättern. 
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§ 39 

Der Beurteilung des Gerichtes ist es überlassen, ob es zulässig er-
scheine, einer Partei oder ihrem ausgewiesenen Vertreter auch ausser den 
in dieser Strafprozessordnung insbesondere bezeichneten Fällen die 
Einsicht in strafgerichtliche Akten oder die Ausfolgung von Abschriften 
aus solchen zu bewilligen, sofern diese Personen glaubwürdig dartun, 
dass ihnen dieselbe zur Ausführung eines Entschädigungsanspruches 
oder zum Zwecke des Begehrens um Wiederaufnahme oder aus anderen 
Gründen notwendig sei. 

§ 40 

1) Von der Einleitung und von der Beendigung des Strafverfahrens 
gegen Personen, welche in einem öffentlichen Dienste stehen, Mitglieder 
einer Gemeinde- oder einer anderen zur Besorgung öffentlicher Angele-
genheiten berufenen Vertretung sind oder welchen öffentliche Titel oder 
Orden oder Ehrenzeichen verliehen sind, ist der Regierung Mitteilung zu 
machen. 

2) Dasselbe gilt für Mitglieder des geistlichen Standes mit der Mass-
gabe, dass die Verständigung an den Bischof oder das geistliche Ober-
haupt, dessen Sprengel der Beschuldigte angehört, zu richten ist. 

VII. Hauptstück 

Von der Untersuchung im allgemeinen und der 
Verbindung mehrerer sowie der Absonderung einzelner 

Strafsachen 

§ 41 

1) Das Untersuchungsverfahren hat den Zweck, den Tatbestand zu 
erheben, den Täter, die Mitschuldigen und Teilnehmer zu erforschen, die 
Verdachtsgründe und Beweise über die Schuld einerseits und die Mittel 
zur Rechtfertigung des Beschuldigten andererseits zu sammeln. 

2) Die Erhebung des Tatbestandes besteht in der Nachforschung, ob 
eine zur Kenntnis des Gerichts gelangte strafbare Handlung wirklich 
stattgefunden und welche Beschaffenheit sie nach allen Umständen und 
Wirkungen habe. Insbesondere ist hiebei auch zu erheben, inwieferne die 
Tat mit Vorsatz oder aus Fahrlässigkeit begangen worden; mit welchen 
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erschwerenden oder mildernden Umständen sie begleitet gewesen; wel-
che Personen davon Kenntnis haben können; und wie gross der durch 
die strafbare Handlung zugefügte Schaden ist. 

§ 42 

Der Untersuchungsrichter hat die strafbaren Handlungen unter Bei-
ziehung eines beeideten Protokollführers zu erforschen. 

§ 43 

1) Der Ankläger ist berechtigt, hinsichtlich der Vornahme einzelner 
Untersuchungshandlungen Anträge an den Untersuchungsrichter zu 
stellen, über welche dieser zu entscheiden hat. 

2) Weder der Ankläger noch der Verteidiger dürfen bei der förmli-
chen Vernehmung des Beschuldigten oder der Zeugen durch den Unter-
suchungsrichter gegenwärtig sein. Sie sind aber berechtigt, dem Augen-
scheine, der Hausdurchsuchung und der Durchsuchung von Papieren 
beizuwohnen und die Gegenstände zu bezeichnen, auf welche diese Un-
tersuchungshandlungen auszudehnen sind. Der Untersuchungsrichter 
soll den Ankläger und den Verteidiger deshalb in der Regel von der Vor-
nahme dieser Handlungen vorher benachrichtigen; er nimmt sie aber, 
wenn Gefahr im Verzuge ist, ohne vorausgegangene Verständigung des-
selben vor. 

§ 44 

Ist bei einer Untersuchungshandlung die Zuziehung von Gerichts-
zeugen erforderlich, so müssen diese volljährige, unbescholtene, bei der 
Sache unbeteiligte Personen sein und mittels Handschlages angeloben, 
dass sie auf alles, was vor ihnen vorgenommen und ausgesagt wird, volle 
Aufmerksamkeit verwenden, über die getreue Protokollierung wachen 
und bis zum Schlussverfahren über alles, was ihnen während der Unter-
suchungshandlung bekannt geworden, Stillschweigen beobachten. Die 
Zuziehung von Gerichtszeugen ist nur erforderlich: 
1. bei der Vornahme des Augenscheines; 
2. bei der Haus- und Personsdurchsuchung; 
3. bei der Vernehmung des Beschuldigten, wenn er es verlangt. 
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§ 45 

Es ist allgemeine Bürgerpflicht, sich als Gerichtszeuge bei Untersu-
chungshandlungen verwenden zu lassen. Diese Pflicht trifft zunächst die 
Bewohner jener Gemeinde, in welcher die Untersuchungshandlung vor-
genommen wird. 

§ 46 

Der Untersuchungsrichter bestimmt die Gerichtszeugen nach Mass-
gabe der §§ 44 und 45 dieses Gesetzes. Ganz befreit von der Pflicht, sich 
als Gerichtszeugen verwenden zu lassen, bleiben: 
a) die Seelsorger, 
b) öffentliche Beamte und Diener, 
c) die Lehrer, Sanitätspersonen und alle, deren Berufsdienst ohne Ver-

letzung des öffentlichen Dienstes nicht unterbrochen werden kann. 

§ 47 

Über alle Untersuchungshandlungen sind Protokolle aufzunehmen; 
es muss ausser dem Beamten, welcher die Handlung vornimmt oder 
leitet, stets ein beeideter Protokollführer gegenwärtig sein. 

§ 48 

1) Die Protokolle über gerichtliche Verhandlungen werden gleich bei 
deren Vornahme und, wo dies nicht tunlich ist, unmittelbar nachher 
aufgenommen. 

2) Jedes Protokoll enthält die Bezeichnung des Ortes, Jahres und Ta-
ges der Aufnahme und der gegenwärtigen Personen. 

3) Die Fragen sind nur insoweit niederzuschreiben, als es zum Ver-
ständnis einer Antwort erforderlich ist. Die Antworten sind in der Regel 
bloss ihrem wesentlichen Inhalte nach erzählungsweise aufzunehmen. 
Nur wo es für die Beurteilung der Sache wichtig oder wo zu erwarten ist, 
dass die Vorlesung des Protokolles in der Schlussverhandlung erforder-
lich sein werde, ist die Aussage des Vernommenen unter Beibehaltung 
seiner eigenen Ausdrücke, wörtlich und als solche erkennbar, in das 
Protokoll aufzunehmen. 
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4) Der Richter hat das Protokoll laut zu diktieren, so dass es die An-
wesenden hören. Doch steht dem Vernommenen frei, seine Antworten 
dem Protokollführer zu diktieren. Missbraucht der Vernommene dieses 
Recht, so kann es ihm vom Richter entzogen werden. 

§ 49 

Jedes Protokoll ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Per-
sonen vorzulesen oder auf Verlangen zum Durchlesen vorzulegen und es 
ist die geschehene Vorlesung oder Vorlegung sowie die Genehmigung im 
Protokolle zu bemerken. Dasselbe ist sodann von den vernommenen 
Personen durch Beisetzung der Unterschrift oder des Handzeichens auf 
jedem Bogen und am Schlusse von den anwesenden Beamten, dem Pro-
tokollführer und den beigezogenen Gerichtszeugen zu unterschreiben. 
Verweigert der Vernommene die Unterschrift, so ist dies nebst dem 
Grunde der Weigerung im Protokolle zu bemerken. 

§ 50 

In dem einmal Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches ausge-
löscht, zugesetzt oder verändert werden. Durchstrichene Stellen müssen 
noch lesbar bleiben. Erhebliche Zusätze oder Berichtigungen, die ein 
Vernommener seiner Aussage beifügt, sind am Rande des Protokolles 
oder in einem Nachtrage zu bemerken und auf die im § 49 bezeichnete 
Art zu genehmigen und zu unterschreiben. 

§ 51 

1) Besteht das Protokoll aus mehreren Bogen, so müssen diese zu-
sammengeheftet und mit dem Gerichtssiegel befestigt werden. 

2) Der Untersuchungsrichter hat ein Verzeichnis zu führen, in wel-
chem täglich alle Akten der Untersuchung genau festzuhalten sind. 

§ 52 

Der Untersuchungsrichter kann Personen, die sich ungeachtet einer 
vorausgegangenen Abmahnung bei einer seiner Amtshandlungen unge-
bührlich oder beleidigend betragen, mit einer Ordnungsstrafe bis zu 1 
000 Franken bestrafen. Gegen Rechtsbeistände der Parteien kann eine 
Geldstrafe nur verhängt werden, wenn sie nicht der Disziplinargewalt 
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einer Standesbehörde unterliegen. Jede dieser Verfügungen ist in den 
Akten ersichtlich zu machen. 

§ 53 

1) Alle öffentlichen Behörden und Ämter sind verpflichtet, die ent-
weder von ihnen selbst wahrgenommenen oder sonst zu ihrer Kenntnis 
gelangten strafbaren Handlungen, die nicht bloss auf das Begehren eines 
Beteiligten zu untersuchen sind, sogleich dem Staatsanwalt anzuzeigen. 

2) Bei Gefahr im Verzuge kann die Anzeige einer verübten strafbaren 
Handlung auch beim Untersuchungsrichter erstattet werden. Dieser hat 
die Anzeige, erforderlichenfalls nach Durchführung der unaufschiebba-
ren Untersuchungshandlungen (§ 57), ungesäumt dem Staatsanwalt zur 
Antragstellung mitzuteilen. 

§ 54 

1) Die im § 53 näher bezeichnete Pflicht zur Anzeigeerstattung trifft 
insbesondere auch die Gerichte. 

2) Die Gerichte sind verpflichtet, dem Staatsanwalt sowie dem Straf-
gericht (§ 12) alle notwendigen Aufklärungen zu erteilen und die Akten, 
deren sie bedürfen, in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift zu über-
mitteln. 

§ 55 

1) Wer immer von einer strafbaren Handlung, die von Amts wegen 
zu verfolgen ist, Kenntnis erlangt, ist berechtigt, sie anzuzeigen. Zur 
Annahme der Anzeige ist nicht bloss der Staatsanwalt, sondern es sind 
dazu auch der Untersuchungsrichter und die Sicherheitsbehörden ver-
pflichtet. Sie haben die Anzeige dem Staatsanwalt zu übermitteln. 

2) Liegen hinreichende Gründe für die Annahme vor, dass eine Per-
son eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlung ausführe, unmittel-
bar vorher ausgeführt habe, oder dass nach ihr wegen einer solchen 
Handlung gefahndet werde, so ist jedermann berechtigt, diese Person auf 
angemessene Weise anzuhalten. Er ist jedoch verpflichtet, die Anhaltung 
unverzüglich dem nächsten Sicherheitsorgan anzuzeigen. 
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§ 56 

1) Der Staatsanwalt ist verpflichtet, alle an ihn gelangten Anzeigen 
über strafbare Handlungen, die von Amts wegen zu verfolgen sind, zu 
prüfen, sowie die zu seiner Kenntnis gelangenden Spuren solcher strafba-
ren Handlungen zu verfolgen. Er hat auch zur Entdeckung unbekannter 
Täter durch Erforschung dahinführender Verdachtsgründe mitzuwirken. 

2) Wenn namenlose Anzeigen oder solche, die von einem völlig Un-
bekannten herrühren, bestimmte, die strafbare Handlung glaubwürdig 
bezeichnende Umstände enthalten, so ist zwar zur Erhebung dieser Um-
stände zu schreiten; doch ist dabei mit Vermeidung allen Aufsehens und 
mit möglichster Schonung der Ehre der beschuldigten Personen vorzu-
gehen. 

3) Wenn der Ruf von einer strafbaren Handlung, die nicht bloss auf 
Begehren eines Beteiligten zu untersuchen ist, an den Staatsanwalt ge-
langt, so ist er verpflichtet, die Vernehmung der Personen zu veranlassen, 
durch die der Ruf fortgepflanzt wurde, dem Ruf unter Mitwirkung der 
Sicherheitsbehörden bis zu seinem Ursprunge nachzugehen und sich, 
soviel als möglich, zu überzeugen, ob er gegründet ist oder nicht. 

4) Zur Klärung eines bestehenden Verdachtes kann sowohl der 
Staatsanwalt wie auch der Untersuchungsrichter die Mithilfe der Sicher-
heitsorgane in Anspruch nehmen. 

§ 57 

1) Der Untersuchungsrichter nimmt, solange kein Antrag des Staats-
anwaltes vorliegt, nur die Untersuchungshandlungen vor, die ohne Ge-
fährdung des Zweckes oder ohne Überschreitung einer gesetzlichen Frist 
nicht aufgeschoben werden können. Vom Vorgenommenen hat er den 
Staatsanwalt in Kenntnis zu setzen und sodann dessen Anträge abzuwar-
ten. 

2) Die über Untersuchungshandlungen nach Abs. 1 aufgenommenen 
Protokolle hat der Untersuchungsrichter mit grösstmöglicher Beschleu-
nigung dem Staatsanwalt zur Antragstellung mitzuteilen. 

§ 58 

Indessen auch über eine namenlose oder von einer unbekannten Per-
son herrührende Anzeige ist, sofern sie bestimmte, die strafbare Hand-
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lung glaubwürdig bezeichnende Umstände enthält, zur Erhebung dieser 
Umstände zu schreiten. 

§ 59 

1) Hat eine strafbare Handlung Spuren zurückgelassen, so sind diese 
in ge eigneter Weise, insbesondere durch Augenschein nach den in dem 
folgenden Hauptstücke enthaltenen Bestimmungen zu erheben. 

2) Daher ist auch gehörig Sorge zu tragen, dass solche Spuren bis zu 
dieser Erhebung, soweit dieses ohne grösseren Schaden zu besorgen 
tunlich ist, in dem Zustande gelassen werden, in welchem sie sich zur 
Zeit befunden, als die strafbare Handlung entdeckt worden ist. 

§ 60 

1) Gegenstände, an oder mit welchen die strafbare Tat verübt wurde 
oder welche der Täter am Orte der Tat zurückgelassen haben dürfte, 
überhaupt Gegenstände, welche von dem Beschuldigten oder von Zeu-
gen anzuerkennen sind oder in anderer Weise zur Herstellung des Be-
weises dienen können, sind, soweit es möglich ist, in gerichtliche Ver-
wahrung zu nehmen. Sie sind entweder in einen mit dem Gerichtssiegel 
zu verschliessenden Umschlag zu legen, oder es ist an ihnen eine gegen 
Unterschiebung oder Verwechslung schützende gerichtliche Bezeich-
nung anzubringen. 

2) Befinden sich unter den vorgefundenen Gegenständen zum Got-
tesdienste geweihte Sachen, so hat das Gericht für deren Absonderung 
von allen übrigen Gegenständen und für deren entsprechende Aufbe-
wahrung zu sorgen. 

§ 61 

1) Der Untersuchungsrichter hat alle Personen, von denen sich mit 
Wahrscheinlichkeit eine Auskunft über die Umstände der Tat oder über 
die Person von dabei Beteiligten und deren Verhältnis zur Tat erwarten 
lässt und insbesondere auch den durch die strafbare Handlung Beschä-
digten zu vernehmen. 

2) Auch bereits vernommene Personen können von dem Untersu-
chungsrichter neuerlich vernommen werden, insoferne dies zur Ergän-
zung oder Aufklärung ihrer früheren Aussagen erheblich erscheint. 
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§ 62 

Kann der durch eine strafbare Handlung verursachte Schaden oder 
entgangene Gewinn durch die Aussage des Beschädigten nicht zuverläs-
sig erhoben werden oder ist mit Grund zu vermuten, dass der Beschädig-
te seinen Schaden zu hoch schätze, so ist die Grösse des Schadens in 
jenen Fällen, in welchen sie auf die Zurechnung der Tat als Verbrechen, 
auf das Strafmass oder auf die Zuerkennung der Entschädigung von Ein-
fluss ist, durch Vernehmung von Zeugen oder durch Sachverständige zu 
ermitteln. 

§ 63 

Schriften, die nicht in deutscher Sprache geschrieben und für die Un-
tersuchung erheblich sind, hat der Untersuchungsrichter durch einen 
beeideten Dolmetscher übersetzen zu lassen und samt der Übersetzung 
zu den Akten zu bringen. 

§ 64 

Die Untersuchung ist durch Verfügung des Untersuchungsrichters 
einzustellen, sobald der Ankläger von der strafgerichtlichen Verfolgung 
absteht. Ebenso ist vorzugehen, wenn der Staatsanwalt die Einstellung 
der Untersuchung aus dem Grunde des § 42 StGB beantragt und der 
Untersuchungsrichter diese Ansicht teilt. 

§ 65 

1) Wird die Untersuchung eingestellt, so sind der Ankläger, der Pri-
vatbeteiligte und der Beschuldigte hievon zu verständigen und letzterer 
ist, wenn er verhaftet war, sogleich freizulassen. 

2) Auf sein Verlangen ist ihm ein Amtszeugnis darüber auszufertigen, 
dass kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung gegen ihn vor-
handen sei. 

3) Hat sich der durch die strafbare Handlung in seinem Rechte Ver-
letzte dem Verfahren nicht angeschlossen, so ist ihm auf sein Ansuchen 
die Bestätigung der erfolgten Einstellung zu erteilen. 
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§ 66 

Die Untersuchung ist von dem Untersuchungsrichter abzuschliessen, 
wenn aus den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, dass kein Tatbestand 
einer strafbaren Handlung vorhanden sei oder wenn alle Verdachtsgrün-
de gegen den Beschuldigten behoben sind oder wenn sich von weiteren 
Erhebungen eine bessere Aufklärung, weder in Beziehung auf den Tatbe-
stand, noch in Ansehung des Täters erwarten lässt. 

§ 67 

1) Die Zuständigkeit des Gerichtes für den unmittelbaren Täter be-
gründet auch die Zuständigkeit für die anderen Beteiligten (§ 12 StGB). 

2) Liegen demselben Beschuldigten mehrere strafbare Handlungen 
zur Last, oder haben sich an derselben strafbaren Handlung mehrere 
Personen beteiligt, oder hat eine dieser letzteren auch noch in Verbin-
dung mit anderen Personen strafbare Handlungen begangen, so ist in der 
Regel das Strafverfahren gegen alle diese Personen und wegen aller dieser 
strafbaren Handlungen gleichzeitig zu führen und über alle zusammen-
treffenden Strafsachen ein Urteil zu fällen. 

3) Das Gericht kann aber auf Antrag oder von Amts wegen verfügen, 
dass hinsichtlich einzelner strafbarer Handlungen oder einzelner Be-
schuldigter das Strafverfahren abgesondert zu führen und zum Abschluss 
zu bringen sei, soferne dies zur Vermeidung von Verzögerungen oder 
Erschwerungen des Verfahrens oder zur Kürzung der Haft eines Be-
schuldigten dienlich erscheint. 

4) In jedem solchen Falle ist dem Ankläger eine sofortige Erklärung 
abzufordern, ob er sich hinsichtlich der ausgeschiedenen gegen denselben 
Beschuldigten vorliegenden Anschuldigungspunkte die Verfolgung vor-
behalte. Geschieht dies, so ist das Verfahren hinsichtlich der letzteren 
ohne unnötigen Aufschub fortzuführen und zum Abschlusse zu bringen; 
im entgegengesetzten Falle ist die Untersuchung hinsichtlich dieser An-
schuldigungspunkte einzustellen. 

§ 68 

Gehören zu den strafbaren Handlungen im Sinne des § 67 Abs. 2 sol-
che, für die auf Grund zwischenstaatlicher Abkommen ein besonderer 
Rechtszug an eine ausländische Rechtsmittelinstanz besteht, so ist das 
Strafverfahren für diese strafbaren Handlungen abgesondert zu führen. 
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VIII. Hauptstück 

Von dem Augenscheine und den Sachverständigen 

I. Von dem Augenscheine und der Zuziehung von 
Sachverständigen überhaupt 

§ 69 

Der Augenschein ist vorzunehmen, so oft dies zur Aufklärung eines 
für die Untersuchung erheblichen Umstandes notwendig erscheint. Es 
sind stets zwei Gerichtszeugen, und wenn sich dies wegen Anerkennung 
der zu untersuchenden Gegenstände oder zur Erlangung von Aufklärun-
gen als zweck1dienlich darstellt, ist auch der Beschuldigte zuzuziehen. 
Dem Verteidiger des Beschuldigten kann die Beteiligung bei der Vor-
nahme des Augenscheines nicht versagt werden; auch ist ein bereits be-
stellter Verteidiger, wenn kein besonderes Bedenken dagegen obwaltet, 
von der Vornahme des Augenscheines in Kenntnis zu setzen. 

§ 70 

Das über den Augenschein aufzunehmende Protokoll ist so bestimmt 
und umständlich abzufassen, dass es eine vollständige und treue An-
schauung der besichtigten Gegenstände gewährt. Es sind demselben zu 
diesem Zwecke erforderlichenfalls Zeichnungen, Pläne oder Risse beizu-
fügen; Masse, Gewichte, Grössen und Ortsverhältnisse sind nach be-
kannten und unzweifelhaften Bestimmungen zu bezeichnen. 

§ 71 

1) Dem Augenschein ist erforderlichenfalls ein Sachverständiger bei-
zuziehen. 

2) Zwei Sachverständige sind nur dann beizuziehen, wenn es wegen 
der Schwierigkeit der Beobachtung oder Begutachtung erforderlich ist. 

§ 72 

1) Die Wahl der Sachverständigen steht dem Untersuchungsrichter 
zu. Sind solche für ein bestimmtes Fach bei dem Gerichte bleibend ange-
stellt, so soll er andere nur dann zuziehen, wenn Gefahr im Verzuge ist 
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oder wenn jene durch besondere Verhältnisse abgehalten sind oder in 
dem einzelnen Falle als bedenklich erscheinen. 

2) Wenn ein Sachverständiger der an ihn ergangenen Vorladung nicht 
Folge leistet oder seine Mitwirkung bei der Vornahme des Augenschei-
nes verweigert, so kann der Untersuchungsrichter eine Geldstrafe bis zu 
1 000 Franken gegen ihn verhängen. 

§ 73 

Personen, welche in einem Untersuchungsfalle als Zeugen nicht ver-
nommen oder nicht beeidet werden dürfen oder welche zu dem Beschul-
digten oder dem Verletzten in einem der in § 107 Abs. 1 Ziff. 1 bezeich-
neten Verhältnisse stehen, sind bei sonstiger Nichtigkeit des Aktes als 
Sachverständige nicht beizuziehen. Von der Wahl der Sachverständigen 
sind in der Regel sowohl der Ankläger, als auch der Beschuldigte vor der 
Vornahme des Augenscheines in Kenntnis zu setzen; werden erhebliche 
Einwendungen vorgebracht und haftet nicht Gefahr im Verzuge, so sind 
andere Sachverständige beizuziehen. 

§ 74 

1) Diejenigen Sachverständigen, welche schon im allgemeinen beei-
digt sind, hat der Untersuchungsrichter vor dem Beginne der Amtshand-
lung an den von ihnen abgelegten Eid zu erinnern. 

2) Andere Sachverständige müssen vor der Vornahme des Augen-
scheines eidlich verpflichtet werden, dass sie den Gegenstand desselben 
sorgfältig untersuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und voll-
ständig angeben und den Befund sowie ihr Gutachten nach bestem Wis-
sen und Gewissen und nach den Regeln ihrer Wissenschaft oder Kunst 
abgeben wollen. 

§ 75 

1) Die Gegenstände des Augenscheines sind von den Sachverständi-
gen in Gegenwart der Gerichtspersonen zu besichtigen und zu untersu-
chen, ausser wenn letztere aus Rücksichten des sittlichen Anstandes für 
angemessen erach ten, sich zu entfernen oder, wenn die erforderlichen 
Wahrnehmungen, wie bei der Untersuchung von Giften, nur durch fort-
gesetzte Beobachtung oder länger dauernde Versuche gemacht werden 
können. 
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2) Bei jeder solchen Entfernung der Gerichtspersonen von dem Orte 
des Augenscheines ist aber auf geeignete Weise dafür zu sorgen, dass die 
Glaubwürdigkeit der von den Sachverständigen zu pflegenden Erhebun-
gen sichergestellt werde. 

3) Ist von dem Verfahren der Sachverständigen die Zerstörung oder 
Veränderung eines von ihnen zu untersuchenden Gegenstandes zu er-
warten, so soll ein Teil des letzteren, insoferne es tunlich erscheint, in 
gerichtlicher Verwahrung behalten werden. 

§ 76 

1) Der Untersuchungsrichter leitet den Augenschein. Er bezeichnet 
mit möglichster Berücksichtigung der von dem Ankläger und dem Be-
schuldigten oder dessen Verteidiger gestellten Anträge die Gegenstände, 
auf welche die Sachverständigen ihre Beobachtung zu richten haben und 
stellt die Fragen, deren Beantwortung er für erforderlich hält. Die Sach-
verständigen können verlangen, dass ihnen aus den Akten oder durch 
Vernehmung von Zeugen jene Aufklärungen über von ihnen bestimmt 
zu bezeichnende Punkte gegeben werden, welche sie für das abzugeben-
de Gutachten für erforderlich erachten. 

2) Wenn den Sachverständigen zur Abgabe eines gründlichen Gut-
achtens die Einsicht der Untersuchungsakten unerlässlich erscheint, 
können ihnen, soweit nicht besondere Bedenken dagegen obwalten, auch 
die Akten selbst mitgeteilt werden. 

§ 77 

Die Angaben der Sachverständigen über die von ihnen gemachten 
Wahrnehmungen (Befund) sind von dem Protokollführer sogleich auf-
zuzeichnen. Das Gutachten samt dessen Gründen können sie entweder 
sofort zu Protokoll geben oder sich die Abgabe eines schriftlichen Gut-
achtens vorbehalten, wofür eine angemessene Frist zu bestimmen ist. 

§ 78 

Ist der Befund dunkel, unbestimmt, im Widerspruche mit sich selbst 
oder mit erhobenen Tatumständen oder weichen die Angaben zweier 
Sachverständiger über die von ihnen wahrgenommenen Tatsachen erheb-
lich voneinander ab, und lassen sich die Bedenken nicht durch eine 
nochmalige Vernehmung beseitigen, so ist der Augenschein, sofern es 
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möglich ist, unter Zuziehung desselben oder derselben Sachverständigen 
zu wiederholen. Erforderlichenfalls können an ihrer Stelle andere Sach-
verständige beigezogen werden. 

§ 79 

Ergeben sich solche Widersprüche oder Mängel in bezug auf das 
Gutachten oder zeigt sich, dass es Schlüsse enthält, welche aus den ange-
gebenen Vordersätzen nicht folgerichtig gezogen sind, und lassen sich die 
Bedenken nicht durch eine nochmalige Vernehmung der Sachverständi-
gen beseitigen, so ist das Gutachten eines anderen oder mehrerer anderer 
Sachverständigen einzuholen. 

II. Verfahren bei Untersuchungen wegen Tötungen und 
wegen Körperverletzungen insbesondere 

§ 80 

1) Wenn sich bei einem Todesfalle Verdacht ergibt, dass derselbe 
durch eine strafbare Handlung verursacht worden sei, so muss vor der 
Beerdigung die Leichenbeschau und Leichenöffnung vorgenommen 
werden. 

2) Ist die Leiche bereits beerdigt, so muss sie zu diesem Behufe wie-
der ausgegraben werden, wenn nach den Umständen noch ein erhebli-
ches Ergebnis davon erwartet werden kann und nicht dringende Gefahr 
für die Gesundheit der Personen, welche an der Leichenbeschau teilneh-
men müssen, vorhanden ist. 

3) Ehe zur Öffnung der Leiche geschritten wird, ist dieselbe genau zu 
beschreiben und deren Identität durch Vernehmung von Personen, die 
den Verstorbenen gekannt haben, ausser Zweifel zu setzen. Diesen Per-
sonen ist nötigenfalls vor der Anerkennung eine genaue Beschreibung 
des Verstorbenen abzufordern. Ist aber der letztere ganz unbekannt, so 
ist eine genaue Beschreibung der Leiche durch öffentliche Blätter be-
kanntzumachen. 

4) Bei der Leichenbeschau hat der Untersuchungsrichter darauf zu 
sehen, dass die Lage und Beschaffenheit des Leichnams, der Ort, wo und 
die Kleidung, worin er gefunden wurde, genau bemerkt sowie alles, was 
nach den Umständen für die Untersuchung von Bedeutung sein könnte, 
sorgfältig be)achtet werde. Insbesondere sind Wunden und andere äusse-
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re Spuren erlittener Gewalttätigkeit nach ihrer Zahl und Beschaffenheit 
genau zu verzeichnen, die Mittel und Werkzeuge, durch welche sie wahr-
scheinlich verursacht wurden, anzugeben und die etwa vorgefundenen, 
möglicherweise gebrauchten Werkzeuge mit den vorhandenen Verlet-
zungen zu vergleichen. 

§ 81 

1) Die Leichenbeschau und Leichenöffnung ist durch einen, nötigen-
falls zwei Ärzte vorzunehmen (§ 71). 

2) Der Arzt, welcher den Verstorbenen in der seinem Tode allenfalls 
vorhergegangenen Krankheit behandelt hat, ist, wenn es zur Aufklärung 
des Sachverhaltes beitragen und ohne Verzögerung geschehen kann, zur 
Gegenwart bei der Leichenbeschau aufzufordern. 

§ 82 

1) Das Gutachten hat sich darüber auszusprechen, was in dem vorlie-
genden Falle die den eingetretenen Tod zunächst bewirkende Ursache 
gewesen und wodurch dieselbe erzeugt worden sei. 

2) Werden Verletzungen wahrgenommen, so ist insbesondere zu er-
örtern: 
1. ob dieselben dem Verstorbenen durch die Handlung eines anderen 

zugefügt wurden und, falls diese Frage bejaht wird, 
2. ob diese Handlung 

a) schon ihrer allgemeinen Natur wegen, 
b) vermöge der eigentümlichen persönlichen Beschaffenheit oder ei-

nes besonderen Zustandes des Verletzten, 
c) wegen der zufälligen Umstände, unter welchen sie verübt wurde 

oder 
d) vermöge zufällig hinzugekommener, jedoch durch sie veranlasster 

oder aus ihr entstandener Zwischenursachen den Tod herbeige-
führt habe und ob endlich 

e) der Tod durch rechtzeitige und zweckmässige Hilfe hätte abge-
wendet werden können. 

3) Insoferne sich das Gutachten nicht über alle für die Entscheidung 
erheblichen Umstände verbreitet, sind hierüber von dem Untersuchungs-
richter besondere Fragen an die Sachverständigen zu stellen. 
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§ 83 

Bei Verdacht einer Kindestötung ist nebst den nach den vorstehenden 
Vorschriften zu pflegenden Erhebungen auch zu erforschen, ob das Kind 
lebendig geboren sei. 

§ 84 

Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, so ist der Erhebung des Tat-
bestandes nebst dem Arzte nach Erfordernis noch ein Chemiker beizu-
ziehen. Die Untersuchung der Gifte selbst aber kann nach Umständen 
auch von dem Chemiker allein in einem hiezu geeigneten Lokale vorge-
nommen werden. Im übrigen gilt § 71 sinngemäss. 

§ 85 

Auch bei körperlichen Beschädigungen ist die Besichtigung des Ver-
letzten durch einen Arzt als Sachverständigen vorzunehmen, welcher 
sich nach genauer Beschreibung der Verletzungen insbesondere auch 
darüber auszusprechen hat, welche von den vorhandenen Körperverlet-
zungen oder Gesundheitsstörungen an und für sich oder in ihrem Zu-
sammenwirken unbedingt oder unter den besonderen Umständen des 
Falles als leichte, schwere oder lebensgefährliche anzusehen seien, welche 
Wirkungen Beschädigungen dieser Art gewöhnlich nach sich zu ziehen 
pflegen, und welche in dem vorliegenden einzelnen Falle daraus hervor-
gegangen sowie durch welche Mittel oder Werkzeuge oder auf welche 
Weise dieselben zugefügt worden seien. Im übrigen gilt 71 sinngemäss. 

§ 86 

Ist die Untersuchung einer Frau nötig, so ist womöglich eine Ärztin 
zu beauftragen. 

III. Verfahren bei Zweifeln über Geistesstörungen oder über 
Zurechnungsfähigkeit 

§ 87 

1) Entstehen Zweifel darüber, ob der Beschuldigte den Gebrauch der 
Vernunft besitze, oder ob er an einer Geistesstörung leide, wodurch die 
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Zurechnungsfähigkeit desselben aufgehoben sein könnte, so ist die Un-
tersuchung des Geistes- und Gemütszustandes des Beschuldigten jeder-
zeit durch zwei Ärzte zu veranlassen. 

2) Dieselben haben über das Ergebnis ihrer Beobachtungen Bericht 
zu erstatten, alle für die Beurteilung des Geistes- und Gemütszustandes 
des Beschuldigten einflussreichen Tatsachen zusammenzustellen, sie 
nach ihrer Bedeutung sowohl einzeln als im Zusammenhange zu prüfen 
und, falls sie eine Geistesstörung als vorhanden betrachten, die Natur der 
Krankheit, die Art und den Grad derselben zu bestimmen und sich so-
wohl nach den Akten, als nach ihrer eigenen Beobachtung über den Ein-
fluss auszusprechen, welchen die Krankheit auf die Vorstellungen, Triebe 
und Handlungen des Beschuldigten geäussert habe und noch äussere und 
ob und in welchem Masse dieser getrübte Geisteszustand zur Zeit der 
begangenen Tat bestanden habe. 

IV. Prüfung von Handschriften 

§ 88 

Entstehen Zweifel über die Echtheit einer Urkunde oder soll ermit-
telt werden, von wessen Hand eine bestimmte Schrift herrühre, so kann 
eine Vergleichung mit unzweifelhaft echten Schriftstücken durch einen 
oder zwei Sachverständige vorgenommen werden. 

V. Verfahren bei Untersuchungen wegen strafbarer 
Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs mit Geld, 

Wertpapieren und Wertzeichen 

§ 89 

1) In Fällen strafbarer Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs 
mit Geld, Wertpapieren und Wertzeichen hat der Untersuchungsrichter 
die Stücke, welche den Gegenstand der Untersuchung bilden, in der 
Regel der Regierung zu übergeben, um den Befund über ihre Echtheit 
oder Unechtheit und die weitere Auskunft zu erhalten, in welcher Art 
die Fälschung geschehen sei, ob vorbereitete Werkzeuge, welche die 
Vervielfältigung erleichtern, benützt worden, endlich ob und wo solche 
gefälschten Stücke bereits vorgekommen sind. 
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2) Eben dahin sind auch nach gänzlich beendigten strafgerichtlichen 
Verfahren die Falsifikate samt allen von der strafbaren Handlung herrüh-
renden Werkzeugen, Materialien und anderen dazugehörigen Gegens-
tänden einzuschicken. Sobald diese Gegenstände zu einer neuerlichen 
strafgerichtlichen Amtshandlung nötig werden, sind sie zurückzuverlan-
gen. 

VI. Verfahren bei Untersuchungen wegen Brandlegungen 

§ 90 

Bei Brandlegungen ist insbesondere zu ermitteln, auf welche Weise 
der Brand gelegt, ob dazu ein Zündstoff und welcher verwendet worden 
ist; ferner der Ort, wo und die Zeit zu erforschen, wann die Brandlegung, 
ob bei Tag oder Nacht oder ob sie unter solchen Umständen geschehen, 
dass daraus wirklich eine Feuerbrunst an fremden Eigentume bewirkt 
oder doch die Gefahr einer solchen herbeigeführt, oder das Leben eines 
Menschen einer Gefahr ausgesetzt worden sei und ob das Feuer bei dem 
Ausbruche sich leicht hätte verbreiten können; endlich ist bei einem 
wirklich ausgebrochenen Brande die Grösse des dadurch verursachten 
Schadens zu erheben. 

VII. Verfahren bei Untersuchungen wegen anderer 
Beschädigungen 

§ 91 

Bei strafbaren Handlungen, durch welche auf andere als die eben er-
wähnte Weise, ein Schaden oder eine Gefahr für Leben oder für Eigen-
tum herbeigeführt wurde, ist durch den Augenschein vorzüglich die 
Beschaffenheit der angewendeten Gewalt oder List, der gebrauchten 
Mittel oder Werkzeuge und die Grösse des verursachten oder beabsich-
tigten Schadens und des entgangenen Gewinnes oder der Gefahr für das 
Leben, die Gesundheit oder körperliche Sicherheit von Menschen und 
für fremdes Eigentum zu erheben. 
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IX. Hauptstück 

Von der Haus- und Personsdurchsuchung, der 
Beschlagnahme und der Überwachung des 

Fernmeldeverkehrs 

I. Haus- und Personsdurchsuchung 

§ 92 

1) Eine Hausdurchsuchung, das ist die Durchsuchung der Wohnung 
oder sonstiger zum Hauswesen gehörigen Räumlichkeiten, darf nur dann 
vorgenommen werden, wenn gegründeter Verdacht vorliegt, dass sich 
darin eine eines Verbrechens oder Vergehens verdächtige Person verbor-
gen halte oder dass sich daselbst Gegenstände befinden, deren Besitz 
oder Besichtigung für eine bestimmte Untersuchung von Bedeutung sein 
könne. 

2) Gegen Personen, bei welchen eine hohe Wahrscheinlichkeit für 
den Besitz solcher Gegenstände spricht oder welche eines Verbrechens 
oder Vergehens verdächtig oder sonst übel berüchtigt sind, ist auch die 
Durchsuchung der Person und ihrer Kleidung zulässig. 

§ 93 

1) Eine Durchsuchung findet in der Regel nur nach vorausgegangener 
Vernehmung desjenigen, bei oder an welchem sie vorgenommen werden 
soll und nur insoferne statt, als durch die Vernehmung weder die freiwil-
lige Herausgabe des Gesuchten, noch die Beseitigung der die Durchsu-
chung veranlassenden Gründe herbeigeführt wird. 

2) Von dieser Vernehmung kann Umgang genommen werden bei ü-
bel berüchtigten Personen sowie auch dann, wenn Gefahr im Verzuge ist 
oder wenn die Durchsuchung von dem Publikum offenstehenden Räum-
lichkeiten vorgenommen wird. 

3) In der Regel darf die Durchsuchung nur kraft eines mit Gründen 
versehenen richterlichen Befehles unternommen werden. Dieser Befehl 
ist dem Beteiligten sogleich oder doch innerhalb der nächsten vierund-
zwanzig Stunden zuzustellen. 
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§ 94 

1) Zum Zwecke der Strafgerichtspflege kann eine Hausdurchsuchung 
auch durch die Sicherheitsorgane aus eigener Macht vorgenommen wer-
den, wenn gegen jemanden ein Vorführungs- oder Haftbefehl erlassen 
oder wenn jemand auf der Tat betreten, durch öffentliche Verfolgung 
oder öffentlichen Ruf als einer strafbaren Handlung verdächtig bezeich-
net oder im Besitze von Gegenständen betreten wird, welche auf die 
Beteiligung an einer solchen hinweisen. 

2) In diesem Falle ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder 
doch binnen der nächsten vierundzwanzig Stunden die Bescheinigung 
über die Vornahme der Hausdurchsuchung und deren Gründe zuzustel-
len. 

§ 95 

1) Haus- und Personsdurchsuchungen sind stets mit Vermeidung al-
les unnötigen Aufsehens, jeder nicht unumgänglich nötigen Belästigung 
oder Störung der Beteiligten, mit möglichster Schonung ihres Rufes und 
ihrer mit dem Gegenstande der Untersuchung nicht zusammenhängen-
den Privatgeheimnisse sowie mit sorgfältigster Wahrung der Schicklich-
keit und des Anstandes vorzunehmen. 

2) In der Regel ist die Haus- und Personsdurchsuchung in Gegenwart 
des Untersuchungsrichters zu vollziehen. In geringeren Fällen kann der 
Untersuchungsrichter solche Untersuchungshandlungen durch einen 
anderen Gerichtsbeamten, einen Ortsvorsteher oder ein anderes geeigne-
tes Sicherheitsorgan ausführen lassen. 

3) Der Inhaber der Räumlichkeit, welche durchsucht werden soll, ist 
aufzufordern, der Durchsuchung beizuwohnen; ist er verhindert oder 
nicht anwesend, so muss die Aufforderung an ein erwachsenes Mitglied 
seiner Familie oder in dessen Ermangelung an einen Hausgenossen oder 
Nachbar ergehen. 

4) Ausserdem sind der Durchsuchung stets ein Protokollführer und 
zwei Gerichtszeugen beizuziehen. 

5) Das über die Durchsuchung aufzunehmende Protokoll ist von al-
len Anwesenden zu unterfertigen. Dem Beteiligten ist auf sein Verlangen 
eine Abschrift (Ablichtung) des Protokolles auszuhändigen. Ist nichts 
Verdächtiges ermittelt worden, so ist dem Beteiligten auf sein Verlangen 
eine Bestätigung hierüber zu erteilen. 
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II. Beschlagnahme 

§ 96 

1) Werden Gegenstände gefunden, die für die Untersuchung von Be-
deutung sein können oder dem Verfall oder der Einziehung unterliegen, 
so sind sie in ein Verzeichnis zu bringen und in gerichtliche Verwahrung 
oder doch unter gerichtliche Obhut oder in Beschlag zu nehmen (§ 60). 

2) Jedermann ist verpflichtet, solche Gegenstände, insbesondere auch 
Urkunden, auf Verlangen herauszugeben. Wird die Herausgabe eines 
Gegenstandes, dessen Innehabung zugestanden oder sonst erwiesen ist, 
verweigert und lässt sich die Abnahme nicht durch Hausdurchsuchung 
bewirken, so kann der Besitzer, falls er nicht selbst der strafbaren Hand-
lung verdächtig erscheint oder von der Verbindlichkeit zur Ablegung 
eines Zeugnisses gesetzlich befreit ist, durch Verhängung einer Beuge-
strafe bis zu 1 000 Franken und bei weiterer Weigerung in wichtigen 
Fällen durch Verhängung einer Beugehaft bis zu sechs Wochen dazu 
angehalten werden. 

§ 97 

Werden bei einer Haus- oder Personsdurchsuchung Gegenstände ge-
funden, die auf die Begehung einer anderen als der strafbaren Handlung 
schliessen lassen, derentwegen die Durchsuchung vorgenommen wird, so 
werden sie, wenn jene von Amts wegen zu verfolgen ist, zwar mit Be-
schlag belegt; es muss jedoch hierüber ein besonderes Protokoll aufge-
nommen und dieses sofort dem Staatsanwalte mitgeteilt werden. Bean-
tragt dieser nicht die Einleitung des Strafverfahrens, so sind die in Be-
schlag genommenen Gegenstände unverzüglich zurückzugeben. 

III. Durchsuchung und Beschlagnahme von Papieren 

§ 98 

1) Bei der Durchsuchung von Papieren ist dafür zu sorgen, dass deren 
Inhalt nicht zur Kenntnis unbefugter Personen gelange. 

2) Papiere, welche in gerichtliche Verwahrung genommen wurden 
und welche nicht sofort verzeichnet werden können, sind in einen mit 
dem Gerichtssiegel zu verschliessenden Umschlag zu bringen. Auch dem 
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bei der Durchsuchung etwa anwesenden Beteiligten ist die Beidrückung 
seines Siegels zu gestatten. Wird eine Entsiegelung vorgenommen, so ist 
der Beteiligte aufzufordern, derselben beizuwohnen. Erscheint er auf 
eine solche Aufforderung nicht oder kann ihm dieselbe wegen seiner 
Abwesenheit nicht zugestellt werden, so ist die Entsiegelung dennoch 
vorzunehmen. 

IV. Beschlagnahme und Eröffnung von Briefen und anderen 
Sendungen 

§ 99 

Befindet sich der Beschuldigte bereits wegen einer vorsätzlich began-
genen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren 
Handlung in Haft oder ist wegen einer solchen ein Vorführungs- oder 
Haftbefehl gegen ihn erlassen, so kann der Untersuchungsrichter Tele-
gramme, Briefe oder andere Sendungen, welche der Beschuldigte ab-
schickt oder welche an ihn gerichtet werden, in Beschlag nehmen und 
von den Beförderungsanstalten deren Auslieferung verlangen. Diese sind 
ferner verpflichtet, auf Verlangen des Staatsanwaltes solche Sendungen 
bis zum Eintreffen einer gerichtlichen Verfügung zurückzuhalten; erfolgt 
jedoch eine solche Verfügung von Seite des Untersuchungsrichters nicht 
binnen drei Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschie-
ben. 

§ 100 

1) Die Eröffnung der mit Beschlag belegten Sendungen kann nur 
durch den Untersuchungsrichter geschehen. 

2) Bei der Eröffnung, über welche ein Protokoll aufzunehmen ist, 
dürfen die Siegel nicht verletzt werden; Umschläge und Adressen sind 
aufzubewahren. 

§ 101 

Die Beschlagnahme von Sendungen ist dem Beschuldigten oder, 
wenn er abwesend ist, einem seiner Angehörigen sogleich und längstens 
binnen vierundzwanzig Stunden bekanntzumachen. Ist die Eröffnung 
der Sendungen erfolgt, so sind Briefe und Telegramme, soferne von der 
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Mitteilung ihres Inhaltes kein nachteiliger Einfluss auf die Untersuchung 
zu besorgen ist, dem Beschuldigten oder demjenigen, an welchen sie 
gerichtet sind, in Urschrift oder Abschrift ganz oder auszugsweise mit-
zuteilen. Ist der Beschuldigte abwesend, so geschieht die Mitteilung an 
einen seiner Angehörigen. Sind keine Angehörigen des Beschuldigten 
vorhanden, so ist der Brief, wenn der Richter es im Interesse des Absen-
ders erachtet, diesen zurückzuschicken oder demselben, falls der Brief 
oder das Telegramm bei den Akten bleiben muss, die erfolgte Beschlag-
nahme anzuzeigen. 

§ 102 

In Beschlag genommene Sendungen, deren Eröffnung nicht für not-
wendig erachtet wurde, sind ohne Verzug denjenigen, an welche sie ge-
richtet sind, auszufolgen oder der Beförderungsanstalt zurückzugeben. 

V. Überwachung eines Fernmeldeverkehrs 

§ 103 

1) Die Anordnung der Überwachung des Fernmeldeverkehrs ein-
schliesslich der Aufzeichnung seines Inhaltes ist nur zulässig, wenn zu 
erwarten ist, dass dadurch die Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, 
mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung 
gefördert werden kann und wenn 
1. der Inhaber der Fernmeldeanlage selbst dringend verdächtig ist, die 

Tat begangen zu haben, oder 
2. Gründe für die Annahme vorliegen, dass sich eine der Tat dringend 

verdächtige Person beim Inhaber der Anlage aufhalte oder sich mit 
ihm unter Benützung der Anlage in Verbindung setzen werde, es sei 
denn, dass der Inhaber eine der im § 107 Abs. 1 Ziff. 2 genannten Per-
sonen ist, oder 

3. der Inhaber der Anlage der Überwachung ausdrücklich zustimmt. 

2) Die Anordnung der Überwachung des Fernmeldeverkehrs steht 
dem Untersuchungsrichter zu, doch hat er unverzüglich die Genehmi-
gung des Präsidenten des Obergerichtes einzuholen. Wird die Genehmi-
gung verweigert, so hat der Untersuchungsrichter die Anordnung sofort 
zu widerrufen und die Aufzeichnungen vernichten zu lassen. 
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3) Um die Durchführung der Überwachung des Fernmeldeverkehrs 
im Einvernehmen mit den Fernmeldebehörden sind die Sicherheitsbe-
hörden zu ersuchen (§ 10). Verständigungen von Parteien oder sonstigen 
Verfahrensbeteiligten haben zunächst zu unterbleiben. 

4) Die angeordnete Überwachung ist auf drei Monate befristet. Be-
steht die Notwendigkeit der Überwachung nach dem Ablauf dieses Zeit-
raumes weiter, ist erneut nach den vorstehenden Absätzen vorzugehen. 

§ 104 

1) Sobald die Voraussetzungen für die weitere Überwachung des 
Fernmeldeverkehrs weggefallen sind, hat der Untersuchungsrichter die 
sofortige Beendigung der Überwachung anzuordnen. 

2) Nach Beendigung der Überwachung hat der Untersuchungsrichter 
dem Inhaber der überwachten Fernmeldeanlage und dem Verdächtigen 
Beschuldigten) die Tatsache der Überwachung mitzuteilen. Zugleich ist 
dem Inhaber der Fernmeldeanlage Gelegenheit zur Einsichtnahme in die 
Aufzeichnungen zu geben, desgleichen dem vom Inhaber der Fernmelde-
anlage verschiedenen Verdächtigen (Beschuldigten), diesem jedoch nur 
insoweit, als die Aufzeichnungen für das gegenwärtige oder für ein erst 
einzuleitendes Strafverfahren gegen ihn von Bedeutung sein könnten. Bei 
der Einsichtnahme können der Inhaber der Fernmeldeanlage und der 
Verdächtige (Beschuldigte) verlangen, dass die von ihnen eingesehenen 
Aufzeichnungen aufbewahrt werden. Wird kein solches Verlangen ge-
stellt, so hat der Untersuchungsrichter die Aufzeichnungen nur soweit 
zu den Akten zu nehmen, als sie für das gegenwärtige oder ein erst ein-
zuleitendes Strafverfahren von Bedeutung sein können; die nicht zu den 
Akten genommenen Aufzeichnungen hat er vernichten zu lassen. 

3) Jedenfalls zu vernichten sind Aufzeichnungen von Gesprächen, die 
zwischen einem Verdächtigen (Beschuldigten) und seinem Verteidiger (§ 
107 Abs. Ziff. 2) geführt wurden, es sei denn, beide verlangen überein-
stimmend die Aufbewahrung. 

4) Erachtet sich der Inhaber der überwachten Fernmeldeanlage da-
durch beschwert, dass die Überwachung angeordnet, genehmigt oder 
aufrechterhalten oder die Aufbewahrung einer Aufzeichnung angeordnet 
worden ist, so steht ihm die binnen vierzehn Tagen nach der Mitteilung 
des Untersuchungsrichters einzubringende Beschwerde an das Oberge-
richt zu. Wird die Beschwerde für berechtigt erkannt, so ist zugleich 
anzuordnen, dass alle durch unzulässige Überwachung gewonnenen 
Aufzeichnungen zu vernichten sind, sofern nicht nach den Abs. 2 oder 3 
ihre Aufbewahrung verlangt worden ist. 
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X. Hauptstück 

Von der Vernehmung der Zeugen 

§ 105 

In der Regel ist jeder, der als Zeuge vorgeladen wird, verpflichtet, der 
Vorladung Folge zu leisten und über dasjenige, was ihm von dem Ge-
genstande der Untersuchung bekannt ist, vor Gericht Zeugnis abzulegen. 

§ 106 

Als Zeugen dürfen bei sonstiger Nichtigkeit ihrer Aussage nicht ver-
nommen werden: 
1. Geistliche in Ansehung dessen, was ihnen in der Beichte oder sonst 

unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde; 
2. Staatsbeamte, wenn sie durch ihr Zeugnis das ihnen obliegende 

Amtsgeheimnis verletzen würden, insoferne sie dieser Pflicht nicht 
durch ihre Vorgesetzten entbunden sind; 

3. Personen, die zur Zeit, in welcher sie das Zeugnis ablegen sollen, 
wegen ihrer Leibes- oder Gemütsbeschaffenheit ausser Stande sind, 
die Wahrheit anzugeben. 

§ 107 

1) Von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses sind be-
freit: 
1. Die Angehörigen des Beschuldigten (§ 72 StGB), wobei die durch 

eine Ehe begründete Eigenschaft einer Person als Angehöriger auf-
recht bleibt, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

2. Verteidiger über das, was ihnen in dieser Eigenschaft vom Beschul-
digten anvertraut worden ist; 

3. Rechtsanwälte, Rechtsagenten, Buchprüfer sowie Patentanwälte über 
das, was ihnen in dieser Eigenschaft von ihrem Vollmachtgeber an-
vertraut worden ist. 

2) Steht eine als Zeuge vorgeladene Person nur zu einem von mehre-
ren Beschuldigten in einem der vorstehend erwähnten Verhältnisse, so 
kann sie sich des Zeugnisses hinsichtlich der anderen nur dann entschla-
gen, wenn eine Sonderung der Aussagen, welche die letzteren betreffen, 
nicht möglich ist. 
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3) Der Untersuchungsrichter hat die unter Abs. 1 Ziff. 1 bezeichneten 
Personen, wenn sie als Zeugen vorgerufen werden, vor ihrer Verneh-
mung oder doch sobald ihm ihr Verhältnis zu dem Beschuldigten be-
kannt wird, über ihr Recht, sich des Zeugnisses zu entschlagen, zu beleh-
ren und ihre darüber erfolgte Erklärung in das Protokoll aufzunehmen. 
Hat der Zeuge auf sein Recht, sich des Zeugnisses zu entschlagen, nicht 
ausdrücklich verzichtet, so ist seine Aussage nichtig. 

§ 108 

Wenn die Ablegung des Zeugnisses oder die Beantwortung einer Fra-
ge für den Zeugen oder einen seiner Angehörigen (§ 107 Abs. 1 Ziff. 1) 
Schande oder die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines unmit-
telbaren und bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteils mit sich 
brächte, und er deshalb das Zeugnis verweigert, so soll er nur zum Zeug-
nis verhalten werden, wenn dies wegen der besonderen Bedeutung seiner 
Aussage unerlässlich ist. § 107 Abs. 3 erster Satz gilt sinngemäss. 

§ 109 

Personen, welche durch Krankheit oder Gebrechlichkeit vor Gericht 
zu erscheinen verhindert sind, können in ihrer Wohnung vernommen 
werden. 

§ 110 

Mitglieder des fürstlichen Hauses werden in ihrer Wohnung ver-
nommen. 

§ 111 

Sind Zeugen zu vernehmen, die sich im Auslande befinden, so ist in 
der Regel um deren Vernehmung der zuständige fremde Richter zu ersu-
chen. Demselben sind die Gegenstände und Fragen mitzuteilen, worüber 
die Vernehmung stattzufinden hat, und es ist zugleich das Ersuchen zu 
stellen, nach Beschaffenheit der Umstände die Vernehmung auch auf 
solche Fragepunkte auszudehnen, die sich aus dem Inhalte der von dem 
Zeugen abgelegten Aussage ergeben werden. Stellt sich aber das persönli-
che Erscheinen eines solchen Zeugen vor dem Gerichte als notwendig 
dar, so ist, wenn der Zeuge sich nicht freiwillig einfindet, darüber der 
Regierung Bericht zu erstatten. 
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§ 112 

1) Steht die zu vernehmende Person in einem öffentlichen Amte oder 
Dienste und muss zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit oder anderer 
öffentlicher Interessen eine Stellvertretung während ihrer Verhinderung 
eintreten, so ist der unmittelbare Vorgesetzte von deren Vorladung 
gleichzeitig zu benachrichtigen. 

2) Diese Vorschrift hat auch dann zu gelten, wenn Angestellte von Ei-
senbahnen oder sonstigen Unternehmungen, wo aus Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit besondere Vorkehrungen für die Stellvertretung des 
Vorgeladenen notwendig werden können, wenn Sanitätspersonen, die im 
Landes- oder Gemeindedienste stehen oder Personen des öffentlichen 
oder Privatforstdienstes vorzuladen sind. 

§ 113 

Wenn ein Zeuge der ihm zugestellten Vorladung nicht Folge leistet, 
so geschieht seine neuerliche Vorladung unter Androhung einer Geld-
strafe bis zu 1 000 Franken für den Fall des Nichterscheinens und unter 
der ferneren Drohung, dass ein Vorführungsbefehl gegen ihn werde 
erlassen werden. Bleibt der Zeuge ohne gültige Entschuldigungsgründe 
dennoch aus, so hat der Untersuchungsrichter die Geldstrafe wider ihn 
zu verhängen und den Vorführungsbefehl auszufertigen. In dringenden 
Fällen kann der Untersuchungsrichter schon nach dem ersten nicht ge-
rechtfertigten Ausbleiben gegen ihn einen Vorführungsbefehl erlassen. 
Die Kosten der Vorführung hat der Zeuge zu vergüten. 

§ 114 

Erscheint der Zeuge, verweigert er aber ohne gesetzlichen Grund ein 
Zeugnis abzulegen oder den Zeugeneid zu leisten, so kann ihn der Unter-
suchungsrichter durch Verhängung einer Beugestrafe bis zu 1 000 Fran-
ken und bei weiterer Weigerung in wichtigen Fällen durch Verhängung 
einer Beugehaft bis zu sechs Wochen dazu anhalten, ohne dass deshalb 
die Fortsetzung oder Beendigung der Untersuchung aufgehalten werden 
muss. 
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§ 115 

1) Jeder Zeuge wird vom Untersuchungsrichter in der Regel ohne 
Beisein des Anklägers, des Privatbeteiligten, des Beschuldigten oder 
anderer Zeugen einzeln vernommen. 

2) Besteht aufgrund bestimmter Tatsachen die Wahrscheinlichkeit, 
dass das Protokoll über die Vernehmung des Zeugen in der Schlussver-
handlung zu verlesen sein wird, so hat der Untersuchungsrichter dem 
Ankläger, dem Privatbeteiligten, dem Beschuldigten und seinem Vertei-
diger Gelegenheit zu geben, sich an der Vernehmung zu beteiligen und 
Fragen an den Zeugen zu stellen. 

3) Von der nach Abs. 2 einzuräumenden Gelegenheit zur Beteiligung 
an der Vernehmung kann im Interesse der Untersuchung, insbesondere 
wenn durch die Beteiligung eine erhebliche Verzögerung des Verfahrens 
oder eine Erschwerung der Wahrheitsfindung zu besorgen wäre, von 
vornherein oder zeitweise Abstand genommen werden. In diesem Fall ist 
den Parteien Gelegenheit zu geben, den wesentlichen Inhalt der in ihrer 
Abwesenheit abgelegten Aussage zu erfahren. 

§ 116 

Ist ein Zeuge der deutschen Sprache nicht kundig, so ist ein Dolmet-
scher beizuziehen, wenn nicht sowohl der Untersuchungsrichter als auch 
der Schriftführer der fremden Sprache mächtig sind. In dieser Sprache ist 
die Aussage des Zeugen nur dann im Protokoll oder in der Beilage auf-
zuzeichnen, wenn es notwendig ist, die eigenen Ausdrücke des Vernom-
menen wörtlich anzuführen (§ 48 Abs. 3). 

§ 117 

Ist ein Zeuge taub, so werden ihm die Fragen schriftlich vorgelegt 
und ist er stumm, so wird er aufgefordert, schriftlich zu antworten. 
Wenn die eine oder die andere Art der Vernehmung nicht möglich ist, so 
muss die Vernehmung des Zeugen unter Zuziehung einer oder mehrerer 
Personen geschehen, welche der Zeichensprache desselben kundig sind 
oder sonst die Geschicklichkeit besitzen, sich mit Taubstummen zu ver-
ständigen und welche vorher als Dolmetscher zu beeiden sind. 
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§ 118 

Der Zeuge ist vor seiner Vernehmung zu ermahnen, dass er auf die an 
ihn zu richtenden Fragen nach seinem besten Wissen und Gewissen die 
reine Wahrheit anzugeben, nichts zu verschweigen und seine Aussage so 
abzulegen habe, dass er sie erforderlichenfalls eidlich bekräftigen könne. 

§ 119 

1) Sodann ist der Zeuge um Vor- und Zunamen, Geburtsdatum, Ge-
burts1ort, Relgion, Stand, Gewerbe und Beschäftigung, Wohnort und 
erforderlichenfalls über andere persönliche Verhältnisse, insbesondere 
über sein Verhältnis zu dem Beschuldigten oder zu anderen bei der Un-
tersuchung Beteiligten zu befragen. 

2) Erscheint es dem Untersuchungsrichter nach den besonderen Um-
ständen des Falles unumgänglich notwendig, so kann der Zeuge auch 
darüber befragt werden, ob er schon einmal in einer strafgerichtlichen 
Untersuchung gestanden und welches Ergebnis dieselbe hatte. 

§ 120 

Bei der Vernehmung über die Sache selbst ist der Zeuge zuvörderst 
zu einer zusammenhängenden Erzählung der den Gegenstand des Zeug-
nisses bildenden Tatsachen, sodann aber zur Ergänzung derselben und 
zur Behebung von Unklarheiten oder Widersprüchen zu veranlassen. 
Der Zeuge ist insbesondere aufzufordern, den Grund seines Wissens 
anzugeben. Fragen, durch welche ihm Tatumstände vorgehalten werden, 
welche erst durch seine Antwort festgestellt werden sollen, sind mög-
lichst zu vermeiden und wenn sie gestellt werden müssen, im Protokolle 
ersichtlich zu machen. 

§ 121 

1) Wird es notwendig, die Anerkennung von Personen oder Sachen 
durch den Zeugen zu erlangen, so ist die Vorstellung oder Vorlegung in 
angemessener Weise zu veranlassen; jedoch ist der Zeuge vorher zur 
genauen Beschreibung und Angabe der unterscheidenden Kennzeichen 
aufzufordern. 

2) Stimmen Aussagen von Zeugen untereinander in erheblichen Um-
ständen nicht überein, so kann der Untersuchungsrichter die Gegenüber-
stellung der Zeugen veranlassen. 
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3) Die Gegenüberstellung soll in der Regel nicht zwischen mehr als 
zwei Personen zugleich geschehen. Die Gegenübergestellten sind über 
jeden einzelnen Umstand, in Beziehung auf welchen sie voneinander 
abweichen, besonders zu vernehmen und die beiderseitigen Antworten 
zu Protokoll zu bringen. 

§ 122 

Nach geschlossener Aussage hat jeder Zeuge, der etwas für die Sache 
Erhebliches ausgesagt hat, oder rücksichtlich dessen der Untersuchungs-
richter die Beeidigung für nötig hält, um sich volle Gewissheit zu ver-
schaffen, dass ihm nichts Näheres bekannt sei, seine Aussage zu be-
schwören. 

§ 123 

Folgende Personen dürfen bei sonstiger Nichtigkeit des Eides nicht 
beeidet werden: 
1. welche selbst überwiesen sind oder in Verdacht stehen, dass sie die 

strafbare Handlung, wegen welcher sie abgehört werden, begangen 
oder daran teilgenommen haben; 

2. die sich wegen einer vorsätzlich begangenen, mit mehr als einjähriger 
Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung in Untersuchung be-
finden oder wegen einer solchen zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
sind, die sie noch zu verbüssen haben; 

3. die schon einmal wegen falscher Beweisaussage vor Gericht verurteilt 
worden sind; 

4. die zur Zeit ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht 
zurückgelegt haben; 

5. welche an einer erheblichen Schwäche des Wahrnehmungs- oder 
Erinnerungsvermögens leiden; 

6. die mit dem Beschuldigten, gegen welchen sie aussagen, in einer 
Feindschaft leben, welche nach Massgabe der Persönlichkeiten und 
mit Rücksicht auf die Umstände geeignet ist, die volle Glaubwürdig-
keit der Zeugen auszuschliessen; 

7. welche in ihrem Verhöre wesentliche Umstände angegeben haben, 
deren Unwahrheit bewiesen ist und worüber sie nicht einen blossen 
Irrtum nachweisen können. 
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§ 124 

1) Der durch eine strafbare Handlung in seinem Rechte Verletzte ist 
bei seiner Vernehmung als Zeuge insbesondere darüber zu befragen, ob 
er sich dem Strafverfahren anschliesse. 

2) Auch in diesem Falle, wenn er als Ankläger auftritt (§ 173), finden 
alle über die Zeugenvernehmung erteilten Vorschriften auch auf ihn 
Anwendung. 

XI. Hauptstück 

Von der Vorladung, Vorführung, vorläufigen 
Verwahrung und Verhaftung des Beschuldigten 

I. Vorladung 

§ 125 

1) Der Beschuldigte wird, wo das Gesetz nichts anderes vorschreibt, 
zuerst zur Vernehmung vorgeladen. 

2) Diese Vorladung geschieht durch Zustellung einer von dem Unter-
suchungsrichter unterzeichneten, an den Vorzuladenden gerichteten 
schriftlichen und verschlossenen Ladung. Diese muss den Namen des 
Gerichtes und des Vorgeladenen, die allgemeine Bezeichnung des Ge-
genstandes der Untersuchung, den Ort, den Tag und die Stunde des 
Erscheinens und den Beisatz enthalten, dass der Vorgeladene als Be-
schuldigter vernommen werden solle und im Falle seines Ausbleibens 
persönlich werde vor Gericht geführt werden. 

II. Vorführung, vorläufige Verwahrung und rdentliche 
Untersuchungshaft 

§ 126 

Erscheint der Vorgeladene nicht, ohne eine hinreichende Entschuldi-
gungsursache angezeigt zu haben, so ist ein schriftlicher Vorführungsbe-
fehl gegen ihn auszufertigen. 
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§ 127 

1) Auch ohne vorangegangene Vorladung kann der Untersuchungs-
richter die Vorführung oder vorläufige Verwahrung des eines Verbre-
chens oder Vergehens Verdächtigen anordnen, 
1. wenn der Verdächtige auf frischer Tat betreten oder unmittelbar nach 

Begehung eines Verbrechens oder Vergehens glaubwürdig der Täter-
schaft beschuldigt oder mit Waffen oder mit anderen Gegenständen 
betreten wird, die vom Verbrechen oder Vergehen herrühren oder 
sonst auf seine Beteiligung daran hinweisen; 

2. wenn er flüchtig ist oder sich verborgen hält oder wenn aufgrund 
bestimmter Tatsachen die Gefahr besteht, er werde wegen der Grösse 
der ihm mutmasslich bevorstehenden Strafe oder aus anderen Grün-
den flüchten oder sich verborgen halten; 

3. wenn er Zeugen, Sachverständige oder Mitbeschuldigte zu beeinflus-
sen, die Spuren der Tat zu beseitigen oder sonst die Ermittlung der 
Wahrheit zu erschweren versucht hat oder wenn aufgrund bestimm-
ter Tatsachen die Gefahr besteht, er werde dies versuchen oder 

4. wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, er werde die 
Tat wiederholen oder die versuchte oder angedrohte Tat ausführen. 

2) Wenn es sich um ein Verbrechen handelt, bei dem nach dem Ge-
setz auf mindestens zehnjährige Freiheitsstrafe zu erkennen ist, muss die 
vorläufige Verwahrung des Verdächtigen angeordnet werden, es sei denn, 
dass aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, das Vorliegen aller 
in Abs. 1 Ziff. 2 bis 4 angeführten Haftgründe sei auszuschliessen. 

§ 128 

1) Der Untersuchungsrichter hat in diesen Fällen (§ 127) einen mit 
Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen, welcher dem 
Beschuldigten sogleich bei seiner Verhaftung oder doch innerhalb der 
nächsten vierundzwanzig Stunden zuzustellen ist. 

2) Wird eine der in § 112 erwähnten Personen in Haft genommen, so 
ist deren unmittelbarer Vorgesetzter hievon unverzüglich und, soferne 
keine besonderen Bedenken entgegenstehen, noch vor dem Vollzuge des 
Haftbefehles in Kenntnis zu setzen. Wird die Haft wieder aufgehoben, so 
ist auch dies sofort mitzuteilen. 
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§ 129 

1) Ausnahmsweise kann die vorläufige Verwahrung des Beschuldig-
ten zum Zwecke der Vorführung vor den Untersuchungsrichter auch 
durch einen zur Untersuchung nicht zuständigen Landrichter, allenfalls 
durch Organe der Sicherheitsbehörden ohne schriftliche Anordnung 
vernommen werden: 
1. im Falle des § 127 Abs. 1 Ziff. 1, 
2. in den Fällen des § 127 Abs. 1 Ziff. 2 bis 4 und § 127 Abs. 2, soferne 

die vorläufige Einholung des Befehls des Untersuchungsrichters we-
gen Gefahr im Verzuge nicht tunlich ist. 

2) Der in Verwahrung Genommene ist je nach der Lage der Verhält-
nisse durch das in Betracht kommende Organ des Abs. 1 unverzüglich 
zur Sache und zu den Voraussetzungen der Verwahrungshaft zu ver-
nehmen und, wenn sich dabei ergibt, dass kein Grund zu seiner weiteren 
Verwahrung vorhanden sei, sogleich freizulassen, sonst aber binnen 
achtundvierzig Stunden dem Untersuchungsrichter zu übergeben. 

§ 130 

1) Jeder dem Gerichte Eingelieferte oder auf Befehl des Untersu-
chungsrichters Vorgeführte ist durch den Untersuchungsrichter binnen 
vierundzwanzig Stunden zu vernehmen. Wäre dies nicht möglich, so 
kann der Beschuldigte zwar einstweilen in Verwahrung behalten werden, 
es ist jedoch dessen Vernehmung sobald als möglich und zwar längstens 
innerhalb drei Tagen einzuleiten und der Grund, warum dieselbe nicht 
früher stattfinden konnte, im Protokolle anzumerken. 

2) Nach der Vernehmung hat der Untersuchungsrichter sofort zu be-
schliessen, ob der Beschuldigte wieder auf freien Fuss gestellt oder wider 
ihn die ordentliche Untersuchungshaft verhängt werden soll. 

§ 131 

1) Die Untersuchungshaft darf nur verhängt werden, wenn der Be-
schuldigte dringend verdächtig ist, ein bestimmtes Verbrechen oder Ver-
gehen begangen zu haben, einer der im Abs. 2 oder 7 angeführten Haft-
gründe vorliegt und der Beschuldigte durch den Untersuchungsrichter 
bereits zur Sache und zu den Voraussetzungen der Untersuchungshaft 
einvernommen worden ist. 
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2) Die Verhängung der Untersuchungshaft setzt, abgesehen von den 
Fällen des Abs. 7 voraus, dass aufgrund bestimmter Tatsachen die Gefahr 
besteht, der Beschuldigte werde auf freiem Fusse 
1. wegen der Grösse der ihm mutmasslich bevorstehenden Strafe oder 

aus anderen Gründen flüchten oder sich verborgen halten (Fluchtge-
fahr), 

2. Zeugen, Sachverständige oder Mitbeschuldigte zu beeinflussen, die 
Spuren der Tat zu beseitigen oder sonst die Ermittlung der Wahrheit 
zu erschweren versuchen (Verdunkelungsgefahr) oder 

3. die Tat wiederholen (Wiederholungsgefahr) oder die versuchte oder 
angedrohte Tat ausführen (Ausführungsgefahr). 

3) Fluchtgefahr ist jedenfalls nicht anzunehmen, wenn der Beschul-
digte einer strafbaren Handlung verdächtig ist, die nicht strenger als mit 
fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, er sich in geordneten Lebensver-
hältnissen befindet oder einen festen Wohnsitz im Inland hat, es sei denn, 
dass er bereits Anstalten zur Flucht getroffen hat. 

4) Die Untersuchungshaft darf nicht verhängt oder aufrecht erhalten 
werden, wenn die Haftzwecke auch durch eine gleichzeitige Strafhaft 
oder Haft anderer Art erreicht werden können, eine Untersuchungshaft 
aus den Gründen des Abs. 2 auch dann nicht, wenn die Haftzwecke 
durch Anwendung eines oder mehrerer gelinderer Mittel (Abs. 5) er-
reicht werden können. Wird von der Verhängung oder Aufrechterhal-
tung der Untersuchungshaft wegen einer gleichzeitigen Strafhaft Abstand 
genommen, so hat der Untersuchungsrichter die Abweichungen vom 
Vollzug der Strafhaft zu verfügen, die für die Zwecke der Untersuchung 
unentbehrlich sind. 

5) Als gelindere Mittel sind anwendbar: 
1. das Gelöbnis, bis zur rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens 

weder zu flüchten noch sich verborgen zu halten noch sich ohne Ge-
nehmigung des Untersuchungsrichters von seinem Aufenthaltsort zu 
entfernen; 

2. das Gelöbnis, keinen Versuch zu unternehmen, die Untersuchung zu 
vereiteln; 

3. die Weisung, an einem bestimmten Ort, bei einer bestimmten Familie 
zu wohnen, eine bestimmte Wohnung, bestimmte Orte oder einen 
bestimmten Umgang zu meiden, sich alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender Mittel zu enthalten oder einer geregelten Ar-
beit nachzugehen; 
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4. die Weisung, jeden Wechsel des Aufenthaltsortes anzuzeigen oder 
sich in bestimmten Zeitabständen bei Gericht oder einer anderen 
Stelle zu melden; 

5. die vorübergehende Abnahme der Reisepapiere; 
6. die vorübergehende Abnahme der zur Führung eines Fahrzeuges 

nötigen Papiere; 
7. die Leistung einer Sicherheit nach den §§ 142 bis 144. 

6) Können die Haftzwecke durch die gleichzeitige Strafhaft oder Haft 
anderer Art oder die Anwendung gelinderer Mittel nicht erreicht werden 
oder würde die Untersuchung durch die Aufrechterhaltung der Strafhaft 
oder der Haft anderer Art wesentlich erschwert, so ist vom Untersu-
chungsrichter die Untersuchungshaft zu verhängen. Damit tritt im Falle 
der Strafhaft eine Unterbrechung des Strafvollzuges ein. 

7) Wenn es sich um ein Verbrechen handelt, bei dem nach dem Ge-
setz auf mindestens zehnjährige Freiheitsstrafe zu erkennen ist, muss die 
Untersuchungshaft verhängt werden, es sei denn, dass aufgrund be-
stimmter Tatsachen anzunehmen ist, das Vorliegen aller im Abs. 2 ange-
führten Haftgründe sei auszuschliessen. 

8) Der Beschluss des Untersuchungsrichters auf Verhängung der Un-
tersuchungshaft samt Begründung ist dem Beschuldigten sofort zu eröff-
nen und binnen vierundzwanzig Stunden auch schriftlich zuzustellen. 
Die mündliche Eröffnung ist im Protokoll zu vermerken. In der Begrün-
dung sind insbesondere auch die bestimmten Tatsachen anzugeben, auf-
grund derer das Gericht das Vorliegen eines oder mehrerer der in Abs. 2 
angeführten Haftgründe angenommen hat. 

9) Über die Aufhebung der Anwendung gelinderer Mittel entscheidet 
der Untersuchungsrichter. Sind der Untersuchungsrichter und der 
Staatsanwalt hierüber aber verschiedener Meinung, so entscheidet der 
Präsident des Obergerichtes. 

§ 132 

Begibt sich der Untersuchungsrichter gleich nach Verübung eines 
Verbrechens oder Vergehens an Ort und Stelle, um den Tatbestand zu 
erheben, so kann er jedem, bei dem er es notwendig findet, verbieten, 
während desselben oder auch noch während des folgenden Tages seinen 
Aufenthaltsort zu verlassen. Der Untersuchungsrichter kann über Perso-
nen, die diesem Befehle zuwiderhandeln, nach den Umständen des Falles 
eine Geldstrafe bis zu 1 000 Franken oder eine Freiheitsstrafe bis zu acht 
Tagen verhängen. 
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III. Behandlung der Untersuchungsgefangenen 

§ 133 

1) Die Untersuchungshaft, sowie die vorläufige Verwahrung eines 
Beschuldigten ist mit möglichster Schonung der Person und der Ehre 
desselben zu vollziehen. Der Gefangene soll nur jene Beschränkungen 
erleiden, welche erforderlich sind, um sich seiner Person zu versichern 
und für die Untersuchung nachteilige Verabredungen zu hindern. 

2) Die Untersuchungshäftlinge sind womöglich einzeln zu verwah-
ren. Personen verschiedenen Geschlechtes sind getrennt anzuhalten. 
Untersuchungshäftlinge, die der Beteiligung an derselben strafbaren 
Handlung verdächtigt werden, sind so zu verwahren, dass sie nicht mit-
einander verkehren können. Jugendliche und nicht oder nur wegen ge-
ringfügiger strafbarer Handlungen vorbestrafte Untersuchungshäftlinge 
sollen nicht gemeinschaftlich mit anderen Untersuchungshäftlingen und 
Untersuchungshäftlinge nicht gemeinschaftlich mit Strafgefangenen ver-
wahrt werden. Auch ist bei dieser Verteilung der Untersuchungsgefange-
nen auf deren Bildungsstufe und auf die Art der ihnen zur Last liegenden 
Verbrechen Rücksicht zu nehmen. 

§ 134 

Bequemlichkeiten und Beschäftigungen, die dem Stande und den 
Vermögensverhältnissen des Gefangenen entsprechen, darf er für sich auf 
seine Kosten verschaffen, insoferne sie mit dem Zwecke der Haft verein-
bar sind und weder die Ordnung des Hauses stören, noch die Sicherheit 
gefährden. 

§ 135 

1) Die Untersuchungshäftlinge dürfen, unbeschadet des § 30 dieses 
Gesetzes, mit allen Personen, von denen keine Beeinträchtigung des 
Zweckes der Untersuchungshaft zu befürchten ist, schriftlich verkehren 
und von solchen Personen Besuche empfangen. 

2) Der Briefverkehr unterliegt keinen Beschränkungen, es sei denn, 
dass durch den ausserordentlichen Umfang des Briefverkehrs eines Un-
tersuchungshäftlings die Überwachung beeinträchtigt wird. In diesem 
Fall sind diejenigen Beschränkungen anzuordnen, die für eine einwand-
freie Überwachung notwendig sind. Schreiben, von denen eine Beein-
trächtigung des Haftzweckes zu befürchten ist, sind zurückzuhalten. 
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Schreiben der Untersuchungshäftlinge, die den Verdacht erwecken, dass 
durch sie eine nicht bloss auf Begehren eines Beteiligten zu untersuchen-
de, strafbare Handlung begangen wird, sind stets zurückzuhalten, es sei 
denn, dass sie an einen inländischen allgemeinen Vertretungskörper, ein 
inländisches Gericht, eine andere inländische Behörde oder an die Euro-
päische Kommission für Menschenrechte gerichtet sind. 

3) Die Untersuchungshäftlinge dürfen Besuche innerhalb der Amts-
zeit so oft und in dem zeitlichen Ausmass empfangen, als die erforderli-
che Überwachung ohne Beeinträchtigung des Dienstes und der Ordnung 
des Gefangenenhauses möglich ist. Es darf den Untersuchungshäftlingen 
jedoch in keinem Fall verwehrt werden, mindestens zweimal in der Wo-
che einen Besuch in der Dauer von einer Viertelstunde zu empfangen. 

§ 136 

1) Die Entscheidung darüber, mit welchen Personen die Untersu-
chungshäftlinge schriftlich verkehren und welche Besuche sie empfangen 
dürfen, die Überwachung des Briefverkehrs und der Besuche sowie alle 
übrigen Anordnungen und Entscheidungen, die sich auf den Verkehr der 
Untersuchungshäftlinge mit der Aussenwelt beziehen, stehen dem Un-
tersuchungsrichter zu. Von der Überwachung des Briefverkehrs darf nur 
insoweit abgesehen werden, als davon keine Beeinträchtigung des Haft-
zwecks zu befürchten ist. 

2) Die von den Untersuchungshäftlingen begangenen Ordnungswid-
rigkeiten sind dem Untersuchungsrichter mitzuteilen. Das gleiche gilt 
von Vorfällen, von denen eine Beeinträchtigung der Haftzwecke zu be-
fürchten ist. 

§ 137 

Der Landgerichtsvorstand oder ein von ihm beauftragter Landrichter 
hat im Gefangenenhaus wenigstens einmal in jedem Quartal ohne Vor-
anmeldung in Abwesenheit des aufsichtsführenden Vollzugsbediensteten 
Nachschau zu halten und die Abstellung der aufgrund der Befragung der 
Häftlinge festgestellten Mängel zu veranlassen. 
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IV. Sicherheitsleistung, Aufhebung der vorläufigen 
Verwahrung und der Untersuchungshaft 

§ 138 

1) Sämtliche am Strafverfahren beteiligten Behörden sind verpflichtet, 
darauf hinzuwirken, dass die Haft so kurz wie möglich dauere. 

2) Die vorläufige Verwahrung, die Untersuchungshaft sowie die An-
wendung gelinderer Mittel sind aufzuheben, sobald ihre Voraussetzun-
gen nicht mehr vorliegen; die Untersuchungshaft auch, sobald ihre Dauer 
im Verhältnis zu den zu erwartenden Strafen offenbar unangemessen ist. 
Im übrigen darf die Dauer der bloss aus dem Grunde der Verdunke-
lungsgefahr verhängten Untersuchungshaft (§ 131 Abs. 2 Ziff. 2) zwei 
Monate, die Dauer der auch oder ausschliesslich aus einem anderen 
Grund verhängten Untersuchungshaft § 131 Abs. 2 Ziff. 1 und 3 oder 
Abs. 7) sechs Monate nicht übersteigen. Auf Antrag des Untersuchungs-
richters oder Staatsanwaltes kann das Obergericht wegen besonderer 
Schwierigkeit oder besonderen Umfanges der Untersuchung bestimmen, 
dass die bloss aus dem Grunde der Verdunkelungsgefahr verhängte Haft 
bis zu drei Monaten, die auch oder ausschliesslich aus einem anderen 
Grunde verhängte Haft bis zu einem Jahr, wenn es sich aber um ein 
Verbrechen handelt, das nach dem Gesetze mit einer Freiheitsstrafe im 
Höchstmass von mindestens zehn Jahren bedroht ist, bis zu zwei Jahren 
dauern dürfe. Die zeitliche Beschränkung der auch oder ausschliesslich 
aus einem anderen Grund als dem der Verdunkelungsgefahr verhängten 
Untersuchungshaft entfällt, sobald die Schlussverhandlung vor dem 
Strafgerichte angeordnet worden ist. 

§ 139 

1) Sind der Untersuchungsrichter und der Staatsanwalt übereinstim-
mend der Meinung, dass die Voraussetzungen der Untersuchungshaft 
nach § 131 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 oder Abs. 7 weggefallen sind oder dass mit 
gelinderen Mitteln nach § 131 Abs. 5 Ziff. 1 bis 6 das Auslangen gefun-
den werden kann, so hat der Untersuchungsrichter sogleich die Enthaf-
tung des Untersuchungsgefangenen zu verfügen. Sind der Untersu-
chungsrichter und der Staatsanwalt übereinstimmend der Meinung, dass 
das gelindere Mittel nach § 131 Abs. 5 Ziff. 7 angewendet werden soll, so 
hat der Untersuchungsrichter unverzüglich über die Höhe der Sicher-
heitsleistung zu entscheiden im Einvernehmen mit der Staatsanwalt-
schaft. Wird kein Einvernehmen erzielt, entscheidet über die Höhe der 
Sicherheitsleistung der Präsident des Obergerichtes. Nach Vorliegen 
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dieser Entscheidung ist sogleich die Enthaftung gegen Sicherheitsleistung 
und Gelöbnis zu verfügen. Bestehen Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Untersuchungsrichter und Staatsanwalt nur in Ansehung der Art 
und des Umfanges der anzuwendenden gelinderen Mittel, so ist gleich-
falls vor der Enthaftung die Entscheidung des Präsidenten des Oberge-
richtes einzuholen. Schliesslich ist die Entscheidung des Präsidenten des 
Obergerichtes auch einzuholen, wenn der Untersuchungsrichter entge-
gen der Ansicht des Staatsanwaltes der Meinung ist, dass die Vorausset-
zungen der Untersuchungshaft nach § 131 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 oder Abs. 7 
weggefallen sind oder dass mit gelinderen Mitteln nach § 131 Abs. 5 Ziff. 
1 bis 7 das Auslangen gefunden werden kann. In allen vorstehend ange-
führten Fällen macht es keinen Unterschied, ob ein Antrag auf Aufhe-
bung der Untersuchungshaft (Enthaftungsantrag) vorliegt oder nicht. 

2) Über Enthaftungsanträge, über die nicht nach Abs. 1 entschieden 
werden kann, sowie über Beschwerden gegen die Verhängung der Unter-
suchungshaft durch den Untersuchungsrichter ist ohne Verzug bei einer 
Haftprüfungsverhandlung zu entscheiden. 

3) Eine Haftprüfungsverhandlung ist von Amts wegen durchzufüh-
ren, wenn nicht ohnedies nach Abs. 2 eine solche Verhandlung stattfin-
den muss und entweder die Untersuchungshaft schon zwei Monate ge-
dauert hat, ohne dass eine solche Verhandlung durchgeführt worden ist, 
oder seit der letzten Haftprüfungsverhandlung schon drei Monate ver-
strichen sind und der Beschuldigte keinen Verteidiger hat. Auf die nach 
zwei Monaten von Amts wegen durchzuführende Haftprüfungsverhand-
lung kann der Beschuldigte verzichten, wenn er einen Verteidiger hat. 

4) Sobald die Schlussverhandlung vor dem Strafgerichte angeordnet 
worden ist, sind Haftprüfungsverhandlungen nicht mehr durchzuführen. 
Über die Aufrechterhaltung der Haft entscheidet ausserhalb einer 
Schlussverhandlung der Präsident des Obergerichtes. 

§ 140 

1) Die Verhandlung und Entscheidung darüber, ob die Untersu-
chungshaft fortzusetzen oder, allenfalls unter Anwendung gelinderer 
Mittel, aufzuheben ist (Haftprüfungsverhandlung), obliegt dem Präsiden-
ten des Obergerichtes. Der Präsident des Obergerichtes kann vor Durch-
führung der Verhandlung rasch durchführbare ergänzende Erhebungen 
durch den Untersuchungsrichter anordnen. 

2) Zur Verhandlung sind der Staatsanwalt und der Verteidiger zu la-
den; der Beschuldigte ist von der Verhandlung zu verständigen. Die Vor-
ladung des Verteidigers und die Verständigung des Beschuldigten sind so 
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vorzunehmen, dass ihnen eine Vorbereitungszeit von wenigstens drei 
Tagen zur Verfügung steht. An der Verhandlung nimmt auch der Unter-
suchungsrichter teil. Der Beschuldigte ist zur Verhandlung vorzuführen, 
es sei denn, dass seine Vorführung wegen Krankheit unmöglich ist. Wird 
der Beschuldigte nicht vorgeführt, so muss er während der Verhandlung 
durch einen Verteidiger vertreten sein. Hat weder der Beschuldigte selbst 
noch sein gesetzlicher Vertreter einen Verteidiger gewählt, so ist ihm für 
die Verhandlung von Amts wegen ein Verteidiger beizugeben. Die Ver-
handlung ist nicht öffentlich und hat sich auf die Haftfrage zu beschrän-
ken. Die Erreichung des Untersuchungszweckes darf durch die Verhand-
lung nicht gefährdet werden. Zunächst trägt der Untersuchungsrichter 
eine Darstellung des bisherigen Ganges der Untersuchung vor. Hierauf 
erhält der Staatsanwalt das Wort und dann der Beschuldigte oder sein 
Verteidiger zur Erwiderung. Dem Beschuldigten oder seinem Vertreter 
gebührt das Recht der letzten Äusserung. Der Präsident des Obergerich-
tes als Einzelrichter entscheidet über die Fortsetzung der Untersu-
chungshaft. Der Beschluss ist von ihm mündlich zu verkünden. 

3) Gegen den Beschluss des Präsidenten des Obergerichtes steht dem 
Staatsanwalt und den Beschuldigten die Beschwerde an das Obergericht 
als Kollegium offen. 

4) Die Beschwerde ist binnen vierzehn Tagen nach Verkündung des 
Beschlusses beim Landgericht einzubringen. Die gegen die Aufhebung 
der Untersuchungshaft gerichtete Beschwerde hat aufschiebende Wir-
kung, wenn sie sofort angemeldet und binnen drei Tagen ausgeführt 
wird. 

§ 141 

Das Obergericht als Kollegium hat über die Beschwerde ohne Verzug 
zu entscheiden; es kann zuvor vom Untersuchungsrichter Aufklärungen 
verlangen oder rasch durchführbare ergänzende Erhebungen anordnen. 
Es entscheidet über die Beschwerde in nichtöffentlicher Sitzung. Ent-
scheidet das Obergericht als Kollegium, dass die Haft aufzuheben ist, 
und treffen die dafür massgebenden Umstände auch bei einem Mitbe-
schuldigten zu, der keine Beschwerde eingebracht hat, so hat das Ober-
gericht so vorzugehen, als ob eine solche Beschwerde vorläge. 

§ 142 

1) Sofern es sich nicht um ein Verbrechen handelt, bei dem nach dem 
Gesetz auf eine mindestens zehnjährige Freiheitsstrafe zu erkennen ist, 
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kann die wegen Verdachts der Flucht verhängte Haft gegen Kaution oder 
Bürgschaft für eine mit Rücksicht auf die Folgen der strafbaren Hand-
lung, die Verhältnisse der Person des Verhafteten und das Vermögen des 
Sicherheitsleisten den zu bestimmende Summe und gegen Ablegung der 
im § 131 Abs. 5 Ziff. 1 und 2 erwähnten Gelöbnisse auf Verlangen unter-
bleiben oder aufgehoben werden; sie muss gegen die angegebenen Si-
cherheiten auf Verlangen unterbleiben oder aufgehoben werden, wenn 
die strafbare Handlung nicht strenger als mit fünfjähriger Freiheitsstrafe 
bedroht ist. 

2) Die Kautions- oder Bürgschaftssumme ist entweder in barem Geld 
oder in solchen Wertpapieren, die nach den bestehenden Gesetzen zur 
Anlegung der Gelder von Minderjährigen oder Pflegebefohlenen ver-
wendet werden dürfen, nach dem Börsenkurse des Erlagstages berechnet, 
gerichtlich zu hinterlegen oder durch Pfandbestellung auf unbewegliche 
Güter oder durch taugliche Bürgen (§ 1374 ABGB), die sich zugleich als 
Zahler verpflichten, sicherzustellen. 

3) Inwiefern ein lediglich wegen Fluchtverdachtes verhafteter Be-
schuldigter gegen Kaution, Pfandbestellung auf unbewegliche Güter oder 
durch taugliche Bürgen aus der Haft entlassen werden kann, entscheidet 
über Antrag im Einvernehmen mit dem Staatsanwalt der Untersuchungs-
richter, wird kein Einvernehmen erzielt, der Präsident des Obergerichtes. 

§ 143 

1) Die Kaution ist vom Untersuchungsrichter für verfallen zu erklä-
ren, wenn sich der Beschuldigte ohne Erlaubnis von seinem Wohnorte 
entfernt oder über die an ihn ergangene Vorladung, welche im Falle sei-
ner Nichtauffindung an seiner Wohnung anzuschlagen ist, binnen drei 
Tagen vor Gericht nicht erscheint. 

2) Dieses Erkenntnis ist, sobald es rechtskräftig geworden, gleich je-
dem Urteile exekutionsfähig. Die verfallenen Sicherheitsbeträge fliessen 
dem Land zu, doch hat der durch die strafbare Handlung Beschädigte 
das Recht, zu verlangen, dass vor allem seine Entschädigungsansprüche 
daraus befriedigt werden. 

§ 144 

1) Wenn der Beschuldigte nach gestatteter Freilassung Anstalten zur 
Flucht trifft oder wenn neue Umstände vorkommen, die seine Verhaf-
tung erfordern, so hat ungeachtet der Sicherheitsleistung die Verhaftung 
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desselben einzutreten; ist die Verhaftung in diesen Fällen erfolgt, so wird 
die Kaution frei. 

2) Dasselbe ist der Fall, sobald das Strafverfahren durch Einstellung 
oder durch Endurteil rechtskräftig beendet ist. 

XII. Hauptstück 

Von der Vernehmung des Beschuldigten 

§ 145 

1) Der Beschuldigte ist in der Untersuchung ohne Beisein des Anklä-
gers oder anderer gesetzlich hiezu nicht berufener Personen von dem 
Untersuchungsrichter zu vernehmen. Die Vernehmung findet in der 
Regel mündlich statt, doch kann der Untersuchungsrichter bei verwi-
ckelten Punkten auch eine schriftliche Beantwortung gestatten. Gerichts-
zeugen sind in der Vernehmung des Beschuldigten nur dann beizuziehen, 
wenn der Untersuchungsrichter es für nötig erachtet oder der Beschul-
digte es verlangt. 

2) Ist ein Verhafteter mit Fesseln belegt worden, so müssen ihm die-
selben vor seiner Vernehmung abgenommen werden, sofern dies ohne 
Gefahr geschehen kann. 

3) Ist er der deutschen Sprache nicht kundig oder ist er taub oder 
stumm, so sind die Vorschriften der §§ 116 und 117 zu beobachten. 

§ 146 

Die Vernehmung des Beschuldigten soll der Untersuchungsrichter 
ohne Verzug vornehmen, sobald es geschehen kann und die einmal ange-
fangene ohne wichtiges Hindernis nicht durch längere Zeit unterbrechen. 
Insbesondere soll dann nicht ausgesetzt werden, wenn der Befragte im 
Bekenntnis der Schuld oder in zusammenhängender Ausweisung seiner 
Schuldlosigkeit begriffen oder wenn wahrgenommen wird, dass er durch 
die an ihn gestellten Fragen dahin gebracht worden, der Wahrheit nicht 
ausweichen zu können oder dass sonst sich Gelegenheit bietet, auf nähe-
re Spuren zur Entdeckung der Wahrheit zu kommen. 
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§ 147 

Der Untersuchungsrichter hat vor dem Beginne der Vernehmung den 
Beschuldigten zu ermahnen, dass er die ihm vorzulegenden Fragen be-
stimmt, deutlich und der Wahrheit gemäss beantworte. Sodann ist der 
Beschuldigte über seinen Vor- und Zunamen, sein Geburtsdatum, seine 
Religion, seinen Geburts- und Wohnort, über Stand, Gewerbe oder 
Beschäftigung, ferner, soweit es zum Zwecke der Untersuchung erfor-
derlich erscheint, über seine Familien- und Vermögensverhältnisse, sei-
nen Lebenslauf, insbesondere ob und weshalb er schon in Untersuchung 
oder Strafe gewesen, zu befragen. 

§ 148 

Nach der Vernehmung über die persönlichen Verhältnisse hat der 
Untersuchungsrichter dem Beschuldigten die strafbare Handlung, deren 
er beschuldigt ist, im allgemeinen zu bezeichnen und ihn zu veranlassen, 
dass er sich über die den Gegenstand der Anschuldigung bildenden Tat-
sachen in einer zusammenhängenden umständlichen Erzählung äussere. 
Die weiteren Fragen sind mit Vermeidung aller unnötigen Weitläufigkeit 
auf die Ergänzung der Erzählung, auf die Entfernung von Unklarheiten 
und Widersprüchen zu richten und insbesondere so zu stellen, dass der 
Beschuldigte alle gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe und Aussagen 
anderer Personen erfahre und vollständige Gelegenheit zu deren Beseiti-
gung und zu seiner Rechtfertigung erhalte. Gibt er Tatsachen oder Be-
weismittel zu seiner Entlastung an, so müssen dieselben, soferne sie nicht 
offenbar zur Verzögerung angegeben wurden, erhoben werden. 

§ 149 

1) Die an den Beschuldigten zu richtenden Fragen dürfen nicht unbe-
stimmt, mehrdeutig oder verfänglich sein; sie müssen eine aus der ande-
ren nach der natürlichen Ordnung fliessen. Es ist daher insbesondere die 
Stellung solcher Fragen zu vermeiden, in welchen eine von dem Beschul-
digten nicht zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen 
wird. 

2) Fragen, wodurch dem Beschuldigten Tatumstände vorgehalten 
werden, die erst durch seine Antwort festgestellt werden sollen oder 
wodurch ihm die zu erforschenden Mitbeteiligten durch Namen oder 
andere leicht erkennbare Merkmale bezeichnet werden, dürfen erst dann 
gestellt werden, wenn der Beschuldigte nicht in anderer Weise zu einer 



(Original) 312.0 
 

61 

Erklärung über dieselben geführt werden konnte. Die Fragen sind in 
solchen Fällen wörtlich in das Protokoll aufzunehmen. 

§ 150 

Gegenstände, die sich auf die Tat beziehen oder zur Überweisung des 
Beschuldigten dienen, sind ihm nach vorläufiger Beschreibung derselben 
zur Anerkennung vorzulegen und er ist, soferne eine Vorlegung dersel-
ben nicht möglich ist, zu diesen Gegenständen zum Behufe ihrer Aner-
kennung zu führen. Der Beschuldigte kann, wenn dies zur Beseitigung 
von Zweifeln über die Echtheit eines ihm beigemessenen Schriftstückes 
dienlich scheint, veranlasst werden, einige Worte oder Sätze vor Gericht 
niederzuschreiben, ohne dass jedoch deshalb Zwangsmittel angewendet 
werden dürfen. 

§ 151 

Es dürfen weder Versprechungen oder Vorspiegelungen, noch Dro-
hungen oder Zwangsmittel angewendet werden, um den Beschuldigten 
zu Geständnissen oder anderen bestimmten Angaben zu bewegen. Auch 
darf die Untersuchung durch das Bemühen, ein Geständnis zu erlangen, 
nicht verzögert werden. 

§ 152 

Verweigert der Beschuldigte die Antwort überhaupt oder auf be-
stimmte Fragen oder stellt er sich taub, stumm, wahnsinnig oder blöd-
sinnig und ist der Untersuchungsrichter in den letzteren Fällen entweder 
durch seine eigenen Wahrnehmungen oder durch Vernehmung von Zeu-
gen oder Sachverständigen von der Verstellung überzeugt, so ist der 
Beschuldigte lediglich aufmerksam zu machen, dass sein Verhalten die 
Untersuchung nicht hemmen und dass er sich dadurch seiner Verteidi-
gungsgründe berauben könne. 

§ 153 

Weichen spätere Angaben des Beschuldigten von den früheren ab, 
widerruft er insbesondere frühere Geständnisse, so ist er über die Veran-
lassung zu jenen Abweichungen und die Gründe seines Widerrufes zu 
befragen. 
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§ 154 

1) Wenn die Aussagen eines Beschuldigten in erheblichen Punkten 
von den Angaben eines wider ihn aussagenden Zeugen oder Mitbeteilig-
ten abweichen, so sind ihm diese im Laufe der Untersuchung nur dann 
gegenüberzustellen, wenn es der Untersuchungsrichter zur Aufklärung 
der Sache für notwendig hält. 

2) Bei solchen Gegenüberstellungen ist das in dem § 121 vorgeschrie-
bene Verfahren zu beobachten. 

§ 155 

Die im § 107 Ziff. 1 aufgeführten Personen dürfen, wenn sie sich als 
Zeugen abhören lassen, die Gegenüberstellung mit dem Beschuldigten 
ablehnen, ausser wenn sie dieser selbst verlangt. 

§ 156 

Geständnisse des Beschuldigten entbinden den Untersuchungsrichter 
nicht von der Pflicht, den Tatbestand so weit als möglich zu ermitteln. 

XIII. Hauptstück 

Von der Anklage 

§ 157 

Sobald der Untersuchungsrichter die Untersuchung abgeschlossen 
hat, so hat er die Akten dem Ankläger zur Antragstellung zu übermit-
teln. 

§ 158 

1) Der Ankläger hat seine Anträge binnen vierzehn Tagen zu stellen. 
Die Versäumung dieser Frist zieht beim Staatsanwalt die Folgen nach § 
11, beim Privatankläger nach § 31 Abs. 3 nach sich. 

2) Ist der Staatsanwalt als Ankläger der Ansicht, dass die Vorausset-
zungen des § 42 StGB vorliegen, hat er beim Untersuchungsrichter einen 
Antrag auf Einstellung des Verfahrens zu stellen. Gegen dessen Ent-
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scheidung ist die binnen vierzehn Tagen nach Zustellung einzubringende 
Beschwerde an das Obergericht zulässig. Ein weiterer Rechtszug findet 
nicht statt. 

§ 159 

Beantragt der Ankläger eine Ergänzung der Untersuchung, so ent-
scheidet über diesen Antrag, falls der Untersuchungsrichter hiemit nicht 
einverstanden ist, das Obergericht ohne weiteren Rechtszug. 

§ 160 

Nach Abweisung des Ergänzungsantrages oder Vornahme der Er-
gänzungen übermittelt der Untersuchungsrichter den Akt dem Ankläger 
neuerlich, dem die vierzehntägige Frist zur Stellung seiner Anträge wie-
derum zusteht § 158 Abs. 1). 

§ 161 

Erhebt der Ankläger die Anklage, so hat er die Tat, wegen deren er 
die Verurteilung des Beschuldigten begehrt, genau zu bezeichnen. In 
bezug auf Anschuldigungspunkte, die der Ankläger unberücksichtigt 
lässt, wird angenommen, dass er die Einstellung des Strafverfahrens be-
antragt. Diese Anschuldigungspunkte dürfen in dem folgenden Schluss-
verfahren nicht erörtert werden. 

§ 162 

Die Anklage ist schriftlich zu erheben. Dem Anklageantrag kann der 
Ankläger Beweisanträge insbesondere auf Vorladung von Zeugen und 
Sachverständigen anfügen, wobei er jedoch nicht darauf beschränkt ist, 
die wiederholte Vernehmung bereits in dem Untersuchungsverfahren 
vernommener Zeugen und Sachverständigen zu beantragen, sondern 
seine Anträge auch auf andere ausdehnen kann. 

§ 163 

1) Vor dem Kriminal- und Schöffengericht liegt es dem Ankläger ob, 
eine förmliche Anklageschrift einzubringen. 
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2) Die Anklageschrift muss enthalten: 
1. den Namen des Beschuldigten; 
2. die Angabe der ihm von dem Ankläger zur Last gelegten strafbaren 

Handlung oder Handlungen nach allen ihren gesetzlichen, die An-
wendung eines bestimmten Strafsatzes bedingenden Merkmalen, wo-
bei die besonderen Umstände des Ortes, der Zeit, des Gegenstandes 
u.s.f. soweit hinzuzufügen sind, als dies zur deutlichen Bezeichnung 
der Tat notwendig ist; 

3. die gesetzliche Benennung der strafbaren Handlung oder Handlun-
gen, worauf die Anklage gerichtet ist sowie Anführung jener Stellen 
des Strafgesetzes, deren Anwendung beantragt wird. 

3) Der Anklageschrift ist eine kurze, aber erschöpfende Begründung 
beizufügen, in welcher der Sachverhalt, wie er sich aus den Akten ergibt, 
zusammenhängend zu erzählen ist. 

4) Ausserdem ist das Verzeichnis der vorzuladenden Zeugen und 
Sachverständigen sowie der anderen Beweismittel, deren sich der Anklä-
ger in der Schlussverhandlung zu bedienen gedenkt, in die Anklageschrift 
aufzunehmen oder derselben beizulegen. 

§ 164 

Der Staatsanwalt kann in der Anklageschrift auch den Antrag auf 
Verhaftung des Beschuldigten stellen. 

§ 165 

1) Die Anklageschrift ist, unabhängig davon, ob eine Untersuchung 
stattgefunden hat oder nicht, beim Untersuchungsrichter einzubringen. 

2) Hat der Untersuchungsrichter Bedenken, dem Antrag auf Verhaf-
tung des Beschuldigten stattzugeben, so holt er die Entscheidung des 
Präsidenten des Obergerichtes ein. 

3) Ist kein solches Bedenken vorhanden, oder ist es durch die Ent-
scheidung des Präsidenten des Obergerichtes beseitigt, so teilt der Unter-
suchungsrichter die Anklageschrift samt Beilagen dem Beschuldigten mit 
und belehrt ihn über seine Verteidigungsrechte (§§ 24 ff), insbesondere 
darüber, dass er gegen die Anklageschrift Einspruch erheben und die 
Entscheidung des Obergerichtes über die Zulässigkeit der Anklage be-
gehren könne. 
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§ 166 

1) Befindet sich der Beschuldigte bereits in Haft, so ist ihm die An-
klageschrift längstens binnen vierundzwanzig Stunden, wird aber seine 
Verhaftung auf Grund der Anklageschrift verfügt, so ist sie ihm zugleich 
mit dem Haftbefehle zuzustellen. 

2) Zur Erhebung des Einspruches steht dem Verhafteten eine Frist 
von vierzehn Tagen offen, die im letzten Falle vom Zeitpunkt seiner 
Einlieferung zu laufen beginnt. Den Einspruch kann er beim Untersu-
chungsrichter zu Protokoll oder schriftlich anbringen. 

3) Wird auf sein Verlangen die Anklageschrift seinem Verteidiger zu-
gestellt, so läuft die Frist zur Erhebung des Einspruches von der Zustel-
lung an den Verteidiger. 

4) Bleibt der Beschuldigte auf freiem Fusse, so ist ihm die Anklage-
schrift mit der Belehrung zuzustellen, dass er den Einspruch dagegen 
binnen vierzehn Tagen beim Untersuchungsrichter mündlich oder 
schriftlich erheben könne. 

§ 167 

1) Ist der Einspruch innerhalb der gesetzlichen Frist nicht erhoben 
worden oder hat der Beschuldigte ausdrücklich darauf verzichet, so legt 
der Untersuchungsrichter die Akten dem Vorsitzenden des erkennenden 
Gerichtes erster Instanz vor, der sofort die Schlussverhandlung anzuord-
nen hat. 

2) Im entgegengesetzten Falle sendet der Untersuchungsrichter nach 
Erhebung des Einspruches die Akten dem Obergericht unter gleichzeiti-
ger Benachrichtigung des Anklägers. 

3) Das Obergericht entscheidet über den Einspruch nach Anhörung 
des Anklägers in nichtöffentlicher Sitzung. 

§ 168 

1) Das Obergericht weist die Anklageschrift vorläufig zurück, wenn 
es dies zur Beseitigung eines Formgebrechens oder zur besseren Aufklä-
rung des Sachverhaltes für notwendig erachtet. 

2) Der Ankläger hat hierauf binnen vierzehn Tagen seine allfälligen 
Anträge an den Untersuchungsrichter zu stellen oder eine Anklageschrift 
neuerlich zu überreichen (§ 158 Abs. 1). 
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§ 169 

1) Erachtet das Obergericht, dass der Anklage einer der folgenden 
Gründe entgegenstehe: 
1. dass die dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat keine zur Zuständig-

keit der Gerichte gehörige strafbare Handlung begründe; 
2. dass es an genügenden Gründen fehle, den Beschuldigten der Tat für 

verdächtig zu halten; 
3. dass Umstände vorliegen, durch die die Strafbarkeit der Tat aufgeho-

ben oder die Verfolgung wegen der Tat ausgeschlossen ist; oder dass 
die Voraussetzungen des § 42 StGB gegeben seien; oder 

4. dass der nach dem Gesetze erforderliche Antrag eines hiezu Berech-
tigten fehle; 

so entscheidet das Obergericht, dass die Anklage nicht zugelassen und 
das Verfahren eingestellt werde. In diesem Falle hat das Obergericht 
zugleich die zur Enthaftung eines verhafteten Beschuldigten erforderli-
chen Anordnungen zu treffen. 

2) Betrifft dieser Ausspruch nicht alle Anklagepunkte, so verfügt das 
Obergericht, dass die Punkte, über die er ergangen ist, aus der Anklage-
schrift zu entfallen haben. 

§ 170 

Kommt der Grund, dessentwegen die Anklage nicht zugelassen wird, 
auch einem Mitbeschuldigten zustatten, der keinen Einspruch erhoben 
hat, so geht das Obergericht so vor, als ob ein solcher Einspruch vorläge. 

§ 171 

1) Tritt keiner der in den §§ 168 bis 170 erwähnten Fälle ein, so ent-
scheidet das Obergericht, dass die Anklage zugelassen werde. 

2) In diesem Fall ist zugleich über alle die Verbindung oder Trennung 
mehrerer Anklagen und die Vorladung von Zeugen oder Sachverständi-
gen betreffenden Anträge Beschluss zu fassen. 

§ 172 

Entscheidungen nach §§ 168 bis 171 sind in der Art zu begründen, 
dass dadurch der Entscheidung des erkennenden Gerichtes in der Haupt-



(Original) 312.0 
 

67 

sache nicht vorgegriffen wird. Gegen Entscheidungen nach den §§ 168 
und 171 ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

§ 173 

1) Insoweit das Strafverfahren infolge Abstehens oder Einstellungsan-
trages des Staatsanwaltes nicht eingeleitet oder eingestellt wird, hat der 
Privatbeteiligte (§ 32) das Recht, die Strafverfolgung anstatt des Staats-
anwaltes als Subsidiarankläger fortzusetzen, indem er binnen vierzehn 
Tagen nach seiner Verständigung beim Landgericht den Antrag auf Ein-
leitung oder Fortsetzung der Untersuchung stellt oder die Anklageschrift 
(§ 163) einbringt. 

2) Diese subsidiären Verfolgungsrechte des Privatbeteiligten finden in 
allen Fällen nicht Anwendung, in denen das Gericht ein Strafverfahren 
im Sinne des § 42 StGB beendet hat. 

3) Über die Zulässigkeit der Einleitung oder Fortsetzung des Straf-
verfahrens auf grund eines Subsidiarantrages des Privatbeteiligten ent-
scheidet das Obergericht unter Ausschluss eines weiteren Rechtszuges. 

§ 174 

1) Der Verteidiger ebenso wie der Beschuldigte können unabhängig 
vom Rechte der Einspruchserhebung gegen eine Anklageschrift in dem 
Falle, als der eine oder der andere glaubt, dass doch noch irgendein Tat-
umstand erhoben werden soll oder dass ausser den von dem Ankläger 
zur Vorladung für das Schlussverfahren beantragten Zeugen und Sach-
verständigen noch andere berufen werden sollen, innerhalb vierzehn 
Tagen seit Zustellung der Anklage einschlägige Anträge bei Gericht stel-
len. 

2) Der Untersuchungsrichter soll darauf noch vor der Schlussver-
handlung durch nachträgliche Erhebungen den Untersuchungsakt in der 
etwa erforderlichen Weise vervollständigen. Die Erörterung der Ergeb-
nisse solcher nachträglicher Erhebungen bleibt in der Regel der Schluss-
verhandlung vorbehalten. 

3) Soferne sich der Untersuchungsrichter nicht bestimmt oder nicht 
in der Lage sieht, nach Abs. 2 vorzugehen, hat er das mündlich oder 
schriftlich gestellte, einschlägige Begehren des Beschuldigten oder seines 
Verteidigers den übrigen Akten zur Entscheidung bei der Schlussver-
handlung beizuschliessen. 
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XIV. Hauptstück 

Von der Schlussverhandlung 

§ 175 

1) Das Landgericht entscheidet in Kollegialbesetzung als Kriminalge-
richt oder als Schöffengericht nach mündlich durchgeführter Schlussver-
handlung über die gemäss § 15 Abs. 2 und 3 zur Aburteilung zugewiese-
nen Verbrechen und Vergehen. 

2) Grundlage der Schlussverhandlung ist die erhobene Anklage. 

§ 176 

1) Im Einzelfall setzt sich das Kriminalgericht aus dem Präsidenten 
als Vorsitzenden, einem Landrichter und drei weiteren Kriminalrichtern, 
das Schöffengericht aus einem Landrichter als Vorsitzenden und zwei 
Schöffen zusammen. Hiezu kommt jedenfalls noch der Protokollführer. 
Das Nähere bestimmt die Geschäftsverteilung. 

2) Im Verhinderungsfalle treten die zur Vertretung bestimmten Er-
satzrichter an ihre Stelle. 

3) Der mit der Untersuchung betraut gewesene Richter darf dem zur 
Entscheidung berufenen Senat nicht angehören. 

§ 177 

Sobald die Anklage eingebracht beziehungsweise rechtskräftig ge-
worden ist und allenfalls noch vorzunehmende Ergänzungen der Unter-
suchung durchgeführt sind (§ 174 Abs. 2), hat der Untersuchungsrichter 
die Strafakten dem zuständigen Vorsitzenden mit möglichster Beschleu-
nigung zur Einsicht und zur Anberaumung der Schlussverhandlung 
vorzulegen. 

§ 178 

Die Schlussverhandlung hat an einem Wochentage vor dem nach obi-
gen Bestimmungen zusammengesetzten Gerichtshof stattzufinden. 
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§ 179 

Zu der Verhandlung sind der Ankläger, der Beschuldigte, dieser unter 
Androhung der Säumnisfolgen und dessen Verteidiger, ferner jene Zeu-
gen und Sachverständigen zu laden, deren Vernehmung von den Parteien 
verlangt wurde und die der Vorsitzende als zum Erscheinen bestimmt 
bezeichnet hat. Der Privatbeteiligte ist mit dem Beisatze zu laden, dass 
im Falle seines Nichterscheinens die Verhandlung dennoch vor sich ge-
hen werde und dass seine Anträge aus den Akten vorgelesen werden 
würden. 

§ 180 

Auf Antrag des Anklägers, des Beschuldigten oder seines Verteidigers 
kann der Vorsitzende des Gerichtshofes aus erheblichen Gründen eine 
Vertagung des angeordneten Schlussverfahrens bewilligen, jedoch muss 
die Anzeige, wenn immer möglich, rechtzeitig beim Landgericht gesche-
hen, um eine Verlegung der Schlussverhandlung verfügen zu können. 

§ 181 

1) Die Schlussverhandlung wird öffentlich abgehalten, sofern der Ge-
richtshof nicht aus Gründen der Sittlichkeit oder der öffentlichen Ord-
nung die Abhaltung einer geheimen Sitzung beschliesst, wo dann nur der 
Geschädigte und je zwei von dem Ankläger und von dem Beschuldigten 
bezeichnete Vertrauenspersonen als Zuhörer zugelassen werden. 

2) Zuhörer können nur erwachsene unbewaffnete Personen sein. 
Doch darf Personen, welche vermöge ihres öffentlichen Dienstes zum 
Tragen einer Waffe verpflichtet sind, der Zutritt nicht verweigert werden. 

§ 182 

1) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung, vernimmt den Angeklag-
ten, die Zeugen und Sachverständigen, bestimmt die Reihenfolge, in 
welcher diejenigen, welche das Wort verlangen, zu sprechen haben, die 
Zeugen und Sach verständigen vernommen, diejenigen Akten des Unter-
suchungsverfahrens, deren Vorlesung er selbst oder das Gericht für not-
wendig findet, vorgelesen und andere Beweise dargelegt werden. 

2) Der Vorsitzende und der Gerichtshof sind ermächtigt, auch ohne 
Antrag des Anklägers oder des Beschuldigten Zeugen und Sachverstän-
dige, von welchen nach dem Gange der Verhandlung Aufklärung über 
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erhebliche Tatsachen zu erwarten ist, im Laufe der Schlussverhandlung 
vorzuladen und zu vernehmen. Überhaupt sind sie verpflichet, die Er-
mittlung der Wahrheit zu befördern. 

§ 183 

1) Dem Vorsitzenden obliegt die Erhaltung der Ruhe und Ordnung 
und des der Würde des Gerichtes entsprechenden Anstandes im Ge-
richtssaal. 

2) Zeichen des Beifalles oder der Missbilligung sind untersagt. Der 
Vorsitzende ist berechtigt, Personen, die die Sitzung durch solche Zei-
chen oder auf eine andere Weise stören, zur Ordnung zu ermahnen und 
nötigenfalls einzelne oder alle Zuhörer aus dem Sitzungssaale entfernen 
zu lassen. Widersetzt sich jemand oder werden die Störungen wiederholt, 
so kann der Vorsitzende über die Widersetzlichen eine Ordnungsstrafe 
bis zu 1 000 Franken, wenn es aber zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
unerlässlich ist, eine Freiheitsstrafe bis zu acht Tagen verhängen. Im 
letzterwähnten Falle kann er die sofortige Verhaftung verfügen. 

§ 184 

1) Wenn der Angeklagte die Ordnung der Verhandlung durch ein 
ungeziehmendes Benehmen stört und ungeachtet der Ermahnung des 
Vorsitzenden unter Androhung, dass er aus der Sitzung werde entfernt 
werden, nicht davon absteht, so kann er durch Beschluss des Gerichtsho-
fes auf einige Zeit oder für die ganze Dauer der Verhandlung von dersel-
ben entfernt, die Sitzung in seiner Abwesenheit fortgesetzt und ihm das 
Urteil durch ein Mitglied des Gerichtshofes in Gegenwart des Protokoll-
führers verkündet werden. 

2) Wenn von dem Angeklagten, dem Privatankläger, dem Privatbetei-
ligten, von Zeugen oder Sachverständigen gegen irgendeine der vernom-
menen Personen oder gegen einen Vertreter, gegen den Staatsanwalt oder 
gegen eine Gerichtsperson Beschimpfungen oder offenbar unbegründete 
und zur Sache nicht gehörige Beschuldigungen vorgebracht werden oder 
überhaupt die dem Gerichte schuldige Achtung durch ein unanständiges 
Benehmen verletzt wird, so kann der Gerichtshof wider den Schuldigen 
auf Antrag des Beleidigten oder des Staatsanwaltes oder von Amts wegen 
eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 Franken, wenn es aber zur Aufrechter-
haltung der Ordnung unerlässlich ist, eine Freiheitsstrafe bis zu acht 
Tagen verhängen. 
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§ 185 

Macht sich der Verteidiger einer solchen Übertretung schuldig, so ist 
derselbe vom Gericht mit einem Verweise zu belegen und falls er ein 
solches ungebührliches Benehmen trotz der erhaltenen Mahnung oder 
des verhängten Verweises fortsetzen sollte, so kann ihm der Vorsitzende 
das Wort entziehen und in diesem Falle sowie auch im Falle seines 
Nichterscheinens bei der anberaumten Verhandlung auch eine Vertagung 
der Verhandlung auf Kosten des schuldigen Vertreters aussprechen. 
Schreiten Rechtsfreunde als Verteidiger ein, so kann der Gerichtshof in 
solchen Fällen wider sie auch die Erstattung der Disziplinaranzeige beim 
Obergericht beschliessen. 

§ 186 

Ausser dem Vorsitzenden können auch die übrigen Mitglieder des 
Gerichtshofes an jede Person, welche während des Schlussverfahrens 
vernommen wird, Fragen stellen. Dieses Recht steht auch dem Staatsan-
walt, dem Privatankläger, dem Privatbeteiligten, dem Angeklagten und 
dessen Verteidiger zu, jedoch mit der Beschränkung, dass der Vorsitzen-
de jede Frage, welche ihm unangemessen erscheint, zurückweisen kann. 

§ 187 

1) Die Schlussverhandlung beginnt mit dem Aufruf der Sache durch 
den Protokollführer. 

2) Der Beschuldigte erscheint ungefesselt, wenn dies ohne Gefahr ge-
schehen kann, jedoch wenn er verhaftet ist, unter polizeilicher Bewa-
chung. 

§ 188 

Nach Eröffnung der Schlussverhandlung hat der Vorsitzende an den 
Ankläger, an den Beschuldigten und an den Privatbeteiligten sowie an die 
anwesenden Richter die Frage zu stellen, ob bei einem der letzteren ein 
Ausschliessungsgrund vorhanden sei. 

§ 189 

1) Der Vorsitzende befragt hierauf den Angeklagten um Vor- und 
Zunamen, 
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2) Geburtsdatum, Zuständigkeitsgemeinde, Religion, Stand und Ge-
werbe oder Beschäftigung und Wohnort und ermahnt ihn, dem nunmehr 
folgenden Verfahren seine Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

§ 190 

1) Hierauf werden die vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen 
aufgerufen und angewiesen, sich in das für sie bestimmte Zimmer zu 
begeben. 

2) Rücksichtlich der Sachverständigen kann der Vorsitzende in allen 
Fällen, in welchen er es für die Erforschung der Wahrheit zweckdienlich 
findet, verfügen, dass dieselben sowohl während der Vernehmung des 
Angeklagten als der Zeugen im Sitzungssaale bleiben. 

3) Der Privatankläger oder Privatbeteiligte, wenn er als Zeuge zu ver-
nehmen ist, kann unbeschadet seines Rechtes, sich bei der Verhandlung 
vertreten zu lassen, zur Entfernung aus dem Sitzungssaale angewiesen 
werden. Der Vorsitzende ordnet auch nach Befinden Massregeln an, um 
Verabredungen oder Besprechungen der Zeugen zu verhindern. 

§ 191 

Wider Zeugen und Sachverständige, welche der an sie ergangenen 
Vorladung ungeachtet bei der Schlussverhandlung ohne Nachweisung 
eines unvorhergesehenen und unabwendbaren Hindernisses nicht er-
scheinen, kann von dem Gerichtshof ein Vorführungsbefehl erlassen und 
eine Geldstrafe bis zu 1 000 Franken, eventuell der Ersatz der Kosten der 
vereitelten Schlussverhandlung ausgesprochen werden, wogegen aber 
von dem Zeugen oder Sachverständigen binnen vierzehn Tagen nach 
erfolgter Zustellung des Erkenntnisses der Einspruch beim erkennenden 
Gericht erhoben werden kann. 

§ 192 

Sodann lässt der Vorsitzende bei sonstiger Nichtigkeit die Anklage-
schrift verlesen. 

§ 193 

1) Hierauf wird der Angeklagte vom Vorsitzenden über den Inhalt 
der Anklage vernommen. Beantwortet der Angeklagte die Anklage mit 
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der Erklärung, er sei nicht schuldig, so hat ihm der Vorsitzende zu eröff-
nen, dass er berechtigt sei, der Anklage eine zusammenhängende Darstel-
lung des Sachverhalts entgegenzustellen und nach Vorführung jedes 
einzelnen Beweismittels seine Bemerkungen darüber vorzubringen. 
Weicht der Angeklagte von seinen früheren Aussagen ab, so ist er um die 
Gründe dieser Abweichung zu befragen. Der Vorsitzende kann in die-
sem Falle sowie dann, wenn der Angeklagte eine Antwort verweigert, das 
über die früheren Aussagen aufgenommene Protokoll ganz oder teilweise 
vorlesen lassen. 

2) Der Angeklagte kann zur Beantwortung der an ihn gerichteten 
Fragen nicht verhalten werden. 

3) Während der Schlussverhandlung ist dem Angeklagten unbenom-
men, sich mit seinem Verteidiger zu besprechen; es ist ihm jedoch nicht 
gestattet, mit demselben über die unmittelbare Beantwortung der an ihn 
gestellten Fragen zu beraten. 

§ 194 

Nach der Vernehmung des Angeklagten sind die Beweise in der vom 
Vorsitzenden bestimmten Ordnung vorzuführen. 

§ 195 

1) Zeugen und Sachverständige werden einzeln vorgerufen und in 
Anwesenheit des Angeklagten abgehört. Sie sind vor ihrer Vernehmung 
zur Angabe der Wahrheit zu ermahnen. Sachverständige, welche den Eid 
bereits abgelegt haben und Zeugen, welche in der Untersuchung beeidet 
wurden, sind an den abgelegten Eid zu erinnern. 

2) Ausser diesem Falle ist jeder derselben nach Beantwortung der all-
gemeinen Fragen und vor seiner weiteren Vernehmung bei sonstiger 
Nichtigkeit zu beeidigen, soferne nicht einer der im § 123 Ziff. 1 bis 6 
bezeichneten Gründe entgegensteht. Die Beeidigung kann unterbleiben 
oder bis nach erfolgter Abhörung der Zeugen ausgesetzt werden, wenn 
Ankläger und Angeklagter darüber einverstanden sind. 

§ 196 

1) Der Vorsitzende hat bei der Abhörung der Zeugen und Sachver-
ständigen die für den Untersuchungsrichter in der Untersuchung erteil-
ten Vorschriften, soweit dieselben nicht ihrer Natur nach als in der 
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Schlussverhandlung unausführbar erscheinen, zu beobachten. Er hat 
dafür zu sorgen, dass ein noch nicht vernommener Zeuge nicht bei der 
Beweisaufnahme überhaupt, ein nicht vernommener Sachverständiger 
nicht bei der Vernehmung anderer Sachverständigen über denselben 
Gegenstand zugegen sei. 

2) Zeugen, deren Aussagen voneinander abweichen, kann der Vorsit-
zende einander gegenüberstellen. 

3) Zeugen und Sachverständige haben nach ihrer Vernehmung solan-
ge bei der Verhandlung anwesend zu bleiben, als der Vorsitzende sie 
nicht entlässt oder ihr Abtreten verordnet. Die einzelnen Zeugen dürfen 
einander über ihre Aussagen nicht zur Rede stellen. 

4) Der Angeklagte muss nach Abhörung eines jeden Zeugen, Sachver-
ständigen oder Mitangeklagten befragt werden, ob er auf die eben ver-
nommene Aussage etwas zu entgegnen habe. 

§ 197 

Der Vorsitzende ist befugt, ausnahmsweise den Angeklagten während 
der Abhörung eines Zeugen oder eines Mitangeklagten aus dem Sit-
zungssaale abtreten zu lassen. Er muss ihn aber, sobald er ihn nach seiner 
Wiedereinführung über den in seiner Abwesenheit verhandelten Gegens-
tand vernommen hat, von allem in Kenntnis setzen, was in seiner Abwe-
senheit vorgenommen wurde, insbesondere von den Aussagen, welche 
inzwischen gemacht worden sind. 

§ 198 

Sowohl der Angeklagte als der Ankläger können verlangen, dass sich 
Zeugen nach ihrer Abhörung aus dem Gerichtssaale entfernen und später 
wieder hereingerufen und entweder allein oder in Gegenwart anderer 
Zeugen nochmals vernommen werden. Der Vorsitzende kann dies auch 
von Amts wegen anordnen. 

§ 199 

Im Laufe oder am Schlusse des Beweisverfahrens lässt der Vorsitzen-
de dem Angeklagten und soweit es nötig ist, den Zeugen und Sachver-
ständigen diejenigen Gegenstände, welche zur Aufklärung des Sachver-
haltes dienen können, vorlegen und fordert sie auf, sich zu erklären, ob 
sie dieselben anerkennen. 
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§ 200 

1) Nachdem der Vorsitzende das Beweisverfahren geschlossen hat, 
erhält zuerst der Ankläger das Wort zur Stellung und Begründung seines 
Strafantrages. 

2) Der Privatbeteiligte erhält zunächst nach dem Staatsanwalte das 
Wort. 

3) Dem Angeklagten und seinem Verteidiger steht das Recht zu, dar-
auf zu antworten. Findet der Staatsanwalt, der Privatankläger oder der 
Privatbeteiligte hierauf etwas zu erwidern, so gebührt dem Angeklagten 
und seinem Verteidiger jedenfalls die Schlussrede. 

§ 201 

Die Schlussverhandlung soll, wenn sie einmal begonnen hat, nur in-
soweit unterbrochen werden, als es der Vorsitzende zur nötigen Erho-
lung erforderlich findet. Eine Vertagung hat statt: 
a) im Falle der Erkrankung des Angeklagten, wenn er nicht selbst ein-

willigt, dass die Verhandlung in seiner Abwesenheit fortgesetzt und 
seine in der Untersuchung abgegebene Erklärung vorgelesen werde; 

b) wenn das Gericht die Einleitung neuer Erhebungen oder die Ver-
nehmung eines nicht erschienenen Zeugen oder Sachverständigen für 
notwendig erachtet oder die Herbeischaffung neuer Beweismittel an-
ordnet. 

§ 202 

1) Über die Schlussverhandlung ist bei sonstiger Nichtigkeit ein Pro-
tokoll aufzunehmen. Dasselbe soll die Namen der anwesenden Mitglie-
der des Gerichtes, der Parteien und ihrer Vertreter enthalten, alle wesent-
lichen Förmlichkeiten des Verfahrens beurkunden, insbesondere anfüh-
ren, welche Zeugen und Sachverständigen vernommen und welche Ak-
tenstücke vorgelesen wurden, ob die Zeugen und Sachverständigen beei-
digt wurden oder aus welchen Gründen die Beeidigung unterblieb; end-
lich alle Anträge der Parteien und die von dem Vorsitzenden oder dem 
Gerichte darüber erfolgten Entscheidungen bemerken. Den Parteien 
steht es frei, die Feststellung einzelner Punkte im Protokolle zur Wah-
rung ihrer Rechte zu verlangen. 
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2) Der Vorsitzende hat, wo es auf die Feststellung der wörtlichen 
Fassung ankommt, auf Verlangen einer Partei sofort die Verlesung oder 
Wiedergabe einzelner Stellen anzuordnen. 

3) Der Antworten des Angeklagten und der Aussagen der Zeugen o-
der Sachverständigen geschieht nur dann eine Erwähnung, wenn sie Ab-
weichungen, Veränderungen oder Zusätze der in den Akten niedergeleg-
ten Angaben enthalten, oder wenn die Zeugen oder Sachverständigen in 
der Verhandlung das erste Mal vernommen werden. 

4) Die Protokollierung hat auf Ansage durch den Vorsitzenden wäh-
rend der Verhandlung zu erfolgen. Nach der Fertigstellung ist das Proto-
koll vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterschreiben. 

§ 203 

Über die Beratungen und Abstimmungen während und am Schluss 
der Verhandlung ist in den Fällen, wo sich das Gericht zur Beschlussfas-
sung in das Beratungszimmer zurückgezogen hat, ein abgesondertes 
Protokoll zu führen. 

§ 204 

Nachdem der Vorsitzende die Verhandlungen für geschlossen erklärt 
hat, zieht sich der Gerichtshof zur Urteilsfällung in das Beratungszim-
mer zurück. 

§ 205 

Das Gericht hat bei der Urteilsfällung nur auf dasjenige Rücksicht zu 
nehmen, was im Schlussverfahren vorgekommen ist; Aktenstücke kön-
nen nur insoweit als Beweismittel dienen, als sie im Schlussverfahren 
vorgelesen worden sind. Das Gericht hat die Beweismittel auf ihre 
Glaubwürdigkeit und Beweiskraft sowohl einzeln als auch in ihrem inne-
ren Zusammenhange sorgfältig zu prüfen; über die Frage, ob eine Tatsa-
che als erwiesen anzunehmen sei, entscheidet das Gericht nicht nach 
gesetzlichen Beweisregeln, sondern nur nach freier, aus der gewissenhaf-
ten Prüfung aller für und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnenen 
Überzeugung. 
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§ 206 

1) Der Referent hat als erster seine Schlussanträge zu stellen, und der 
Vorsitzende hat sodann die weitere Umfrage zu halten. 

2) Jede Stimme muss mit den angeführten Gründen in dem Bera-
tungsprotokolle genau angegeben werden. 

3) Das Urteil wird nach Stimmenmehrheit gefasst. 

4) Die Abstimmung erfolgt, indem das jüngste Mitglied des Gerichts-
hofes seine Stimme zuerst, der Vorsitzende hingegen die seinige zuletzt 
abgibt. 

5) Wenn unter mehreren Meinungen eine die Hälfte der Stimmen für 
sich hat, so gibt der Vorsitzende durch seinen Beitritt für dieselbe den 
Ausschlag. Hat aber der Vorsitzende eine davon verschiedene Meinung, 
oder hat über)haupt keine Meinung die Hälfte der Stimmen für sich, so 
ist die Umfrage zu wiederholen und wenn auch dann eine Mehrheit der 
Stimmen nicht zu erzielen ist, so werden die dem Beschuldigten nachtei-
ligsten Stimmen den zunächst minder nachteiligen solange zugezählt, bis 
sich eine absolute Stimmenmehrheit ergibt. 

6) Bei der Beratschlagung über die Strafe steht es den Mitgliedern des 
Gerichtshofs, welche den Angeklagten wegen einer ihm zur Last gelegten 
strafbaren Handlung nicht schuldig gefunden haben, frei, auf grund des 
über die Schuldfrage gefassten Beschlusses ihre Stimme über die Strafe 
abzugeben oder sich der Abstimmung zu enthalten. In letzterem Falle 
sind ihre Stimmen so zu zählen, als ob sie der für den Angeklagten güns-
tigsten unter den von den übrigen Stimmführern ausgesprochenen Mei-
nungen beigetreten wären. 

§ 207 

Der Angeklagte wird durch Urteil des Gerichtshofes von der Anklage 
freigesprochen: 
1. wenn es sich zeigt, dass das Strafverfahren ohne den Antrag eines 

gesetzlich berechtigten Anklägers eingeleitet oder gegen dessen Wil-
len fortgesetzt worden ist; 

2. wenn der Ankläger nach Eröffnung der Schlussverhandlung und ehe 
sich der Gerichtshof zur Beratung und Beschlussfassung zurückzieht, 
von der Anklage zurücktritt; als Rücktritt wird es insbesondere ange-
sehen, wenn der Privatankläger bei der Schlussverhandlung nicht er-
schienen ist oder bei derselben unterlassen hat, die Schlussanträge zu 
stellen (§ 31 Abs. 3); 
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3. wenn der Gerichtshof erkennt, dass die der Anklage zugrundeliegen-
de Tat vom Gesetze nicht mit Strafe bedroht, oder der Tatbestand 
nicht hergestellt oder nicht erwiesen sei, dass der Angeklagte die ihm 
zur Last gelegte Tat begangen habe, oder dass Umstände vorliegen, 
vermöge welcher die Strafbarkeit aufgehoben oder die Verfolgung aus 
anderen als den unter den Ziff. 1 und 2 angegebenen Gründen ausge-
schlossen ist; 

4. wenn der Gerichtshof erkennt, dass die Voraussetzungen des § 42 
StGB vorliegen. 

§ 208 

1) Wird der Angeklagte schuldig gefunden, so muss das Strafurteil 
aussprechen: 
1. welcher Tat der Angeklagte schuldig befunden worden ist, und zwar 

unter ausdrücklicher Bezeichnung der einen bestimmten Strafsatz be-
dingenden Tatumstände; 

2. welche strafbare Handlung durch die als erwiesen angenommenen 
Tatsachen, deren der Angeklagte schuldig befunden worden ist, be-
gründet wird, unter gleichzeitigem Ausspruch, ob die strafbare 
Handlung ein Verbrechen oder ein Vergehen ist; 

3. zu welcher Strafe der Angeklagte verurteilt werde; 
4. welche strafgesetzlichen Bestimmungen auf ihn angewendet wurden; 
5. die Entscheidung über die geltend gemachten Entschädigungsansprü-

che und über die Prozesskosten. 

2) Wird der Angeklagte wegen vorsätzlicher und fahrlässiger Taten 
zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe verurteilt, so ist im An-
schluss an den Strafausspruch festzustellen, ob auf eine oder mehrere 
vorsätzlich begangene strafbare Handlungen eine mehr als einjährige 
Freiheitsstrafe entfällt. 

3) Ist die nach Abs. 2 erforderliche Feststellung im Strafurteil unter-
blieben, so ist sie auch in den Fällen, in denen Berufung nicht erhoben 
wurde § 221 Ziff. 4), von Amts wegen oder auf Antrag eines zur Ergrei-
fung der Berufung Berechtigten vom erkennenden Gericht mit Beschluss 
nachzuholen. Gegen diesen Beschluss, der dem Ankläger und dem An-
geklagten zuzustellen ist, steht jedem zur Ergreifung der Berufung Be-
rechtigten die binnen vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde an das 
Obergericht zu. 
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§ 209 

Erachtet der Gerichtshof, dass die der Anklage zugrunde liegenden 
Tatsachen an sich oder in Verbindung mit den erst in der Schlussver-
handlung hervortretenden Umständen eine andere als die in der Anklage 
bezeichnete strafbare Handlung begründen, so schöpft er, nachdem er 
die Parteien darüber gehört oder über einen allfälligen Vertagungsantrag 
entschieden hat, das Urteil nach seiner rechtlichen Überzeugung, ohne 
an die in der Anklage enthaltene Bezeichnung der Tat gebunden zu sein. 

§ 210 

1) Wird der Angeklagte bei der Schlussverhandlung noch einer ande-
ren Tat beschuldigt, als wegen welcher er angeklagt war, so kann der 
Gerichtshof, wenn dieselbe von Amts wegen zu verfolgen ist, auf Antrag 
des Staatsanwaltes oder des durch diese Tat Verletzten, in anderen Fällen 
aber nur auf Begehren des zur Privatanklage Berechtigten die Verhand-
lung auch auf diese Taten ausdehnen. Die Zustimmung des Angeklagten 
ist nur dann erforderlich, wenn derselbe bei seiner Verurteilung wegen 
dieser Tat unter ein Strafgesetz fiele, welches strenger ist, als dasjenige, 
welches auf die in der Anklage angeführte strafbare Handlung anzuwen-
den wäre. 

2) Verweigert in einem solchen Falle der Angeklagte seine Zustim-
mung zur sofortigen Aburteilung oder kann dieselbe nicht erfolgen, weil 
eine sorgfältigere Vorbereitung nötig erscheint, so hat sich das Urteil auf 
den Gegenstand der Anklage zu beschränken und dem Ankläger - auf 
sein Verlangen die selbständige Verfolgung wegen der hinzugekomme-
nen Tat vorzubehalten, ausser welchem Falle wegen dieser letzteren eine 
Verfolgung nicht mehr stattfindet. 

3) Nach Umständen kann der Gerichtshof auch, wenn er über die 
hinzugekommene Tat nicht sofort aburteilt, die Schlussverhandlung 
abbrechen und die Entscheidung über alle dem Angeklagten zur Last 
fallenden strafbaren Handlungen einer neuen Schlussverhandlung vorbe-
halten. 

4) In beiden Fällen muss der Ankläger binnen vierzehn Tagen seine 
Anträge wegen Einleitung des gesetzlichen Verfahrens anbringen. 
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§ 211 

Wird gegen den Angeklagten ein Strafurteil gefällt, so steht der 
Vollstrekkung desselben der Umstand nicht entgegen, dass die Verfol-
gung wegen einer anderen strafbaren Handlung noch vorbehalten ist. 

§ 212 

1) Liegen die zeitlichen Voraussetzungen für die bedingte Entlassung 
aus einer Freiheitsstrafe infolge Anrechnung einer Vorhaft oder einer im 
Ausland verbüssten Strafe schon im Zeitpunkt des Urteiles vor, so hat 
das Gericht dem Angeklagten den Rest der Strafe unter Bestimmung 
einer Probezeit mit Beschluss bedingt nachzusehen, wenn auch die übri-
gen in § 46 StGB genannten Voraussetzungen vorliegen. In diesem Be-
schluss hat das Gericht gegebenenfalls auch Weisungen zu erteilen und 
einen Bewährungshelfer zu bestellen § 50 StGB). 

2) Für den Beschluss nach Abs. 1 und für das Verfahren nach einer 
solchen bedingten Entlassung gelten die Bestimmungen des XXIII. 
Hauptstükkes dem Sinne nach. 

§ 213 

An die Anträge des Anklägers ist der Gerichtshof nur insoweit ge-
bunden, dass er den Angeklagten nicht einer Tat schuldig erklären kann, 
auf welche die Anklage nicht gerichtet wurde. 

§ 214 

1) Unmittelbar nach der Fällung des Urteiles ist dasselbe von dem 
Vorsitzenden in öffentlicher Sitzung vor dem versammelten Gerichte 
und in Gegenwart der Parteien mit kurzer Angabe der Beweggründe und 
unter Beziehung auf die angewendeten Gesetzesstellen zu verkünden und 
der Beschuldigte über das ihm zustehende Berufungsrecht zu belehren. 

2) In der Belehrung ist darauf hinzuweisen, dass die Berufung münd-
lich zu Protokoll des Gerichtes oder aber mittels Schriftsatzes anzumel-
den ist § 222). Diese Belehrung ist im Verhandlungsprotokoll zu beur-
kunden. 

3) Wurde eine unrichtige Anmeldungsfrist angegeben und ist diese 
länger als die gesetzliche, so bleibt die Anmeldungsfrist während dieser 
längeren Frist gewahrt; wurde eine kürzere Frist angegeben, so gilt die 
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gesetzliche Anmeldungsfrist; wenn die Belehrung über die Berufungs-
anmeldung überhaupt fehlt, so konnte die Anmeldungsfrist nicht zu 
laufen beginnen. 

4) Wurde in der Belehrung nicht das zuständige Gericht sondern ein 
anderes Gericht oder eine andere Amtsstelle zur Empfangnahme der 
Anmeldung bezeichnet, so gilt die Anmeldungsfrist auch dann als ge-
wahrt, wenn die Anmeldung bei der unrichtigen Stelle überreicht worden 
ist. Die unrichtige Stelle hat aber die Anmeldung der Berufung von Amts 
wegen an das zuständige Gericht zu leiten. 

5) Findet sich der Gerichtshof ausser Stande, mit der Fällung und 
Verkündung des Urteils nach beendigter Schlussverhandlung vorzuge-
hen, so hat der Vorsitzende den Tag und die Stunde der Urteilsverkün-
dung bekanntzugeben. 

§ 215 

1) Jedes Urteil muss nach der Verkündung ohne unnötigen Aufschub 
schriftlich ausgefertigt und von dem Vorsitzenden sowie von dem Proto-
kollführer unterschrieben werden. 

2) Die Urteilsausfertigung muss enthalten: 
1. die Bezeichnung des Gerichtes und die Namen der anwesenden Mit-

glieder des Gerichtshofes sowie des Anklägers und des Privatbeteilig-
ten; 

2. den Vor- und Zunamen sowie denjenigen Namen, unter welchem der 
Angeklagte allenfalls sonst noch bekannt ist; sein Geburtsdatum, sei-
ne Staatsbürgerschaft, seinen Wohnort, seinen Zivilstand, seinen Be-
ruf, Gewerbe und seine Beschäftigung; ferner den Namen seines Ver-
teidigers; 

3. den Tag der Schlussverhandlung und der Urteilsverkündung; 
4. das Erkenntnis des Gerichtshofes über die Schuldfrage, und zwar im 

Falle eines Strafurteils mit allen im § 208 angeführten Punkten; 
5. die Entscheidungsgründe; in diesen muss in gedrängter Darstellung, 

aber mit voller Bestimmtheit angegeben sein, welche Tatsachen und 
aus welchen Gründen der Gerichtshof sie als erwiesen oder als nicht 
erwiesen angenommen hat, von welchen Erwägungen er bei der Ent-
scheidung der Rechtsfragen und bei der Beseitigung der vorgebrach-
ten Einwendungen geleitet wurde und im Falle einer Verurteilung, 
welche Erschwerungs- und Milderungsgründe er gefunden hat. Im 
Falle einer Verurteilung zu einer in Tagessätzen bemessenen Geld-
strafe sind die für die Bemessung des Tagessatzes massgebenden Um-
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stände (§ 19 Abs. 2 StGB) anzugeben. Bei einem freisprechenden Ur-
teil haben die Entscheidungsgründe insbesondere deutlich anzugeben, 
aus welchem der in § 207 angegebenen Gründe sich der Gerichtshof 
zur Freisprechung bestimmt gefunden hat; 

6. die Rechtsmittelbelehrung. Für diese gilt § 214 Abs. 1 bis 4 sinnge-
mäss. 

§ 216 

Hat sich der Angeklagte zur Urteilsverkündung nicht eingefunden, so 
ist ihm eine Ausfertigung des Urteiles zuzustellen. 

§ 217 

1) Ergibt sich in der Schlussverhandlung mit Wahrscheinlichkeit, dass 
ein Zeuge wissentlich falsch ausgesagt habe, so kann der Vorsitzende 
über dessen Aussage ein Protokoll aufnehmen und nach geschehener 
Vorlesung und Genehmigung vom Zeugen unterfertigen lassen. Er kann 
den Zeugen auch verhaften und dem Untersuchungsrichter vorführen 
lassen. 

2) Wird während der Schlussverhandlung im Sitzungssaal eine andere 
strafbare Handlung verübt, wobei der Täter auf frischer Tat betreten 
wird, kann darüber mit Unterbrechung der Schlussverhandlung oder an 
deren Schluss auf Antrag des dazu berechtigten Anklägers und nach 
Vernehmung des Beschuldigten und der vorhandenen Zeugen vom ver-
sammelten Gericht sogleich abgeurteilt werden. Rechtsmittel gegen ein 
solches Urteil haben keine aufschiebende Wirkung. Ist zur Aburteilung 
ein Gericht höherer Ordnung zuständig oder die sofortige Aburteilung 
nicht tunlich, lässt der Vorsitzende den Täter dem Untersuchungsrichter 
vorführen. Über einen solchen Vorgang ist ein gesondertes Protokoll 
aufzunehmen. 

3) Hat der Angeklagte während der Schlussverhandlung eine strafbare 
Handlung begangen, ist § 210 anzuwenden. 
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XV. Hauptstück 

Von den Rechtsmitteln 

I. Von der Berufung 

§ 218 

1) Gegen jedes vom Kriminalgerichte oder Schöffengerichte ge-
schöpfte Urteil ist die Berufung, soweit nicht darauf verzichtet worden 
ist, mit aufschiebender Wirkung an das Obergericht zulässig. 

2) Die unrichtige Bezeichnung eines Rechtsmittels ist ohne Nachteil, 
wenn nur das richtige Begehren deutlich erkennbar ist. 

3) Zum Zwecke der Berufung ist sowohl dem Angeklagten und den 
für ihn eintretenden Personen als auch dem Privatankläger oder Privatbe-
teiligten eine Ausfertigung des Urteiles samt Entscheidungsgründen 
hinauszugeben, dem Staatsanwalt aber die Urschrift der Urteilsausferti-
gung oder eine Abschrift zur Einsicht mitzuteilen. 

4) Zugunsten des Angeklagten kann die Berufung sowohl von ihm 
selbst als auch von seinem Ehegatten, seinen Verwandten in auf- und 
absteigender Linie und seinem Vormund und vom Staatsanwalte, gegen 
seinen Willen aber nur im Falle der Minderjährigkeit, von den Eltern und 
vom Vormund ergriffen werden. Soweit es sich um die Beurteilung der 
geltend gemachten Nichtigkeitsgründe handelt, ist die zugunsten des 
Angeklagten von anderen ergriffene Berufung wegen Nichtigkeit als von 
ihm selbst eingelegt anzusehen. 

5) Zum Nachteile des Angeklagten kann die Berufung nur vom 
Staatsanwalt oder vom Privatankläger ergriffen werden; von dem Privat-
beteiligten oder dem Subsidiarankläger zudem mit der Einschränkung, 
dass sich die Berufung nur auf die Entscheidung wegen der privatrechtli-
chen Ansprüche und der damit im Zusammenhang stehenden Kosten 
beziehen darf. 

6) Soweit im Urteil über privatrechtliche Ansprüche und der damit 
im Zusammenhang stehenden Kosten entschieden wurde, steht das in 
den Abs. 4 und 5 näher bezeichnete Berufungsrecht nach dem Tode des 
Berechtigten auch dessen Erben zu. 
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§ 219 

1) Vor dem Berufungsgerichte wird die Strafsache innerhalb der 
Grenzen der Berufungserklärung, -gründe und -anträge, die auf Aufhe-
bung oder Abänderung des Urteiles lauten können, von neuem verhan-
delt und entschieden und es können zu diesem Zwecke unbeschränkt 
neue Tatsachen angeführt und Beweismittel beantragt werden. 

2) Die Berufung kann wegen vorliegender Nichtigkeit oder Mangel-
haftigkeit des Verfahrens, wegen des Ausspruches über die Schuld (Be-
weisfrage), über die Strafe, über die privatrechtlichen Ansprüche und 
über die Kosten des Strafverfahrens ergriffen werden. Wird ausschliess-
lich der Ausspruch über die Kosten bekämpft, ist nur die Beschwerde 
zulässig. 

§ 220 

Wegen Verletzung von Grundsätzen oder Vorschriften des Strafver-
fahrens kann das Urteil und das diesem vorausgegangene Verfahren an-
gefochten werden (prozessuale Nichtigkeitsgründe): 
1. wenn das Gericht nicht gehörig besetzt (vor allem, wenn die vor-

schriftsmässige Zahl der Richter nicht anwesend oder wenn ein Pro-
tokollführer nicht beigezogen worden ist, oder wenn Mitglieder des 
Gerichts die erforderlichen Eigenschaften für das Richteramt nicht 
besessen haben), oder wenn nicht alle Richter der ganzen Verhand-
lung beigewohnt oder endlich, wenn sich ein ausgeschlossener oder 
mit Recht abgelehnter Richter an der Verhandlung beteiligt hat; je-
doch können die Parteien auf die Geltendmachung dieses Nichtig-
keitsgrundes ausdrücklich verzichten; 

2. wenn im Falle einer notwendigen Verteidigung (§ 26 Abs. 3) die 
Schlussverhandlung ohne Beizug eines Verteidigers geführt wurde. 
Dieser Nichtigkeitsgrund kann zum Nachteil des Angeklagten nicht 
geltend gemacht werden; 

3. wenn der im Urteil oder in den Entscheidungsgründen enthaltene 
Ausspruch des Gerichts über entscheidende Tatsachen undeutlich, 
unvollständig oder mit sich selbst im Widerspruch ist, oder wenn für 
diesen Ausspruch im Ganzen oder einem Teile nach keine Gründe 
oder keine hinreichenden Gründe angegeben sind, oder wenn zwi-
schen den Angaben der Entscheidungsgründe über den Inhalt von bei 
den Akten befindlichen Urkunden oder über gerichtliche Aussagen 
und den Akten oder Vernehmungs- und Sitzungsprotokollen selbst 
ein erheblicher Widerspruch besteht; 
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4. wenn der Gerichtshof mit Unrecht seine Unzuständigkeit ausgespro-
chen hat; 

5. wenn das gefällte Urteil die Anklage nicht erledigt oder sie die Vor-
schriften der §§ 209, 210 und 213 überschritten hat; die Anklage gilt 
namentlich dann nicht als erledigt, wenn der Richter seiner Entschei-
dung eine Tat nicht zugrunde legt, wegen der die Anklage erhoben 
worden ist; 

6. wenn bei der Schlussverhandlung ein Schriftstück über einen nach 
dem Gesetz nichtigen Vorerhebungsakt oder Untersuchungsakt trotz 
Verwahrung des Beschwerdeführers verlesen worden ist; 

7. wenn während der Schlussverhandlung eine Vorschrift verletzt wor-
den ist, deren Beobachtung das Gesetz ausdrücklich bei sonstiger 
Nichtigkeit vorschreibt; 

8. wenn während der Schlussverhandlung über einen Antrag des Be-
schwerdeführers nicht erkannt worden ist oder wenn durch ein gegen 
seinen Antrag oder gegen seinen Widerspruch gefälltes Zwischener-
kenntnis Gesetze oder Grundsätze des Verfahrens hintangesetzt oder 
unrichtig angewendet worden sind, deren Beobachtung durch das 
Wesen eines die Strafverfolgung und die Verteidigung sichernden 
Verfahrens geboten ist; 

9. wenn über denselben Angeklagten und dieselbe Tat, auf welche die 
Anklage lautet, bereits ein verurteilendes rechtskräftiges Erkenntnis 
vorliegt. 

§ 221 

Wegen unrichtiger Anwendung oder Verletzung des Strafgesetzbu-
ches oder eines strafrechtlichen Nebengesetzes kann das Urteil und das 
ihm vorangegangene Verfahren angefochten werden (materielle Nichtig-
keitsgründe): 
1. wenn durch den Ausspruch über die Frage, ob die dem Angeklagten 

zur Last fallende Tat überhaupt eine strafbare Handlung begründe 
oder aber Umstände vorhanden seien, vermöge welcher die Strafbar-
keit der Tat ausgeschlossen oder aufgehoben oder die Verfolgung we-
gen derselben ausgeschlossen oder aufgehoben oder die Verfolgung 
wegen derselben ausgeschlossen ist (Schuld- oder Strafausschlies-
sungs- und Rechtfertigungsgründe), ob die Voraussetzungen des § 42 
StGB gegeben sind oder endlich ob die nach dem Gesetze erforderli-
che Anklage zur Verfolgung fehle, irgend ein Gesetz verletzt oder un-
richtig angewendet worden ist; 
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2. wenn die der Entscheidung zugrunde liegende Tat durch unrichtige 
Gesetzesauslegung einem Strafgesetz unterzogen worden ist, das dar-
auf nicht anzuwenden ist, und zwar auch dann, wenn das eine wie das 
andere Gesetz die gleiche Strafe androht; 

3. wenn das Gericht seine Strafbefugnis, die Grenzen des gesetzlichen 
Strafsatzes, soweit dieser durch namentlich im Gesetz angeführte 
Erschwerungs- oder Milderungsumstände begründet wird, die Gren-
zen für die Bemessung eines Tagessatzes oder die Grenzen der ihm 
zustehenden Strafverschärfung oder ausserordentlichen Strafmilde-
rung überschritten, bei der Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe ge-
gen § 19 Abs. 3 StGB oder durch die Anrechnung oder Nichtanrech-
nung einer Vorhaft gegen § 38 StGB verstossen hat, oder wenn bei 
der infolge eines lediglich zugunsten des Angeklagten ergriffenen 
Rechtsmittels durchgeführten neuerlichen Verhandlung oder im Falle 
einer zugunsten des Angeklagten bewilligten Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens eine strengere Strafe gegen den Angeklagten verhängt 
wurde, als jene, welche das angefochtene Urteil ausgesprochen hatte; 

4. wenn die nach § 208 Abs. 2 erforderliche Feststellung fehlt. 

§ 222 

1) Jede Berufung muss, bei sonstigem Verlust des Berufungsrechtes, 
innerhalb vier Tagen nach Verkündigung des Urteils beim Landgerichte 
entweder mündlich zu Protokoll oder schriftlich angemeldet werden; 
einer Anmeldung bedarf es nicht, wenn dem abwesenden Angeklagten 
das Urteil zugestellt wurde. 

2) Die Frist zur Ausführung der Berufung beträgt vierzehn Tage seit 
Zustellung der Urteilsausfertigung bzw. seit Mitteilung der Urschrift 
oder Abschrift des Urteiles. 

3) Für den Ehegatten, die Verwandten, den Vormund und die Erben 
des Verurteilten beginnt der Lauf obiger Fristen zur Anmeldung der 
Berufung oder deren Ausführung an demselben Tage, an welchem sie für 
den Angeklagten begonnen hat. 

4) Eine verspätete Anmeldung oder Ausführung der Berufung ist 
vom Landgerichte zurückzuweisen. 

5) Die Berufungsanmeldung und, wenn diese nicht notwendig ist, die 
Berufungsausführung muss eine ausdrückliche oder durch deutlichen 
Hinweis erkennbare Berufungserklärung, ob gegen den ganzen Inhalt 
oder gegen welchen Teil, die Berufungsausführung ausserdem einen 
Antrag und Beschwerdegründe enthalten. 
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6) In der Berufungsverhandlung dürfen die Anträge und Gründe der 
Berufung, mit Ausnahme der auf die Nichtigkeit sich beziehenden, nicht 
erweitert, noch dürfen neue geltend gemacht werden. 

§ 223 

1) Während der Berufungsfrist und wenn gegen das Urteil Berufung 
eingelegt worden ist, ist die Vollstreckung des Urteiles, insoweit es ange-
fochten ist, aufgeschoben. 

2) Die Entlassung eines freigesprochenen Angeklagten darf nur we-
gen einer Berufung des Staatsanwaltes und zwar bloss dann aufgeschoben 
werden, wenn diese sogleich bei der Verkündigung des Urteils angemel-
det wird und nach den Umständen die Annahme begründet ist, dass sich 
der Angeklagte dem Verfahren durch Flucht entziehen werde. 

3) Gegen die Entlassung aus der Haft ist ein Rechtsmittel nicht zuläs-
sig. 

4) Wenn der zu einer Freiheitsstrafe Verurteilte sich nur durch das 
Strafmass beschwert erachtet, kann er die Strafe einstweilen antreten. 

5) Eben dies gilt auch, wenn der Verurteilte keine Berufung ergriffen 
hat und der Ankläger seine Berufung nur gegen das Strafmass richtet. 

§ 224 

1) Die Berufungsausführung ist entweder mündlich zu Protokoll des 
Landgerichtes oder schriftlich in zwei Exemplaren einzureichen; sie kann 
die Berufungsanträge und Berufungsgründe (Beschwerdepunkte) wie-
derholen und kann tatsächliche und rechtliche Ausführungen enthalten 
(§ 222 Abs. 6). 

2) Ein Exemplar der überreichten Berufungsausführung oder eine 
Abschrift des sie ersetzenden Protokolles ist dem Gegner zur Einrei-
chung einer allfälligen Gegenäusserung binnen vierzehn Tagen seit Zu-
stellung des ersteren zuzustellen. 

3) Wenn eine Partei einen Rechtsbeistand oder einen Verteidiger be-
stellt hat, so ist diesem zur Ausführung der Berufung oder einer allfälli-
gen Gegenausführung die Einsicht in die Strafakten mit Ausschluss des 
Beratungsprotokolles zu gestatten. 
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§ 225 

1) Neue Tatsachen und Beweise sind unter Angabe aller zur Beurtei-
lung ihrer Erheblichkeit dienenden Umstände in der Anmeldung oder 
Berufungsausführung oder Gegenausführung bei sonstigem Ausschlusse 
ihrer Geltendmachung in der Berufungsverhandlung mitzuteilen, damit 
allenfalls der Vorsitzende des Obergerichtes sie selbst oder unter Um-
ständen durch einen dazu abgeordneten Richter, alles unter Vorbehalt 
eines nachträglich genehmigenden Beschlusses des Gerichtes, erheben 
lassen kann. 

2) Die nochmalige Abhörung solcher Zeugen und Sachverständiger, 
die bereits vor erster Instanz vernommen worden sind, hat vor allem 
dann stattzufinden, wenn das Obergericht diese wegen Bedenken gegen 
die Richtigkeit der im Urteile erster Instanz enthaltenen Feststellungen 
von Tatsachen erforderlich findet. 

§ 226 

1) Das Obergericht kann nach Ermessen des Vorsitzenden über jede-
Berufung zuerst in nichtöffentlicher Sitzung ohne Anhörung der Parteien 
beraten und die Berufung sofort verwerfen: 
1. wenn sie von einer Person ergriffen worden ist, welcher das Beru-

fungsrecht überhaupt nicht oder nicht in der Richtung, in welcher es 
in Anspruch genommen wird, zusteht oder welche darauf gültig ver-
zichtet hat; 

2. wenn sie zu spät angemeldet worden ist oder wenn die Berufungsan-
meldung nicht ausdrücklich oder doch in deutlich erkennbarer Weise 
nicht erklärt, wie weit das Urteil angefochten wird und wenn die Be-
rufungsanmeldung oder Berufungsausführung keine Berufungsanträ-
ge und keine Beschwerdepunkte enthält, alles unter Vorbehalt der 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 

2) Ist die Berufung lediglich gegen den Ausspruch über die privat-
rechtlichen Ansprüche gerichtet, so entscheidet das Obergericht in der 
Regel in einer nichtöffentlichen Sitzung in der Sache selbst. 

§ 227 

Das Obergericht kann schon in nichtöffentlicher Sitzung der Beru-
fung stattgeben, das Urteil, soweit es angefochten wird, aufheben und die 
Sache an das zuständige Gericht zurückverweisen, wenn sich schon vor 
der öffentlichen Verhandlung über die Berufung herausstellt, dass das 
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Urteil aufzuheben und die Verhandlung in erster Instanz zu wiederholen 
ist. 

§ 228 

1) Wird eine öffentliche Verhandlung über die Berufung angeordnet, 
so ist die Vorladung dem Berufungswerber und dem Berufungsgegner 
wegen der Geltendmachung des Ablehnungsrechtes mindestens zehn 
Tage vor der Abhaltung des Gerichtstages, den Zeugen und Sachverstän-
digen aber rechtzeitig zuzustellen. 

2) Sowohl dem Angeklagten als auch dem Ankläger ist in der Vorla-
dung zu bemerken, dass im Falle ihres Ausbleibens mit Berücksichtigung 
des in der Berufungsausführung oder Gegenausführung Vorgebrachten 
dem Gesetze gemäss erkannt werde. 

3) Falls das Obergericht das persönliche Erscheinen des Angeklagten 
zur Berufungsverhandlung für notwendig hält, kann ihm in der Vorla-
dung für den Fall des Ausbleibens die zwangsweise Vorführung ange-
droht werden. 

4) Der Privatbeteiligte ist von dem angesetzten Gerichtstage in 
Kenntnis zu setzen mit der Bemerkung, dass es ihm freistehe, bei dem-
selben zu erscheinen. 

5) Ist ein Verteidiger oder Vertreter namhaft gemacht, so ist an diesen 
ebenfalls eine Vorladung zu richten. 

§ 229 

1) Die Verhandlung vor dem Obergericht ist in der Regel öffentlich 
nach den Vorschriften über das Verfahren vor erster Instanz. 

2) Sie beginnt mit einem Vortrage eines Mitgliedes des Obergerichtes, 
welches weder Gutachten noch Anträge enthält, sondern nur das Tat-
sächliche des Falles und den bisherigen Verlauf der Sache, soweit es zur 
Beurteilung der angebrachten Beschwerde erforderlich ist, das Wesentli-
che einer allfällig überreichten Berufungsausführung oder Gegenausfüh-
rung und die daraus sich ergebenden Streitpunkte umfassen soll. 

3) Der auf die Berufungspunkte sich beziehende Teil des Erkenntnis-
ses erster Instanz samt den Entscheidungsgründen ist jederzeit und, 
wenn es der Vorsitzende als zweckdienlich erachtet, auch das über die 
Hauptverhandlung erster Instanz aufgenommene Protokoll zu verlesen. 
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§ 230 

1) Hierauf sind die etwa vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen 
und der Angeklagte, wenn er persönlich anwesend ist, zu vernehmen, 
wobei die für die Schlussverhandlung vor dem Gerichtshofe erster In-
stanz gegebenen Vorschriften zu beobachten sind. 

2) Sodann wird derjenige, welcher die Berufung eingelegt hat zur Be-
gründung derselben und anschliessend der Gegner zur Erwiderung auf-
gefordert. 

3) Dem Angeklagten und seinem Verteidiger gebührt jedenfalls das 
Recht der letzten Äusserung. 

4) Hierauf zieht sich der Gerichtshof zur Beratung und Beschlussfas-
sung zurück. 

§ 231 

1) Das Obergericht verwirft die Berufung, wenn erst in der öffentli-
chen Verhandlung sich einer der im § 226 genannten Gründe herausstellt. 
Kommt das Obergericht auf Grund der neuen Verhandlung zur Über-
zeugung, dass das Verfahren und Urteil erster Instanz dem Gesetze ent-
spricht, so gibt es der Berufung keine Folge. 

2) Das Obergericht kann aber auch das Verfahren und Urteil aufhe-
ben und je nach den Umständen die Strafsache zu neuer Verhandlung 
und Entscheidung an das Gericht erster Instanz zurückweisen oder aber 
in der Sache nach durchgeführter Verhandlung selbst entscheiden. 

§ 232 

1) Die zugunsten des Angeklagten ergriffene Berufung gegen den 
Ausspruch über die Schuld enthält auch die Berufung gegen die Strafe. 

2) Das Obergericht hat sich auf die in Beschwerde gezogenen Punkte 
zu 

beschränken und nur jenen Teil des erstrichterlichen Urteils allenfalls 
abzuändern, gegen welchen die Berufung gerichtet ist. 

3) Überzeugt sich das Obergericht aus Anlass einer von wem immer 
ergriffenen Berufung, dass zum Nachteile des Angeklagten das Strafge-
setz unrichtig angewendet wurde (§ 221), oder dass dieselben Gründe, 
auf welchen sein Entscheid zugunsten des Angeklagten beruht, auch 
einem Mitangeklagten zustatten kommen, welcher die Berufung nicht 
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oder nicht in der in Frage kommenden Richtung ergriffen hat, so hat es 
so vorzugehen, als wäre eine solche Berufung eingelegt. 

4) Niemals darf aber aus Anlass einer zugunsten des Angeklagten er-
griffenen Berufung das Urteil, soweit es sich um die verhängte Strafe 
handelt, zum Nachteile des Angeklagten abgeändert werden. 

§ 233 

Auf das Verfahren vor dem Obergerichte finden, soweit vorstehende 
Bestimmungen eine Abweichung nicht festsetzen oder gestatten, die für 
das erstinstanzliche Verfahren in Kollegialbesetzung geltenden Vor-
schriften ergänzende Anwendung. 

II. Von der Revision 

§ 234 

Die Aufhebung und Abänderung eines vom Obergerichte gefällten 
Urteils kann, sofern dessen Anfechtung nicht ausgeschlossen ist, beim 
Obersten Gerichtshof beantragt werden: 
1. gemäss § 219 Abs. 2; 
2. wenn das Gericht die Vorschrift des Verbotes der Abänderung des 

Urteils zum Nachteile des Angeklagten (§ 232) verletzt hat; 
3. wenn der Entscheidung des Obergerichtes in einem wesentlichen 

Punkte eine tatsächliche Voraussetzung zugrunde gelegt erscheint, die 
mit den Prozessakten erster und zweiter Instanz in Widerspruch 
steht. 

§ 235 

1) Die Entscheidung des Obergerichtes, wodurch das erstrichterliche 
Urteil bestätigt wird, ist endgültig, soweit nicht eine Freiheitsstrafe von 
über einem Jahr ausgesprochen worden ist. 

2) Der Ankläger hat kein Weiterzugsrecht mehr gegen eine Entschei-
dung des Obergerichtes, die das erstrichterliche Urteil zum Nachteil des 
Angeklagten, der Verurteilte sowie die im § 218 Abs. 4 genannten Perso-
nen kein solches Anfechtungsrecht mehr gegen Entscheidungen des O-
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bergerichtes, die das erstrichterliche Urteil zugunsten des Verurteilten 
abändern. 

3) Wird das angefochtene Urteil vom Obergericht aufgehoben und 
dem Landgericht eine neuerliche Schlussverhandlung aufgetragen, so 
kann das Urteil des Obergerichtes nur dann angefochten werden, wenn 
in demselben bestimmt ist, dass erst nach Eintritt seiner Rechtskraft mit 
dem Vollzuge des dem Landgerichte erteilten Auftrages vorzugehen sei. 

4) Privatbeteiligte und Subsidiarankläger haben kein Revisionsrecht. 

§ 236 

1) Einer Anmeldung der Revision bedarf es nicht, sondern der Revi-
sionswerber hat innert vierzehn Tagen nach Zustellung des obergerichtli-
chen Urteils bzw. nach Mitteilung der Urschrift der Urteilsausfertigung 
eine Revisionsschrift in zweifacher Ausfertigung beim Landgerichte 
einzureichen oder die Revision zu Protokoll beim Landgerichte zu erklä-
ren. 

2) Dem Revisionsgegner ist ein Exemplar der Revisionsschrift bzw. 
eine Abschrift des Protokolls zuzustellen und es kann dieser innerhalb 
der auf die Zustellung folgenden vierzehn Tage eine Revisionsbeantwor-
tung in der in Abs. 1 bestimmten Form einreichen. 

3) In der Revisionsschrift sind die einzelnen Beschwerdepunkte ent-
weder ausdrücklich oder doch durch deutliche Hinweisung anzuführen 
und bestimmte Anträge zu stellen, ausserdem kann die Revisionsschrift 
tatsächliche und rechtliche Ausführungen enthalten. 

4) Diese Vorschrift findet sinngemässe Anwendung auf die Revisi-
onsbeantwortung. 

5) Nach Überreichung der letzteren Schrift oder nach fruchtlosem 
Ablauf der hiezu bestimmten Frist sind alle Akten des betreffenden 
Straffalles an den Obersten Gerichtshof zu überweisen. 

§ 237 

1) Der Oberste Gerichtshof entscheidet in der Regel in nichtöffentli-
cher Sitzung und ohne mündliche Verhandlung über die Revision. Er 
kann jedoch von Amts wegen oder auf Antrag eine mündliche Verhand-
lung anordnen. Die Abänderung eines Urteiles zum Nachteil des Ange-
klagten ist nur aufgrund einer mündlichen Verhandlung möglich. 
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2) Er kann in der Sache selbst entscheiden oder, wenn ihm dies nach 
den Umständen erforderlich erscheint, das Urteil aufheben und die Straf-
sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das Gericht erster 
oder zweiter Instanz zurückverweisen. 

3) Der Oberste Gerichtshof hat sich bei seiner Entscheidung in der 
Regel auf die in der Revision geltend gemachten Revisionsgründe zu 
beschränken. 

4) Im übrigen finden auf das Revisionsverfahren die Bestimmungen 
über die Berufung ergänzende Anwendung. 

III. Von der Beschwerde 

§ 238 

1) Alle richterlichen Entscheide, Beschlüsse und Verfügungen, die 
nicht Urteile sind, können soweit nicht gesetzliche Ausnahmen bestehen, 
mittels Beschwerde beim Obergerichte wegen Ungesetzlichkeit oder 
Unangemessenheit angefochten werden. 

2) Die in der Schlussverhandlung der Urteilsfällung vorangehenden 
Entscheidungen und Beschlüsse des erkennenden Gerichtes können vom 
Angeklagten nur gleichzeitig mit dem Urteile angefochten werden. 

3) Gegen Entscheidungen des Obergerichtes, die einer bei diesem Ge-
richte eingereichten Beschwerde keine Folge geben, findet, soweit das 
Gesetz eine Ausnahme nicht begründet, keine Weiterziehung mehr statt. 

4) Zur Anfechtung des Ausspruches über die Kosten kann die Be-
schwerde nur ergriffen werden, wenn das Urteil nicht gleichzeitig aus 
anderen Gründen angefochten wird. 

§ 239 

1) Im Untersuchungsverfahren haben alle, welche sich durch Verzö-
gerungen des Untersuchungsrichters oder durch eine bezüglich der Un-
tersuchung oder im Laufe derselben erfolgende Verfügung beschwert 
erachten, das Recht, darüber eine Entscheidung des Obergerichtes ein-
zuholen; eine solche Beschwerde hemmt den Vollzug der Verfügung des 
Untersuchungsrichters nur im Falle von § 52. 
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2) Beschwerden gegen die Verhaftung, Verlängerung der Haft, gegen 
ungebührliche Behandlung des Verhafteten oder gegen die Aufhebung 
der Haft (Haftbeschwerden), sind als dringlich zu behandeln und vom 
Obergerichtspräsidenten als Einzelrichter zu erledigen; falls sich die 
Personen mit der Entscheidung des Präsidenten des Obergerichtes nicht 
zufrieden geben, können sie verlangen, dass das Obergericht als Kollegi-
um über ihre Beschwerden entscheidet. 

§ 240 

Gegen die Entscheidungen des Obergerichtes kann der Entscheid des 
Obersten Gerichtshofes angerufen werden in folgenden Fällen: 
1. von dem Ankläger und dem Beschuldigten über die Ausscheidung 

einzel ner Strafsachen aus dem gemeinsam zu führenden Strafverfah-
ren, über die Bestimmung der Kautionssumme oder ihren Verfall; 

2. von dem Ankläger gegen Beschlüsse, mit welchen ein Antrag auf 
Einleitung der Untersuchung abgelehnt oder die Einstellung ausge-
sprochen wird; 

3. von allen Personen, welche durch eine Verfügung nach §§ 52 und 96 
Abs. 2 betroffen werden; 

4. in allen übrigen Fällen, in denen nicht die Beschwerde an den Obers-
ten Gerichtshof ausgeschlossen ist. 

§ 241 

1) Beschwerdeberechtigt sind alle, welche Berufung einlegen können, 
aber auch sonst alle Personen, die sich durch einen Beschluss oder eine 
Verfügung als beschwert erachten. 

2) Die Frist zur Einreichung einer Beschwerde beträgt in allen Fällen, 
wo eine Verständigung der Parteien entweder durch Zustellung einer 
Ausfertigung oder durch Verkündigung des Beschlusses erfolgt, vierzehn 
Tage von der Zustellung bzw. von der mündlichen Verkündigung an. 

3) Verspätet eingelangte Beschwerden sind vom Landgericht zurück-
zuweisen. 

4) Beschlüsse und Verfügungen, welche nicht zugestellt oder verkün-
det worden sind, können mittels Beschwerde jederzeit angefochten wer-
den, solange sie nicht gegenstandslos ist und die Folgen des Beschlusses 
oder der Verfügung noch rückgängig gemacht werden können. 

5) Dies gilt besonders für das Untersuchungsverfahren. 
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§ 242 

1) Soweit im Gesetze nicht etwas anderes bestimmt ist, hemmt die er-
griffene Beschwerde die Wirkung der Verfügung oder des Beschlusses 
nicht. Der Vorsitzende des Beschwerdegerichtes kann aber von Amts 
wegen oder auf einen dahin zielenden Antrag bei Vorliegen von Um-
ständen, die eine Aufschiebung der Wirkung gerechtfertigt erscheinen 
lassen, dieselbe aufschieben. Gegen diese Entscheidung findet kein weite-
res Rechtsmittel statt. 

2) Im Untersuchungsverfahren kann, wenn der Untersuchungsrichter 
eine Beschwerde als begründet erachtet, dem Beschwerdeantrag von 
diesem stattgegeben werden, in welchem Falle die Beschwerde dahinfällt. 

§ 243 

1) Das Beschwerdegericht entscheidet ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung durch Beschluss, welcher dem Beschwerdeführer zuzustel-
len ist. 

2) Der angefochtene Beschluss oder die angefochtene Verfügung und 
das vorangegangene Verfahren sind durch das Beschwerdegericht inner-
halb der Grenzen, die durch die Erklärung des Beschwerdeführers, durch 
den Beschwerdeantrag und durch die Beschwerdegründe gezogen sind, 
zu überprüfen. 

3) Wenn sich die Nichtigkeit oder sonst geltend gemachte Beschwer-
degründe nicht schon aus den Akten ergeben, so kann das Beschwerde-
gericht die notwendig erscheinenden Erhebungen entweder selbst durch-
führen oder veranlassen. Diese Erhebungen können insbesondere darin 
bestehen, dass einer oder beiden Parteien schriftliche Äusserungen abge-
fordert werden oder der Beschwerdeführer oder dessen Gegner einver-
nommen wird. 

4) Es kann das Beschwerdegericht den Beschluss oder die Verfügung 
entweder aufheben und in der Sache selbst entscheiden oder die Sache an 
die Vorinstanz zurückverweisen. 

5) Bei der Entscheidung über eine zum Vorteil des Beschuldigten er-
hobene Beschwerde können die Verfügungen oder Beschlüsse, gegen 
welche die Beschwerde geführt wird, niemals zum Nachteile des Be-
schuldigten abgeändert werden. Im übrigen ist aber das Beschwerdege-
richt berechtigt, die Beseitigung vorgekommener Gebrechen des Verfah-
rens zum Vorteil des Beschuldigten auch dann anzuordnen, wenn die 
Beschwerde gegen dieselben nicht ergriffen werden konnte oder nicht 
ergriffen wurde. 
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§ 244 

Auf die Beschwerde finden, soweit im Vorstehenden keine Abwei-
chung enthalten ist, die Bestimmungen über die Berufung und die Revi-
sion entsprechende Anwendung. 

XVI. Hauptstück 

Von der Vollstreckung der Urteile 

§ 245 

Jeder durch das Urteil freigesprochene Angeklagte ist, wenn er ver-
haftet war, sogleich nach der Verkündung des Urteils in Freiheit zu set-
zen, es wäre denn, dass die sofort ergriffene Berufung des Staatsanwaltes 
oder andere gesetzliche Gründe seine fernere Verwahrung nötig mach-
ten. 

§ 246 

Jede Rechtswirkung eines Strafurteiles beginnt, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, mit seiner Rechtskraft. 

§ 247 

1) Jedes wider ein Mitglied des geistlichen Standes wegen eines 
Verbrechens ergangene rechtskräftige Strafurteil ist nebst den Beweg-
gründen vorläufig von dem Gerichte dem Bischof oder geistlichen Ober-
haupte, dessen Sprengel der Verurteilte angehört, bekanntzugeben, damit 
noch vor der Vollziehung des Strafurteiles über die Entsetzung von der 
geistlichen Würde verfügt werden könne. 

2) Erfolgt diese Verfügung nicht binnen dreissig Tagen, so ist das Ur-
teil ohne weiteres in Vollzug zu setzen. 

§ 248 

1) Strafurteile gegen Personen, welche ein öffentliches Amt bekleiden, 
sind nach erlangter Rechtskraft ohne weiteres in Vollzug zu setzen, je-
doch ist eine Abschrift hievon nebst den Entscheidungsgründen der 
Regierung mitzuteilen. 
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2) Dasselbe gilt in den Fällen, in denen eine Verurteilung aufgrund 
besonderer gesetzlicher Bestimmungen den Verlust des Adels, von öf-
fentlichen Titeln oder Ämtern, Auszeichnungen, akademischen Graden 
oder anderen Rechten nach sich ziehen. 

§ 249 

1) Wenn der Verurteilte eine über ihn verhängte Geldstrafe nicht un-
verzüglich nach Eintritt der Rechtskraft erlegt, ist er schriftlich aufzufor-
dern, die Strafe binnen vierzehn Tagen zu zahlen, widrigens sie zwangs-
weise eingetrie ben werde. 

2) Geldstrafen sind nach den Bestimmungen der Exekutionsordnung 
einzutreiben. 

3) Ersatzfreiheitsstrafen sind wie andere Freiheitsstrafen zu vollzie-
hen. Der Vollzug hat jedoch zu unterbleiben, soweit der Verurteilte die 
ausständige Geldstrafe erlegt oder durch eine unbedenkliche Urkunde 
nachweist, dass sie bezahlt ist. Darauf ist in der Strafvollzugsanordnung 
und in der Aufforderung zum Strafantritt hinzuweisen. Die Anordnung 
des Strafvollzuges ist vorläufig zu hemmen, solange über einen Antrag 
auf Neubemessung des Tagessatzes § 251) nicht rechtskräftig entschieden 
ist, es sei denn, dass es des unverzüglichen Vollzuges bedarf, um der 
Begehung strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwirken, oder 
dass der Antrag offenbar aussichtslos ist. 

4) Für Bussen gelten die Abs. 1, 2 und 3 erster bis dritter Satz sinn-
gemäss. 

§ 250 

1) Wäre die unverzügliche Zahlung einer Geldstrafe für den Verur-
teilten unmöglich oder mit besonderer Härte verbunden, so hat ihm der 
Vorsitzende auf seinen Antrag durch Beschluss einen angemessenen 
Aufschub zu gewähren. Der Aufschub darf jedoch bei Zahlung der gan-
zen Strafe auf einmal oder Entrichtung einer 180 Tagessätze nicht über-
steigenden Strafe in Teilbeträgen nicht länger als ein Jahr, bei Entrich-
tung einer 180 Tagessätze übersteigenden Strafe in Teilbeträgen nicht 
länger als zwei Jahre dauern. In die gewährte Aufschubsfrist werden 
Zeiten, in denen der Verurteilte auf behördliche Anordnung angehalten 
worden ist, nicht eingerechnet. Leistet der Verurteilte zur Schadloshal-
tung oder Genugtuung eines durch die strafbare Handlung Geschädigten 
Zahlungen, so ist dies bei der Entscheidung über einen Antrag auf Auf-
schub angemessen zu berücksichtigen. Mit Rücksicht auf Entschädi-
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gungszahlungen, die innerhalb der zur Zahlung der Geldstrafe gewährten 
Frist geleistet werden, kann der Aufschub angemessen, längstens aber um 
ein weiteres Jahr, verlängert werden. 

2) Die Entrichtung der Geldstrafe in Teilbeträgen darf nur mit der 
Massgabe gestattet werden, dass alle noch aushaftenden Teilbeträge so-
fort fällig werden, wenn der Verurteilte mit mindestens zwei Ratenzah-
lungen in Verzug ist. 

3) Gegen den Beschluss des Vorsitzenden steht dem Verurteilten und 
dem Ankläger die Beschwerde an das Obergericht zu, wider dessen Ent-
scheidung ein weiterer Rechtszug ausgeschlossen ist. 

4) Für die Bezahlung von Bussen gelten die Abs. 1 bis 3 sinngemäss 
mit der Massgabe, dass ihre Entrichtung in Teilbeträgen ein Jahr nicht 
übersteigen darf. 

§ 251 

Über die Neubemessung des Tagessatzes nach § 19 Abs. 4 StGB hat 
das Gericht, das in erster Instanz erkannt hat, auf Antrag mit Beschluss 
zu entscheiden. Der Vorsitzende hat die Erhebung der für die Entschei-
dung massgeblichen Umstände zu veranlassen. Gegen den Beschluss des 
Gerichtes steht dem Verurteilten und dem Ankläger die Beschwerde an 
das Obergericht zu. Ein weiterer Rechtszug findet nicht statt. 

§ 252 

Von der Verurteilung einer Person, die nicht die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft besitzt, ist die Fremdenpolizei unverzüglich zu ver-
ständigen. 

§ 253 

1) Ist der Verfall oder die Einziehung von Gegenständen ausgespro-
chen und befinden sich diese Gegenstände nicht bereits in gerichtlicher 
Verwahrung, so ist der Verurteilte oder ein anderer Inhaber dieser Sa-
chen vom Strafgericht schriftlich aufzufordern, sie binnen vierzehn Ta-
gen zu erlegen, widrigens sie ihm zwangsweise abgenommen werden. 
Kommt der Inhaber dieser Aufforderung nicht nach, sind ihm die Ge-
genstände im Exekutionswege abzunehmen. 
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2) Sowohl vor Einleitung eines Strafverfahrens als auch während des-
selben und nachher können zur Sicherung des Verfalles oder der Einzie-
hung von Gegenständen auf Antrag des Anklägers einstweilige Verfü-
gungen getroffen werden. Die Entscheidung obliegt bis zur Rechtskraft 
der Anklage dem Untersuchungsrichter, nachher dem Vorsitzenden des 
erkennenden Gerichtes erster Instanz. Auf das Verfahren sind mit Aus-
nahme der Rechtsmittel sinngemäss auch die Bestimmungen der Art. 270 
bis 280 sowie Art. 284 und 285 der Exekutionsordnung anzuwenden. 

3) Das Gericht hat verfallene oder eingezogene Gegenstände, die in 
wissenschaftlicher oder geschichtlicher Beziehung oder für eine Lehr-, 
Versuchs-, Forschungs- oder sonstige Fachtätigkeit von Interesse sind, 
nach Verständigung der Regierung den hiefür in Liechtenstein bestehen-
den staatlichen Einrichtungen und Sammlungen zu übergeben. Gegens-
tände, die zur Deckung des Sachaufwandes der Justiz unmittelbar heran-
gezogen werden können, sind hiezu zu verwenden, andere Sachen aber 
nach den im Exekutionsverfahren vorgesehenen Bestimmungen zu ver-
äussern. Gegenstände, die weder veräussert noch verwertet werden kön-
nen, sind zu vernichten. 

§ 254 

Über die Anrechnung einer vom Verurteilten nach der Fällung des 
Urteiles erster Instanz in Vorhaft zugebrachten Zeit (§ 38 StGB) hat der 
Vorsitzende des Gerichtes, das in erster Instanz erkannt hat, mit Be-
schluss zu entscheiden. Gegen diesen Beschluss steht dem Verurteilten 
und dem Ankläger die binnen vierzehn Tagen einzubringende Be-
schwerde an das Obergericht zu, wider dessen Entscheidung ein weiterer 
Rechtszug ausgeschlossen ist. 

§ 255 

1) Wenn nach eingetretener Rechtskraft eines Strafurteiles Milde-
rungsgründe hervorkommen, die zur Zeit der Urteilsfällung noch nicht 
vorhanden oder doch nicht bekannt waren und die zwar nicht die An-
wendung eines anderen Strafsatzes, aber doch offenbar eine mildere Be-
messung der Strafe herbeigeführt hätten, so sind der Verurteilte oder die 
Personen, denen ein Berufungsrecht zustand, berechtigt, einen Antrag 
auf nachträgliche Strafmilderung zu stellen. 

2) Dieser Antrag ist beim Landgericht einzubringen und von diesem 
nach Durchführung der erforderlichen Erhebungen dem Obergericht zur 
Entscheidung vorzulegen. 
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3) Betrifft der Antrag eine vom Obersten Gerichtshof bemessene 
Strafe, so sind die Akten vom Obergericht an den Obersten Gerichtshof 
weiterzuleiten. 

§ 256 

1) Eine im Gesetze nicht vorbedachte Milderung oder Nachsicht der 
verwirkten Strafe steht nur dem Landesfürsten zu. Die einschlägigen 
Gesuche sind vom Landgerichte unter Anschluss der Akten und mittels 
Gutachtens an das Obergericht zu leiten, welches das Gesuch, wenn es 
unbegründet gefunden wird, sogleich zurückweisen kann, anderenfalls 
aber mit seinem eigenen Gutachten dem Landesfürsten vorzulegen hat. 

2) Gnadengesuche hemmen den Vollzug des Strafurteiles in der Regel 
nicht. Nur wenn ein Gnadengesuch noch vor Strafantritt eingebracht 
und mit solchen rücksichtswürdigen Umständen begründet wird, welche 
erst nach ergangenem Urteil eingetreten sind, kann mit der Vollstreckung 
des Urteils innegehalten werden, insoferne sonst die Gnadenwerbung 
ganz oder zum Teil vereitelt würde. Bei der Stellung von Gnadenanträ-
gen hat das Gericht immer auch die Hemmung des Strafvollzuges in 
Erwägung zu ziehen. 

3) Das Gericht hat unmittelbar nach der Fällung eines Urteiles, wo-
durch ein Jugendlicher, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, zu einer Strafe verurteilt wird, von Amts wegen zu prüfen, ob 
der Verurteilte zur Begnadigung vorzuschlagen sei. 

4) Diese Prüfung der Begnadigungsfrage ist im Akte zu beurkunden. 

5) Liegen besondere Gründe vor, die den Verurteilten der Begnadi-
gung würdig erscheinen lassen, so hat das Gericht auch einen bestimmten 
Antrag über das Mass der zu gewährenden Strafnachsicht oder die Straf-
umwandlung zu stellen. Die Vorlage der Akten an das Obergericht hat 
nach Rechtskraft des Urteils zu erfolgen. 

6) Das Landgericht kann auch von Amts wegen beantragen, dass Ju-
gendlichen, die zur Zeit der Verurteilung das zwanzigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, der Rest einer zum grösseren Teile verbüss-
ten Freiheitsstrafe aus Gnade nachgesehen werde, wenn sie während der 
Strafhaft überzeugende Proben der Besserung gegeben haben. 
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XVII. Hauptstück 

Von den Erkenntnissen und Verfügungen des 
Strafgerichtes hinsichtlich der privatrechtlichen 

Ansprüche 

§ 257 

1) Der aus der strafbaren Handlung entstandene Schaden und die 
sonstigen hinsichtlich der privatrechtlichen Folgen wichtigen Nebenum-
stände sind von Amts wegen zu berücksichtigen. Dem Beschädigten ist, 
wenn es zweifelhaft ist, ob er von dem stattfindenden strafrechtlichen 
Verfahren Kenntnis habe, hievon Mitteilung zu machen, damit er von 
seinem Rechte, sich dem Strafverfahren anzuschliessen, Gebrauch ma-
chen könne. 

2) Im Falle des Anschlusses bleibt es dem Privatbeteiligten oder falls 
dieser sich selbst zu vertreten nicht berechtigt wäre, dessen gesetzlichem 
Vertreter überlassen, seine Ansprüche auszuführen und genügend darzu-
tun. Der Beschuldigte ist darüber zu vernehmen und es sind die zur Er-
forschung des Schadens nötigen Erhebungen zu pflegen. Der Privatbetei-
ligte kann die Verfolgung seiner Ansprüche zu jeder Zeit, selbst während 
der Schlussverhandlung, wieder aufgeben. 

§ 258 

1) Wird der Beschuldigte nicht verurteilt, so ist der Privatbeteiligte 
mit seinen Entschädigungsansprüchen jederzeit auf den Zivilrechtsweg 
zu weisen. 

2) Erfolgt die Verurteilung des Beschuldigten, so hat in der Regel der 
Gerichtshof zugleich über die privatrechtlichen Ansprüche des Beschä-
digten zu entscheiden. Erachtet das Strafgericht, dass die Ergebnisse des 
Strafverfahrens nicht ausreichen, um aufgrund derselben über die Ersatz-
ansprüche verlässlich urteilen zu können, so verweist es den Privatbetei-
ligten auf den Zivilrechtsweg. Gegen diese Verweisung steht kein 
Rechtsmittel offen. 

§ 259 

1) Ist eine Sache, bezüglich welcher das Gericht sich überzeugt, dass 
sie dem Privatbeteiligten gehöre, unter den Habseligkeiten des Angeklag-
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ten, eines Mitschuldigen oder eines Teilnehmers an der strafbaren Hand-
lung oder an einem solchen Orte gefunden worden, wohin sie von diesen 
Personen nur zur Aufbewahrung gelegt oder gegeben wurde, so verord-
net der Gerichtshof, dass die Zurückstellung nach eingetretener Rechts-
kraft des Urteiles erfolge. Mit ausdrücklicher Zustimmung des Beschul-
digten kann jedoch die Ausfolgung auch sogleich geschehen. 

2) Diese Zurückstellung der dem Beschädigten entzogenen Gegens-
tände kann auch vor der Schlussverhandlung durch den Untersuchungs-
richter erfolgen, wenn deren Aufbewahrung nicht zur Überweisung des 
Beschuldigten, eines Mitschuldigen oder eines Teilnehmers nötig ist und 
wenn der Beschuldigte und der Staatsanwalt damit einverstanden sind. 

§ 260 

Ist das entzogene Gut bereits in die Hände eines Dritten, der sich an 
der strafbaren Handlung nicht beteiligt hat, auf eine zur Übertragung des 
Eigentums gültige Art oder als Pfand geraten, oder ist das Eigentum des 
entzogenen Gegenstandes unter mehreren Geschädigten streitig, oder 
kann der Geschädigte sein Recht nicht sogleich genügend nachweisen, so 
ist das auf Zurückstellung des Gutes gerichtete Begehren auf den ordent-
lichen Zivilrechtsweg zu verweisen. 

§ 261 

1) Wenn das dem Geschädigten entzogene Gut nicht mehr zurückge-
stellt werden kann, sowie in allen Fällen, wo es sich nicht um die Rück-
stellung eines entzogenen Gegenstandes, sondern um den Ersatz eines 
erlittenen Schadens oder entgangenen Gewinnes oder um Tilgung einer 
verursachten Beleidigung handelt, ist in dem Strafurteile die Schadloshal-
tung oder Genugtuung zuzuerkennen, insoferne sowohl der Betrag der-
selben, als auch die Person, welcher dieselbe gebührt, mit Zuverlässigkeit 
bestimmt werden kann. 

2) Ergeben sich aus den gepflogenen Erhebungen Gründe, zu vermu-
ten, dass der Geschädigte seinen Schaden zu hoch angebe, so kann ihn 
das Gericht nach Erwägung aller Umstände allenfalls nach vorgenomme-
ner Schätzung durch Sachverständige mässigen. 
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§ 262 

1) Ergibt sich aus der Schuld des Angeklagten die gänzliche oder 
teilweise Ungültigkeit eines mit demselben eingegangenen Rechtsge-
schäftes oder eines Rechtsverhältnisses, so ist in dem Strafurteile auch 
hierüber und über die daraus entspringenden Rechtsfolgen zu erkennen. 

2) Der rechtswirksame Ausspruch, dass eine Ehe ungültig sei, bleibt 
jedoch stets den Zivilgerichten vorbehalten. Das Strafgericht kann die 
Ungültigkeit einer Ehe nur als Vorfrage beurteilen (§ 5). 

§ 263 

Dem Privatbeteiligten steht es frei, den Zivilrechtsweg zu betreten, 
wenn er sich mit der vom Strafgerichte ihm zuerkannten Entschädigung 
nicht begnügen will. 

§ 264 

Aufgrund des über die privatrechtlichen Ansprüche ergangenen 
rechtskräftigen strafgerichtlichen Erkenntnisses kann Exekution geführt 
werden. 

§ 265 

Die Abänderung des rechtskräftigen strafgerichtlichen Ausspruches 
über privatrechtliche Ansprüche wegen neu aufgefundener Beweismittel, 
sowie die Aufhebung der Vollstreckung desselben wegen eines nachge-
folgten Tatumstandes kann ausser dem Falle einer aus anderen Gründen 
stattfindenden Wiederaufnahme des Strafverfahrens von dem Verurteil-
ten und dessen Rechtsnachfolgern nur vor dem Zivilrichter angesucht 
werden. 

§ 266 

Wenn bei dem Beschuldigten ein nach allem Anscheine fremdes Gut 
gefunden wird, dessen Eigentümer er nicht angeben kann oder will, und 
wenn sich binnen einer angemessenen Frist niemand mit einem Eigen-
tumsanspruche gemeldet hat, ist von dem Untersuchungsrichter die Be-
schreibung eines solchen Gutes so abzufassen, dass dasselbe zwar von 
dem Eigentümer erkannt werden könne, dass jedoch einige wesentliche 
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Unterscheidungszeichen verschwiegen werden, um die Bezeichnung 
desselben dem Eigentümer als Beweis seines Rechtes vorzubehalten. 

§ 267 

Eine solche Beschreibung ist an denjenigen Orten, wo sich der Be-
schuldigte aufgehalten hat oder wo die ihm zur Last gelegten strafbaren 
Handlungen begangen wurden, durch Edikt öffentlich bekannt zu ma-
chen. In diesem Edikte ist der Eigentümer aufzufordern, dass er sich 
binnen Jahresfrist vom Tage des Ediktes melde und sein Eigentumsrecht 
nachweise. 

§ 268 

Ist das fremde Gut von solcher Beschaffenheit, dass es sich ohne Ge-
fahr des Verderbnisses nicht durch ein Jahr aufbewahren lässt oder wäre 
die Aufbewahrung mit Kosten verbunden, so ist dasselbe durch öffentli-
che Versteigerung zu veräussern. Der Kaufpreis ist bei Gericht zu erle-
gen. Zugleich ist eine umständliche Beschreibung jedes verkauften Stü-
ckes unter Bemerkung des Käufers und des Kaufpreises den Akten bei-
zulegen. 

§ 269 

1) Wenn binnen der Ediktalfrist niemand sein Recht auf die beschrie-
benen Gegenstände dartut, so sind dieselben, oder es ist deren Erlös, 
wenn sie der Dringlichkeit wegen verkauft wurden, dem Beschuldigten 
auf sein Verlangen auszufolgen, soferne nicht durch einen Beschluss des 
Obergerichtes ausgesprochen ist, dass die Rechtmässigkeit des Besitzes 
des Beschuldigten nicht glaubwürdig sei. 

2) Gegen diese Beschlüsse findet kein Rechtsmittel statt. 

§ 270 

Gegenstände, welche dem Beschuldigten nicht ausgefolgt werden, 
sind auf die im § 268 angeordnete Weise zu veräussern und es ist der 
Kaufpreis an die Landeskasse abzugeben. Dem Berechtigten steht jedoch 
frei, seine Ansprüche auf den Kaufpreis gegen den Staatsschatz binnen 
dreissig Jahren vom Tage des Ediktes im Zivilrechtswege geltend zu 
machen. 
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XVIII. Hauptstück 

Von der Wiederaufnahme des Strafverfahrens und der 
Wiedereinsetzung gegen den Ablauf von Fristen 

I. Wiederaufnahme des Verfahrens 

§ 271 

1) Ist das Strafverfahren wider eine bestimmte Person durch Einstel-
lung, Zurückweisung der Anklage oder Rücktritt von der Anklage vor 
der Schlussverhandlung beendigt worden, so kann dem Antrage des 
Staatsanwaltes oder Privatanklägers auf Wiederaufnahme des Strafverfah-
rens nur dann stattgegeben werden, wenn die Strafbarkeit der Tat noch 
nicht durch Verjährung erloschen ist und wenn neue Beweismittel beige-
bracht werden, die geeignet erscheinen, die Bestrafung des Beschuldigten 
zu begründen. 

2) Dem Privatankläger, der seine Klage zurückgenommen hat, kann 
die Wiederaufnahme des Strafverfahrens nie bewilligt werden. 

§ 272 

Der rechtskräftig Verurteilte kann die Wiederaufnahme des Verfah-
rens selbst nach vollzogener Strafe verlangen: 
1. wenn dargetan ist, dass seine Verurteilung durch Fälschung einer 

Urkunde oder durch falsches Zeugnis oder Bestechung oder eine 
sonstige strafbare Handlung einer dritten Person veranlasst worden 
ist; 

2. wenn er neue Tatsachen oder Beweismittel beibringt, welche allein 
oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen geeignet er-
scheinen, die Freisprechung des Beschuldigten oder die Verurteilung 
wegen einer unter ein milderes Strafgesetz fallenden Handlung zu be-
gründen, oder wenn 

3. wegen derselben Tat zwei oder mehrere Personen durch verschiedene 
Erkenntnisse verurteilt worden sind und bei der Vergleichung dieser 
Erkenntnisse sowie der ihnen zugrunde liegenden Tatsachen die 
Nichtschuld einer oder mehrerer dieser Personen notwendig anzu-
nehmen ist. 
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§ 273 

Der Staatsanwalt kann die Wiederaufnahme des Strafverfahrens, um 
zu bewirken, dass eine Handlung, wegen der der Angeklagte verurteilt 
worden ist, nach einem strengeren Strafgesetze beurteilt werde, nur unter 
den im § 274 erwähnten Voraussetzungen und überdies nur dann bean-
tragen, wenn die wirklich verübte Tat 
1. mit mindestens zehnjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, während der 

Angeklagte nur wegen einer mit nicht mehr als zehnjährigen Frei-
heitsstrafe bedrohten Handlung verurteilt wurde, oder 

2. mit mehr als fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, während der 
Angeklagte nur wegen eines Vergehens verurteilt wurde, oder 

3. sich als ein Verbrechen darstellt, während der Angeklagte nur wegen 
eines mit nicht mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Verge-
hens oder einer Übertretung verurteilt wurde. 

§ 274 

Wegen einer Handlung, hinsichtlich deren der Angeklagte durch 
rechtskräftiges Urteil freigesprochen worden ist, kann der Staatsanwalt 
die Wiederaufnahme des Verfahrens nur insoferne beantragen, als die 
Strafbarkeit der Tat noch nicht durch Verjährung erloschen ist und als 
entweder 
1. das Erkenntnis durch Fälschung einer Urkunde oder durch falsches 

Zeugnis, Bestechung oder eine sonstige strafbare Handlung des An-
geklagten oder einer dritten Person herbeigeführt worden ist oder 

2. der Angeklagte später gerichtlich oder aussergerichtlich ein Geständ-
nis der ihm beigemessenen Tat ablegt oder andere neue Tatsachen o-
der Beweismittel sich ergeben, welche allein oder in Verbindung mit 
den früher erhobenen Beweisen geeignet erscheinen, die Überführung 
des Angeklagten zu begründen. 

§ 275 

Die Wiederaufnahme ist bei dem Landgericht zu beantragen. Über 
die Tatsachen, durch die der Antrag begründet wird, hat der Untersu-
chungsrichter die erforderlichen Erhebungen zu pflegen und dieselben 
dem Obergerichte zur Entscheidung über die Zulässigkeit der Wieder-
aufnahme vorzulegen, welches hierüber ohne einen weiteren Rechtszug 
entscheidet. 
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§ 276 

Zu Gunsten des Angeklagten kann die Wiederaufnahme von ihm 
selbst, ferner und zwar auch nach seinem Tode von allen jenen Personen 
beantragt werden, welche berechtigt wären, zu seinen Gunsten die Beru-
fung zu ergreifen. 

§ 277 

1) Durch den Beschluss, welcher die Wiederaufnahme des Strafver-
fahrens anordnet, wird das frühere Urteil insoweit für aufgehoben er-
klärt, als es diejenige strafbare Handlung, hinsichtlich welcher die Wie-
deraufnahme angeordnet wurde, betrifft. Die gesetzlichen Folgen der in 
dem ersten Erkenntnisse ausgesprochenen Verurteilung dauern einstwei-
len fort und sind nur dann und insoweit als aufgehoben anzusehen, als 
sie nicht auch vermöge des neuen Erkenntnisses einzutreten haben. 

2) Die Vollstreckung der im früheren Urteil enthaltenen Entschei-
dung über die privatrechtlichen Ansprüche ist während der Dauer des 
wiederaufgenommenen Verfahrens nur bis zur Sicherstellung zulässig. 

§ 278 

1) Die Sache tritt durch die Wiederaufnahme in der Regel (§ 279) in 
den Stand der Untersuchung. Diese ist nach Massgabe der die Wieder-
aufnahme anordnenden Entscheidung und der neuen Beweise zu führen 
und zu ergänzen. Die hinsichtlich der Einstellung der Untersuchung und 
der Erhebung der Anklage geltenden Vorschriften finden auch hier An-
wendung. Wird infolge dessen das Verfahren ohne Vornahme einer 
Schlussverhandlung beendigt, so hat der Beschuldigte das Recht, die 
öffentliche Bekanntmachung der Einstellung oder des Erkenntnisses, 
wodurch die Anklage endgültig zurückgewiesen wurde (§ 173) zu ver-
langen. Diese Entscheidungen haben gleiche Wirkung mit dem Erkennt-
nisse, wodurch der Angeschuldigte freigesprochen wird. 

2) Kommt es zu einer neuerlichen Schlussverhandlung, ist von der-
selben auch der Privatbeteiligte in Kenntnis zu setzen; es ist nach Durch-
führung der Beweise ein neues Urteil zu schöpfen. 

3) Wird durch dieses Erkenntnis der Angeklagte verurteilt, so ist bei 
Bemessung der Strafe auf die bereits erlittene Strafe Rücksicht zu neh-
men. 
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4) Ist die Wiederaufnahme nur zu Gunsten des Angeklagten erfolgt, 
so kann das neue Urteil keine schwerere Strafe gegen ihn verhängen, als 
welche ihm das erste Erkenntnis auferlegte. 

5) Gegen das neue Erkenntnis steht die Berufung offen wie gegen je-
des andere Urteil. 

§ 279 

Das Obergericht kann, wenn es die Wiederaufnahme des Strafverfah-
rens zu Gunsten des Beschuldigten für zulässig erklärt, sofort ein Urteil 
fällen, wodurch der Beschuldigte freigesprochen oder seinem Antrage auf 
Anwendung eines milderen Strafsatzes stattgegeben wird. 

§ 280 

1) Das Gesuch eines Verurteilten um Wiederaufnahme des Strafver-
fahrens hemmt den Vollzug der Strafe nicht; es wäre denn, dass das O-
bergericht die Hemmung des Strafvollzuges nach den Umständen des 
Falles für angemessen erachtet. 

2) Wird die Statthaftigkeit der Wiederaufnahme ausgesprochen, so ist 
der Vollzug der Strafe unverzüglich einzustellen (§ 277) und über die 
Haft des Beschuldigten nach den im XI. Hauptstücke enthaltenen Be-
stimmungen zu entscheiden. 

§ 281 

Das Strafverfahren kann unabhängig von den Bedingungen und 
Förmlichkeiten der Wiederaufnahme nach den allgemeinen Vorschriften 
durch das Landgericht eingeleitet oder fortgesetzt werden: 
1. wenn die Untersuchung (§ 41) oder die Erhebung (§ 283) eingestellt 

worden ist, ehe eine bestimmte Person als Beschuldigter oder gericht-
lich als Verdächtigter behandelt wurde; 

2. wenn der zur Klage noch berechtigte Privatankläger dieselbe an-
bringt, während in dem früheren Verfahren die Einstellung oder ein 
freisprechendes Urteil lediglich wegen Mangels des nach dem Gesetze 
erforderlichen Antrages eines Beteiligten erfolgt ist; 

3. wenn sich der Staatsanwalt beim Rücktritte von der Verfolgung nach 
§ 21 Abs. 2 oder bei der Erklärung nach § 67 Abs. 4 die Verfolgung 
vorbehalten hat und seit der rechtskräftigen Beendigung des inländi-
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schen Strafverfahrens nicht mehr als drei Monate oder seit der rechts-
kräftigen Beendigung des ausländischen Strafverfahrens nicht mehr 
als ein Jahr verstrichen ist; wenn dem Ankläger bei der Beendigung 
des Strafverfahrens wegen eines Verbrechens oder Vergehens die Ver-
folgung wegen anderer strafbarer Handlungen vorbehalten worden 
ist (§ 210 Abs. 2) oder wenn sich erst nachher Verdachtsgründe für 
eine andere früher begangene strafbare Handlung ergeben haben; 

4. wenn die Tat, welche ein Verbrechen begründet, durch unrichtige 
Anwendung des Gesetzes durch den Einzelrichter als ein mit nicht 
mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohtes Vergehen oder als 
Übertretung behandelt worden ist (§ 317), vorausgesetzt, dass seit der 
Entscheidung des Einzelrichters nicht mehr als zwölf Monate verflos-
sen sind. 

II. Wiedereinsetzung gegen den Ablauf von Fristen 

§ 282 

1) Wider die Versäumung der Frist zur Anmeldung oder Ausführung 
eines Rechtsmittels kann dem Beschuldigten die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand erteilt werden, soferne er: 
1. nachzuweisen vermag, dass es ihm durch unabwendbare Umstände 

ohne sein oder seines Vertreters Verschulden unmöglich gemacht 
wurde, die Frist einzuhalten; 

2. um die Wiedereinsetzung innerhalb vierzehn Tagen nach dem Aufhö-
ren des Hindernisses nachgesucht hat und 

3. die Anmeldung oder Ausführung des Rechtsmittels zugleich an-
bringt. 

2) Das Gesuch ist beim Landgerichte anzubringen, welches die Ak-
ten, erforderlichenfalls nach Durchführung der zur Klarstellung des 
Wiedereinsetzungsgrundes erforderlichen Erhebungen, dem Obergericht 
zur Entscheidung vorzulegen hat. Betrifft jedoch das Wiedereinsetzungs-
gesuch eine Fristversäumung, die bereits zu einem Zurückweisungsbe-
schluss des Obersten Gerichtshofes geführt hat, so ist dieser anstelle des 
Obergerichtes zur Entscheidung über das Wiedereinsetzungsgesuch 
zuständig. 

3) Das Gesuch hemmt, solange die Wiedereinsetzung nicht bewilligt 
ist, die Vollstreckung nicht; es sei denn, dass das Gericht, bei dem es 
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angebracht wird, nach den Umständen des Falles für angemessen erach-
tet, die Aussetzung der Vollstreckung zu verfügen. 

4) Gegen die Bewilligung der Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel 
zulässig. 

5) Wird die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Frist zur 
Anmeldung eines Rechtsmittels bewilligt, so läuft die Frist zur Erstat-
tung der Ausführung dieses Rechtsmittels vom Tage der Zustellung des 
die Wiedereinsetzung bewilligenden Erkenntnisses. 

XIX. Hauptstück 

Von dem Verfahren wider Unbekannte, Abwesende und 
Flüchtige 

§ 283 

Wenn der Täter eines Verbrechens oder Vergehens nicht bekannt ist 
oder nicht vor Gericht gestellt werden kann, so muss doch die Erhebung 
der Beschaffenheit der Tat mit der vorschriftsmässigen Sorgfalt und Ge-
nauigkeit gepflogen werden. Das Verfahren ist in solchen Fällen erst 
wenn keine Anhaltspunkte zu weiteren Nachforschungen mehr vorhan-
den sind, bis zur künftigen Entdeckung oder Auffindung des Täters 
einzustellen. 

§ 284 

Wenn ein Abwesender, von dem es jedoch nicht wahrscheinlich ist, 
dass er flüchtig geworden sei, eines Verbrechens oder Vergehens be-
schuldigt erscheint und die Bedingungen zu einem Haftbefehle nach § 
127 nicht vorhanden sind, so ist nur die Erforschung seines Aufenthaltes 
einzuleiten und erst, wenn er nach dessen Ermittlung auf die an ihn er-
gangene Vorladung nicht erscheint, ist ein Vorführbefehl gegen ihn zu 
erlassen oder sind nach Beschaffenheit der Umstände die in den nachfol-
genden Paragraphen bezeichneten Massregeln wider ihn anzuwenden. 

§ 285 

Ist von dem Beschuldigten den Umständen nach anzunehmen, dass er 
die Flucht ergriffen habe oder wird ein Abwesender eines Verbrechens 
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oder Vergehens unter Umständen beschuldigt, welche nach § 127 dessen 
Verhaftung rechtfertigen würden, so haben sich die mit der Erforschung 
und Verfolgung der Verbrechen und Vergehen beauftragten Behörden 
zur Habhaftwerdung des Beschuldigten nach Umständen der Haus-
durchsuchung, der Ersuchschreiben an andere Behörden, in deren Be-
reich er anzutreffen sein dürfte, der gerichtlichen Verfolgung oder Steck-
briefe zu bedienen. 

§ 286 

Unter den im § 103 Abs. 1 unter den Ziff. 1 bis 3 angeführten Voraus-
setzungen kann das Gericht im Verfahren wegen einer vorsätzlich began-
genen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren 
Handlung auch die Überwachung eines Fernmeldeverkehrs anordnen, 
wenn zu erwarten ist, dass durch die Überwachung der Aufenthaltsort 
des flüchtigen oder abwesenden Beschuldigten ausgeforscht werden 
kann. § 103 Abs. 2 und 3 und § 104 sind sinngemäss anzuwenden. 

§ 287 

Lässt sich hoffen, einen flüchtig gewordenen Beschuldigten durch 
Verfolgung zu erreichen, so sind der Untersuchungsrichter und in drin-
genden Fäl len die Sicherheitsbehörden verpflichtet, denselben durch 
hiezu bestellte Personen verfolgen zu lassen. Alle Sicherheitsbehörden 
sind den Verfolgenden beizustehen verpflichtet. 

§ 288 

1) Steckbriefe dürfen gegen Flüchtige und gegen solche Beschuldigte, 
deren Aufenthaltsort unbekannt ist, nur dann erlassen werden, wenn 
diese eines Verbrechens oder eines vorsätzlich begangenen, mit mehr als 
einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Vergehens dringend verdächtig 
erscheinen. Steckbriefe können nur vom Gericht erlassen werden. 

2) Ein Steckbrief ist auch auszufertigen, wenn ein wegen einer der im 
Abs. 1 genannten strafbaren Handlungen Verhafteter aus dem Untersu-
chungs- oder Strafgefängnis entweicht. 

3) Gegen die nur einer anderen als der im Abs. 1 genannten strafbaren 
Handlungen Beschuldigten kann kein Steckbrief erlassen werden; wenn 
jedoch an deren Habhaftwerdung sehr gelegen ist, kann den Behörden 
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eine Beschreibung ihrer Personen mit der Aufforderung mitgeteilt wer-
den, in Fällen der Auffindung dem Strafgericht Mitteilung zu machen. 

§ 289 

1) In jedem Steckbriefe ist die strafbare Handlung, deren der Be-
schuldigte verdächtig geworden ist, zu benennen, seine Person so genau 
als möglich zu beschreiben und das Ersuchen um vorläufige Festneh-
mung und Einlieferung desselben beizufügen. Die Steckbriefe sind zu 
verbreiten und insbesondere auf das schleunigste den Sicherheitsbehör-
den und Aufsichtsorganen der Umgebung mitzuteilen. Nach Erfordernis 
ist auch die Kundmachung der Steckbriefe auch eventuell unter Beifü-
gung einer Abbildung des Beschuldigten, durch die öffentlichen Blätter 
zu veranlassen. 

2) Wie mit den Steckbriefen ist auch mit der Beschreibung und 
Kundmachung von gestohlenen oder geraubten Sachen, von Gegenstän-
den eines verübten Betruges oder einer unternommenen strafbaren 
Handlung gegen die Sicherheit des Verkehrs mit Geld, Wertpapieren und 
Wertzeichen vorzugehen. Die Beschreibung ist insbesondere dann kund-
zumachen, wenn es sich um Gegenstände handelt, die einen grossen Wert 
haben oder so beschaffen sind, dass Hoffnung vorhanden ist, durch ihre 
Bekanntmachung den Täter selbst zu entdecken oder noch ferneres Übel 
zu verhindern oder dem Geschädigten Entschädigung zu verschaffen. 
Jedermann ist verpflichtet, sogleich den Sicherheits- oder Strafverfol-
gungsbehörden anzuzeigen, was er von den beschriebenen Gegenständen 
erfährt. 

§ 290 

Sobald die Gründe, welche den Steckbrief oder die Beschreibung ver-
anlasst haben, entfallen, ist der Widerruf unverzüglich zu veranlassen. 

§ 291 

Einem abwesenden oder flüchtigen Beschuldigten, welcher sich gegen 
sicheres Geleit vor dem Gericht stellen zu wollen bereit erklärt, kann 
dieses Geleit von dem Obergericht nach eingeholtem Gutachten der 
Regierung allenfalls gegen Sicherheitsleistung mit der Wirkung erteilt 
werden, dass der Beschuldigte bis zu der Urteilsfällung in erster Instanz 
von der Haft befreit werden soll. 
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§ 292 

Das sichere Geleit äussert seine Wirkung nur in Beziehung auf die 
strafbare Handlung, in Ansehung deren es erteilt ist. Es verliert seine 
Wirkung, wenn der Beschuldigte auf eine an ihn ergangene Vorladung 
ohne genügende Rechtfertigung ausbleibt, wenn er Anstalten zur Flucht 
macht, wenn er sich der Fortsetzung der Untersuchung durch die Flucht 
oder durch Verbergen seines Aufenthaltes entzieht oder wenn er eine der 
Bedingungen nicht erfüllt, unter welchen ihm das sichere Geleit erteilt 
worden ist. 

§ 293 

1) Erhebt am Schlusse der Untersuchung der Ankläger die Anklage 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen einen Beschuldigten, 
dessen Aufenthaltsort unbekannt ist oder nicht im Fürstentum Liechten-
stein liegt, so ist die Anklageschrift dem hiefür zu bestellenden Verteidi-
ger zuzustellen. Im übrigen sind die Bestimmungen des XIII. Hauptstü-
ckes anzuwenden. 

2) Die rechtskräftig gewordene Versetzung in den Anklagestand ist 
zu veröffentlichen, und zwar in Form eines Steckbriefes, wenn es sich um 
ein Verbrechen handelt und sich der Angeklagte entweder unbekannten 
Ortes oder aber an einem Ort in einem Staat aufhält, mit dem kein Aus-
lieferungsübereinkommen besteht. 

§ 294 

Das Strafverfahren gegen solche, welchen die Vorladung zur Schluss-
verhandlung nicht zugestellt werden kann, hat bis zu ihrer Betretung auf 
sich zu beruhen. 

§ 295 

1) Ist der Angeklagte bei der Schlussverhandlung nicht erschienen, so 
kann, soferne in diesem Gesetz nicht etwas anderes bestimmt wird (§ 
327), in seiner Abwesenheit die Verhandlung bei sonstiger Nichtigkeit 
nur dann vorgenommen und das Urteil gefällt werden, wenn die Straftat, 
deren er angeklagt ist, in die Zuständigkeit des Schöffengerichtes (§ 15 
Abs. 3) oder des Einzelrichters (§ 15 Abs. 4) fällt, ferner, wenn der An-
geklagte bereits in der Untersuchung vernommen und ihm die Vorla-
dung zur Schlussverhandlung noch persönlich zugestellt wurde. 
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2) In diesem Falle wird in der Schlussverhandlung die von dem An-
geklagten in der Untersuchung abgegebene Verantwortung verlesen und 
ihm eine Ausfertigung des Urteils zugestellt. Ist dies wegen seiner Abwe-
senheit nicht möglich, so ist das Urteil an dem Orte, wo die Tat began-
gen wurde, an dem Sitze des Gerichtes sowie an dem Wohnorte oder 
letzten Aufenthaltsorte des Angeklagten anzuschlagen und nach Um-
ständen in öffentliche Blätter einzuschalten. 

§ 296 

1) Kann jedoch die Schlussverhandlung in Abwesenheit des Ange-
klagten nicht vorgenommen oder fortgesetzt werden, weil den vorste-
hend bezeichneten Bedingungen nicht entsprochen ist oder weil der 
Gerichtshof erachtet, dass in Abwesenheit des Angeklagten eine voll-
kommen beruhigende Aufklärung des Sachverhaltes nicht zu erwarten 
sei, so ist die Vorführung zu veranlassen. 

2) Kann die Vorführung nicht bewerkstelligt werden, so hat das 
Strafverfahren bis zur Betretung des Angeklagten auf sich zu beruhen. 

§ 297 

1) Gegen das in Abwesenheit des Angeklagten gefällte Urteil kann 
dieser bei dem Landgerichte binnen vierzehn Tagen nach Zustellung des 
Abwesenheitsurteils nicht nur Berufung sondern auch Einspruch erhe-
ben. Innerhalb dieser Frist ist auch die Ausführung der Berufung mög-
lich (§ 222 Abs. 1). 

2) Dem Einspruch ist stattzugeben, wenn nachgewiesen wird, dass 
der Angeklagte durch ein unabweisbares Hindernis abgehalten wurde, in 
der Schlussverhandlung zu erscheinen. In diesem Falle ist eine neue 
Schlussverhandlung anzuordnen. Bleibt der Angeklagte auch bei dieser 
aus, so ist das durch den Einspruch angefochtene Urteil ihm gegenüber 
als rechtskräftig anzusehen. 

§ 298 

1) Über den Einspruch entscheidet das Obergericht in nichtöffentli-
cher Sitzung. Weist es den Einspruch zurück, so steht dem Angeklagten 
dagegen ein Rechtsmittel nicht mehr offen. 

2) Hat der Verurteilte gegen das Urteil auch Berufung ergriffen (§ 
218) oder liegt eine von anderer Seite ergriffene Berufung vor, so ist von 
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dem Obergericht vorerst über den Einspruch zu entscheiden und nur 
wenn derselbe zurückgewiesen wird, ist in die Prüfung der Berufung 
einzugehen. Für Rechtsmittel gegen die Berufungsentscheidung gelten 
die allgemeinen Bestimmungen (§§ 234 ff). 

§ 299 

Durch das Nichterscheinen eines Angeklagten darf das Verfahren ge-
gen die anwesenden Mitangeklagten nicht verzögert werden. Werden in 
solchen Fällen Gegenstände, die zur Überweisung des Angeklagten die-
nen können, an die Eigentümer zurückgestellt, so kann diesen die Ver-
pflichtung auferlegt werden, die Beweisstücke auf Begehren wieder bei-
zubringen. Zugleich ist eine genaue Beschreibung der zurückgestellten 
Gegenstände zu den Akten zu bringen. 

XX. Hauptstück 

Von den Kosten des Strafverfahrens 

§ 300 

1) Die für Eingaben, Einvernahmen, Augenscheine, Verhandlungen, 
Urteile, Beschlüsse usw. ausser den Gerichtskosten zu bezahlenden Ge-
bühren werden im Gesetzeswege bestimmt. 

2) Wo in den nachfolgenden Bestimmungen über den Ersatz der Kos-
ten die Rede ist, gelten diese auch sinngemäss für die Bezahlung der Ge-
bühren. 

§ 301 

1) Zu denjenigen Kosten, rücksichtlich welcher eine Vergütung von 
Seite des Beschuldigten stattfinden kann, gehören: 
1. die Auslagen für Zustellungen, Vorladungen und Botengänge; 
2. die Kosten für die Vorführung und Transportierung des Beschuldig-

ten und anderer Personen; 
3. die Gebühren der Zeugen und der Sachverständigen; 
4. die Gebühren der Verteidiger und anderer Parteienvertreter; 
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5. die Kosten der Verpflegung des Beschuldigten während der Untersu-
chungshaft; 

6. die Reisekosten und die Diäten der Gerichtspersonen und des Staats-
anwaltes; 

7. die Kosten für die Vollstreckung eines Strafurteiles. 

2) Die unter den Ziff. 1 bis 3 und 5 bis 7 bezeichneten Gebühren so-
wie die Gebühren des dem Beschuldigten beigegebenen Armenvertreters 
werden von der Landeskasse vorgeschossen. 

§ 302 

1) Die Gebühren der Sachverständigen, Gerichtspersonen usw. sind, 
soferne die Ansätze nicht durch besondere Vorschriften geregelt sind, 
von dem Gerichte zu bestimmen. 

2) Wurde dem Beschuldigten ein rechtskundiger Armenvertreter bei-
gegeben, so hat dieser Reisekosten und Diäten und für seine Mühewal-
tung eine Entlohnung aus der Landeskasse zu beanspruchen. 

3) Reisekosten, Diäten und Entlohnung für den Armenvertreter sind 
vom Landgerichte nach freiem Ermessen zu bestimmen (§ 310). 

§ 303 

1) Solchen Zeugen, die vom Tag- oder Wochenlohne leben und wel-
chen daher eine Entziehung auch nur von wenigen Stunden einen Ver-
dienstentgang bringen würde, hat das sie vernehmende Gericht auf ihr 
Verlangen nicht bloss eine Schadloshaltung für die notwendigen Kosten 
des Hin- und Rückweges, sondern auch den Ersatz des entgangenen 
Erwerbes und der allenfalls nötigen höheren Kosten des Aufenthaltes am 
Orte der Vernehmung mit billiger Erwägung aller Verhältnisse zu 
bestimmen. Anderen Zeugen darf auf ihr Verlangen nur in dem Falle, 
wenn der Ort ihrer Vernehmung von ihrem gewöhnlichen Aufent-
haltsorte verschieden ist, eine angemessene Vergütung der notwendigen 
Auslagen für die Reise und für den Aufenthalt am Orte der Vernehmung 
bewilligt werden. 

2) Der Privatankläger hat auf Zeugengebühren keinen Anspruch; an-
dere Geschädigte haben ihn nur dann, wenn sie vorgeladen werden, um 
als Zeugen vernommen zu werden. 
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§ 304 

Die Kosten für die Verpflegung des Beschuldigten während der Un-
tersuchungshaft sowie des Verurteilten in der Strafhaft schliessen die 
Auslagen für Kost, Lagerstätte, Beheizung, Licht, die etwa nötige Bei-
schaffung sowie die Reinigung der Wäsche und Kleidung und allfällige 
Krankheits- und Entbindungskosten in sich. 

§ 305 

1) Wird der Angeklagte durch ein Strafurteil einer strafbaren Hand-
lung schuldig erkannt, so ist in dem Urteile zugleich auszudrücken, dass 
er auch die Kosten des Strafverfahrens zu ersetzen habe. 

2) Doch hat das Gericht in dem Falle, wenn sich das Verfahren auf 
mehrere strafbare Handlungen bezog, die Kosten hinsichtlich derjenigen 
Handlungen, deren der Angeklagte nicht für schuldig erkannt wird, 
soweit es tunlich ist, von dem Ersatze auszuscheiden. 

3) Die Verpflichtung zum Ersatze der Kosten trifft jedoch den 
rechtskräftig Verurteilten nur für seine Person und, insoferne er nach 
eingetretener Rechtskraft des Urteiles gestorben ist, seinen Nachlass, 
keineswegs aber dritte Personen, welche nach dem Gesetze oder aus 
übernommener Pflicht für dessen Unterhalt zu sorgen haben. Von meh-
reren Mitbeteiligten ist jeder einzelne zur Tragung derjenigen Kosten zu 
verurteilen, welche durch seine Verpflegung in der Untersuchungshaft, 
seine Verteidigung, den Strafvollzug oder durch besondere, nur bei ihm 
eingetretene Ereignisse oder durch sein besonderes Verschulden entstan-
den sind. Zur Bezahlung aller anderen Kosten des Strafverfahrens sind 
sämtliche Mitschuldige und Teilnehmer zur ungeteilten Hand zu verur-
teilen, sofern das Gericht nicht besondere Gründe findet, eine Beschrän-
kung dieser Haftung eintreten zu lassen. 

§ 306 

1) Wird das Strafverfahren auf andere Weise als durch ein verurtei-
lendes Erkenntnis beendigt, so sind die Kosten des Verfahrens und der 
Verteidigung vom Lande zu tragen. Hat der Beschuldigte (Angeklagte) 
durch sein Verhalten zur Einleitung oder Verlängerung des Verfahrens 
beigetragen oder auf andere Weise die Kosten des Verfahrens erhöht, so 
liegt es im Ermessen des erkennenden Gerichtes, ob die zur Verteidigung 
notwendigen Kosten dem Lande auferlegt werden. Soweit aber das Straf-
verfahren auf Begehren eines Privatanklägers oder gemäss § 32 lediglich 
auf Antrag des Privatbeteiligten stattgefunden hat, ist diesen der Ersatz 
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aller infolge ihres Einschreitens aufgelaufenen Kosten in der das Verfah-
ren für die Instanz erledigenden Entscheidung aufzutragen. 

2) Haben mehrere Privatankläger oder Privatbeteiligte wegen dersel-
ben Handlung erfolglos Bestrafung derselben Personen begehrt, so haf-
ten sie für die Kosten des Strafverfahrens zur ungeteilten Hand. Haben 
sie erfolglos die Bestrafung verschiedener Personen oder die Bestrafung 
derselben Personen wegen verschiedener Handlungen begehrt, so haftet 
jeder für die besonderen Kosten, die nur durch seinen Antrag entstanden 
sind, und für den Pauschalkostenbeitrag, der zu entrichten gewesen wäre, 
wenn seine Anklage den einzigen Gegenstand des Verfahrens gebildet 
hätte; die Anteile der einzelnen Ankläger an den gemeinsamen Kosten 
hat das Gericht nach dem Mass ihrer Beteiligung am Verfahren zu 
bestimmen. 

3) Der Staatsanwalt kann nie zum Ersatze der Kosten verurteilt wer-
den. Die Amtshaftung bleibt jedoch unberührt. 

4) Wurde endlich das Strafverfahren durch eine wissentlich falsche 
Anzeige veranlasst, so hat die Kosten der Anzeiger zu ersetzen. Dasselbe 
gilt auch im Falle des Freispruches für den Angeklagten, soweit er die 
Einleitung des Verfahrens grundlos verursacht hat. 

§ 307 

Für diejenigen besonderen Kosten, welche durch Ergreifung eines 
Rechtsmittels oder durch das Begehren um Wiederaufnahme des Verfah-
rens herbeigeführt werden, haftet derjenige, welcher das Rechtsmittel 
ergriffen und das erwähnte Begehren gestellt hat, insoferne das erstere 
ganz erfolglos geblieben oder das letztere abgewiesen worden ist. 

§ 308 

1) Die Kosten des Strafverfahrens sind jedoch vom Ersatzpflichtigen 
nur insoweit einzutreiben, als dadurch weder der zu einer einfachen 
Lebensführung notwendige Unterhalt des Ersatzpflichtigen und seiner 
Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen hat, noch die Erfüllung der aus 
der strafbaren Handlung entspringenden Pflicht zur Schadensgutma-
chung gefährdet wird. 

2) Personen, für welche während ihrer Verhaftung Alimentations-
beträge angewiesen werden, haben aus denselben die für sie aufgewende-
ten Verpflegungskosten zu vergüten. 
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3) Die Entscheidung über die Einbringlichkeit der Kosten soll, soweit 
tunlich, gleich bei Schöpfung des Erkenntnisses erfolgen. 

§ 309 

1) Beschwerden gegen die Entscheidungen über den Kostenpunkt 
sind mit der gegen das Urteil erhobenen Berufung oder Revision zu 
verbinden. 

2) Abgesonderte Beschwerden gegen Entscheidungen des Landge-
richtes im Kostenpunkte werden von dem Obergerichte endgültig ent-
schieden. 

§ 310 

Wer sich im Strafverfahren eines Vertreters bedient, hat in der Regel 
auch die für diese Vertretung anlaufenden Kosten und zwar selbst in dem 
Falle zu zahlen, wenn ihm ein solcher vom Gericht von Amts wegen 
bestellt wird. Die Bestimmung des Betrages für die Vertretung bleibt 
dem freien Übereinkommen zwischen dem Vertreter und dem Zah-
lungspflichtigen überlassen; kommt ein solches nicht zustande, so steht 
jedem Teile frei, beim Landgerichte um die Bestimmung dieser Gebüh-
ren anzusuchen, welches nach Vernehmung der Gegenpartei unter Frei-
lassung der binnen vierzehn Tagen zu ergreifenden Beschwerde an das 
Obergericht, die Bestimmung vornimmt. Die Entscheidung des Oberge-
richtes kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. Bei der 
Bemessung des Honorars ist das Gericht an keinen bestimmten Betrag 
gebunden, sondern hat hiebei die auf die Vertretung selbst verwendete 
Mühe, ferner die Vermögensumstände des Vertretenen mit Billigkeit zu 
berücksichtigen. 

§ 311 

1) In jenen Fällen, in welchen dem Beschuldigten, dem Privatankläger 
oder den im § 306 Abs. 4 genannten Personen der Ersatz der Prozesskos-
ten zur Last fällt, haben diese Personen auch alle Kosten der Verteidi-
gung und der Vertretung zu ersetzen. 

2) Bei der Bestimmung der Höhe dieser Kosten ist, wenn ein Über-
einkommen nicht erzielt wird, in der im § 310 bestimmten Weise vorzu-
gehen. 
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XXI. Hauptstück 

Von dem Verfahren vor dem Einzelrichter 

§ 312 

1) Das Verfahren vor dem Einzelrichter findet bei sonstiger Nichtig-
keit (§ 220 Ziff. 1) nur Anwendung, soferne weder die Zuständigkeit des 
Kriminalgerichtes, noch die des Schöffengerichtes gegeben ist (§ 15). 

2) Zunächst hat der Einzelrichter die in diesem Hauptstücke enthal-
tenen Vorschriften anzuwenden. In allen jenen Punkten aber, worüber 
hier keine besondere Vorschrift erteilt ist, sind jene Bestimmungen in 
Anwendung zu bringen, welche für das Verfahren bei Verbrechen im 
allgemeinen gelten. 

§ 313 

1) Das Verfahren vor dem Einzelrichter wird durch einen schriftli-
chen Antrag des Anklägers auf Bestrafung des Beschuldigten eingeleitet. 
Dieser hat die im § 163 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 angeführten Angaben zu ent-
halten. Im Antrage sind ferner die Beweismittel anzugeben, deren sich 
der Ankläger in der Schlussverhandlung bedienen will. Vom Staatsanwalt 
kann zugleich auch die Verhaftung des Beschuldigten beantragt werden. 

2) Der Strafantrag ist an den Einzelrichter zu richten und, wenn keine 
Untersuchung stattgefunden hat, unmittelbar bei ihm, andernfalls aber 
beim Untersuchungsrichter einzubringen. Der Untersuchungsrichter 
übersendet die Akten, nachdem er die zur Beendigung der Untersuchung 
etwa noch erforderlichen Ergänzungen getroffen hat, dem Einzelrichter. 

3) Gegen den Strafantrag findet ein Rechtsmittel nicht statt. Jedoch 
hat der Einzelrichter die Entscheidung des Präsidenten des Obergerich-
tes einzuholen, wenn er der Ansicht ist, dass Bedenken gegen die Verhaf-
tung des Beschuldigten bestehen. 

§ 314 

Für die Vorbereitung zur Schlussverhandlung, die Schlussverhand-
lung und das Urteil gelten im übrigen dem Sinne nach die Bestimmungen 
des XIII. und XIV. Hauptstückes mit folgenden Abweichungen und 
Ergänzungen: 
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1. Der Vorladung des Beschuldigten zur Schlussverhandlung ist eine 
Ausfertigung des Strafantrages anzuschliessen. Ausser dem in § 179 
vorgeschriebenen Inhalt hat die Vorladung des Beschuldigten auch 
die Aufforderung zu enthalten, die zu seiner Verteidigung dienenden 
Beweismittel mitzubringen oder dem Gericht so frühzeitig anzuzei-
gen, dass sie zur Schlussverhandlung noch herbeigeschafft werden 
können. Auch ist der Beschuldigte über sein Recht, sich eines Vertei-
digers zu bedienen (§ 26 Abs. 1) und über die Voraussetzungen der 
Beigebung eines Verteidigers nach § 26 Abs. 2 zu belehren. 

2. Soweit die Bestimmungen der §§ 168 und 201 Bst. b die Vornahme 
weiterer Erhebungen oder Untersuchungshandlungen durch den Un-
tersuchungsrichter ermöglichen, sind sie nur anwendbar, wenn diese 
Beweise nicht in der Schlussverhandlung aufgenommen werden kön-
nen. 

3. Wenn eine Untersuchung nicht stattgefunden hat, ist die Öffentlich-
keit der Schlussverhandlung auf Verlangen des Beschuldigten auszu-
schliessen. 

4. Der Einzelrichter hat die Befugnisse und Obliegenheiten des Krimi-
nalgerichtes und dessen Vorsitzenden. 

5. Statt der Anklageschrift ist der Antrag auf Bestrafung zu verlesen. 
6. Erachtet sich der Einzelrichter für unzuständig, weil die dem Strafan-

trag zugrunde liegenden Tatsachen an sich oder in Verbindung mit 
den in der Schlussverhandlung hervorgetretenen Umständen eine Zu-
ständigkeit des Kriminal- oder Schöffengerichtes begründen, so 
spricht er mit Urteil seine Unzuständigkeit aus (§ 15 Abs. 6). Sobald 
dieses Urteil in Rechtskraft erwachsen ist, hat der Ankläger binnen 
vierzehn Tagen (§ 158 Abs. 1) die zur Einleitung oder Fortsetzung 
des Verfahrens erforderlichen Anträge zu stellen. Verweist aber das 
Kriminalgericht, das Schöffengericht oder sonst ein Gericht höherer 
Ordnung die Sache wieder an den Einzelrichter zurück, so kann sie 
dieser wegen Unzuständigkeit nicht mehr von sich weisen. Dasselbe 
gilt für den Fall der Rückverweisung oder Zuweisung infolge Ent-
scheidung eines Rechtsmittelgerichtes. 

§ 315 

1) Nach Schluss der Verhandlung wird das Urteil gefällt, samt den 
wesentlichen Gründen vom Richter verkündet und bei sonstiger Nich-
tigkeit dem Protokoll einverleibt oder beigelegt. 

2) Wird jedoch der Beschuldigte freigesprochen oder nach einem um-
fassenden und durch die übrigen Ergebnisse der Verhandlung unterstütz-
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ten Geständnis verurteilt oder wird die aus mehreren Punkten bestehen-
de Anklage teils auf die eine, teils auf die andere Art erledigt und verzich-
ten in allen diesen Fällen die Parteien auf alle Rechtsmittel oder melden 
sie innerhalb der hiefür offenstehenden Frist kein Rechtsmittel an, so 
kann die Ausfertigung des Urteiles durch einen vom Richter und vom 
Schriftführer zu unterschreibenden Urteilsvermerk ersetzt werden, der 
zu enthalten hat: 
1. die im § 215 Abs. 2 erwähnten Angaben mit Ausnahme der Entschei-

dungsgründe; 
2. im Falle einer Verurteilung die für die Strafbemessung massgebenden 

Um1stände in Schlagworten; 
3. im Falle einer Verurteilung zu einer in Tagessätzen bemessenen Geld-

strafe die für die Bemessung des Tagessatzes massgebenden Umstän-
de (§ 19 Abs. 2 StGB) in Schlagworten. 

3) Wenn ein Privatbeteiligter im Falle einer Verurteilung mit Ent-
schädi gungsansprüchen auf den Zivilrechtsweg verwiesen wird (§ 258 
Abs. 2), so sind überdies die vom Gericht als erwiesen angenommenen 
Tatsachen in gedrängter Darstellung anzuführen. 

4) Die äussere Form des Urteilsvermerkes im Sinne der vorangeführ-
ten beiden Absätze wird von der Regierung im Verordnungswege be-
stimmt. 

5) Der Richter ist befugt, nach Schluss der Verhandlung die Fällung 
des Urteils bis auf den folgenden Tag auszusetzen. 

§ 316 

Gegen die Urteile und Entscheidungen des Einzelrichters sind diesel-
ben Rechtsmittel und Rechtsbehelfe zulässig, wie gegen Urteile und 
Entscheidungen des Kriminalgerichtes. Dasselbe gilt für die Vollstre-
ckung der Urteile, von den Erkenntnissen und Verfügungen des Strafge-
richtes hinsichtlich der privatrechtlichen Ansprüche, der Wiederaufnah-
me des Strafverfahrens, der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf von 
Fristen, dem Verfahren wider Unbe)kannte, Abwesende und Flüchtige 
sowie den Kosten des Strafverfahrens. Bei der sinngemässen Anwendung 
des XV. bis XX. Hauptstückes tritt jedoch an die Stelle des Vorsitzenden 
der Einzelrichter. 
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XXII. Hauptstück 

Vereinfachungen des Verfahrens vor dem Einzelrichter 
bei Übertretungen und bestimmten Vergehen 

§ 317 

Die Bestimmungen dieses Hauptstückes sind in Abänderung und Er-
gänzung des im XXI. Hauptstück geregelten Verfahrens vor dem Einzel-
richter anzuwenden, sobald feststeht, dass nur Übertretungen oder Ver-
gehen abzuurteilen sind, soferne für letztere nur eine Geldstrafe oder 
eine sechs Monate nicht übersteigende Freiheitsstrafe angedroht ist. 

§ 318 

Findet der Richter, dass seine Zuständigkeit nicht gegeben ist, so 
kann er, statt ein Unzuständigkeitsurteil nach § 314 Ziff. 6 zu fällen, die 
Akten dem Staatsanwalt übermitteln, damit dieser die zur Einleitung des 
gehörigen Verfahrens erforderlichen Anträge stelle. 

§ 319 

1) Für die Einleitung des Verfahrens genügt ein schriftlich oder 
mündlich angebrachter Antrag des Staatsanwaltes auf gesetzliche Bestra-
fung. Dieser muss Zeit, Ort und Art der strafbaren Handlung unter An-
führung der anzuwendenden gesetzlichen Bestimmungen mit hinlängli-
cher Deutlichkeit bezeichnen. 

2) Eine förmliche Untersuchung findet nicht statt. 

3) Der Staatsanwalt muss bei der Schlussverhandlung erster Instanz 
nicht anwesend sein, es sei denn, sie findet aufgrund eines von ihm erho-
benen Einspruches gegen eine Strafverfügung statt (§ 329 Abs. 1). 

4) Überzeugt sich der Richter, dass die Voraussetzungen des § 42 
StGB vorliegen, so hat er das Verfahren mit Beschluss einzustellen. Ge-
gen diesen Beschluss steht dem Ankläger das Rechtsmittel der Be-
schwerde zu. 
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§ 320 

Dem durch eine von Amts wegen zu verfolgende strafbare Handlung 
in seinen Rechten Verletzten steht es frei, sich dem Strafverfahren anzu-
schliessen. Verweigert der Staatsanwalt die Verfolgung, so kann der Pri-
vatbeteiligte den Antrag auf gesetzliche Bestrafung stellen (§§ 319 Abs. 1 
und 326 Abs. 2). 

§ 321 

1) Wird dem Richter der Beschuldigte vorgeführt und gesteht dersel-
be die ihm zur Last gelegte Tat oder erscheint der Beschuldigte vor dem 
Richter, ist ferner der Ankläger anwesend und sind alle Beweismittel für 
die Anklage und die Verteidigung zur Hand, so kann der Richter mit 
Zustimmung des Beschuldigten sogleich die Verhandlung vornehmen 
und das Urteil fällen. 

2) Ausser diesem Falle aber ist nach Vornahme der etwa nötig befun-
denen Vorerhebungen ein Tag zur Verhandlung festzusetzen. 

§ 322 

Bei allen Vorerhebungen hat der Richter im allgemeinen die für die 
Untersuchung bei Verbrechen erteilten Vorschriften zu beobachten, 
jedoch unter nachstehenden Beschränkungen: 
1. Die vorläufige Festnehmung des Beschuldigten kann ausser den im § 

127 Ziff. 2 und 3 erwähnten Fällen nur dann stattfinden, wenn der 
ausdrücklich zum persönlichen Erscheinen aufgeforderte Beschuldig-
te dieser Aufforderung nicht nachkommt. Reisenden ist die Fortset-
zung der Reise zu gestatten, insoferne nicht zu besorgen ist, dass da-
durch die Untersuchung oder die Vollstreckung des Urteils vereitelt 
werde. 

2. Kann dem Beschuldigten die Vorladung nicht zugestellt werden, so 
hat das weitere Verfahren bis zu seiner Betretung auf sich zu beruhen. 
Die Ausfertigung von Steckbriefen ist unzulässig; dagegen kann in 
wichtigeren Fällen den Behörden eine Beschreibung der Person des 
Beschuldigten mitgeteilt werden. 

3. Die Untersuchungshaft kann nur in den Fällen des § 127 Ziff. 2 und 3 
verhängt werden. Die Verhafteten können sich ihre Nahrung auf ihre 
Kosten ausser dem Hause bereiten lassen, soferne dadurch die Ord-
nung des Hauses nicht gestört wird. 
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4. Die Durchsuchung von Papieren dritter Personen und die Beschlag-
nahme oder Eröffnung von Briefen ist nicht gestattet. 

5. Gerichtszeugen sind bei keiner Untersuchungshandlung erforderlich. 
6. Bei einem Augenscheine sowie bei der Einholung eines Gutachtens 

genügt die Beiziehung eines Sachverständigen. 
7. Die Führung eines Protokolls ist nur bei solchen Erhebungen erfor-

derlich, welche zum Beweise bei der Verhandlung gebraucht und in 
derselben nicht wiederholt werden sollen; in anderen Fällen genügt 
die kurze Aufzeichnung des wesentlichen Inhaltes der von den ver-
nommenen Personen gemachten Aussagen durch den Protokollführer 
oder auch durch den vernehmenden Richter selbst. 

8. Die Beigebung eines Verteidigers von Amts wegen findet nicht statt. 

§ 323 

Die Beeidigung der Zeugen findet in der Regel nicht statt. Handelt es 
sich aber um die Überführung eines leugnenden Beschuldigten durch die 
Aussage von Zeugen, so müssen dieselben, wenn der Beschuldigte deren 
Beeidigung insbesondere verlangt und wenn es sich um ein Vergehen 
handelt, welches mit einer einen Monat übersteigenden Freiheitsstrafe 
oder einer sechzig Tagessätze übersteigenden Geldstrafe bedroht ist, 
vorschriftsmässig beeidet werden, soferne ihrer Beeidigung kein gesetzli-
ches Hindernis entgegensteht. 

§ 324 

Kann die Verhandlung nicht nach § 321 sogleich nach Anbringung 
der Anklage stattfinden, so ist der Beschuldigte, falls er nicht verhaftet 
ist, zur Verhandlung durch einen schriftlichen Befehl vorzuladen, wel-
cher die wesentlichen Tatsachen der ihm zur Last gelegten strafbaren 
Handlung und die Aufforderung enthalten muss, zur festgesetzten Stun-
de zu erscheinen und die zu seiner Verteidigung dienenden Beweismittel 
mitzubringen oder dem Richter so zeitlich anzuzeigen, dass sie zur Ver-
handlung noch herbeigeschafft werden können. Zugleich ist die Warnung 
beizufügen, dass im Falle seines Ausbleibens dennoch mit der Verhand-
lung und Urteilsfällung vorgegangen werden würde. 
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§ 325 

1) Die Vorladung ist in der Regel so einzurichten, dass dem Beschul-
digten von der Zustellung derselben nach Abrechnung der Zeit, die er 
benötigt, um sich an den Ort des Gerichtes zu verfügen, bis zur Ver-
handlung ein Zeitraum von wenigstens drei Tagen freibleibt. In dringen-
den Fällen aber, bei unbedeutenden Gesetzesübertretungen und wenn 
sich der Beschuldigte an dem Orte des Gerichtes befindet, kann die Frist 
auch abgekürzt werden. Nur aufgrund bescheinigter erheblicher Hin-
dernisse kann dem Antrage des Beschuldigten auf Vertagung der Ver-
handlung stattgegeben werden. 

2) Es steht dem Beschuldigten unter den im IV. und XIII. Haupt-
stück erwähnten Beschränkungen, welche der Beurteilung des Richters 
unterliegen, frei, sich eines Verteidigers zu bedienen. 

3) Ist der Beschuldigte nicht verhaftet, so kann er sich, wenn er nicht 
persönlich erscheinen will, bei der Verhandlung durch einen Machtha-
ber, der sich mit einer besonderen Vollmacht auszuweisen hat, vertreten 
lassen; doch steht es dem Gerichte zu, in allen Fällen, wo es im Interesse 
der Erforschung der Wahrheit nötig befunden wird, sein persönliches 
Erscheinen zu veranlassen. Personen, welche ohne zu den im § 27 ge-
nannten Parteienvertretern zu gehören und ohne Bewilligung aus solchen 
Vertretungen ein Gewerbe machen, können vom Gerichte zurückgewie-
sen werden. 

§ 326 

1) Die Öffentlichkeit der Verhandlung muss, wenn ein Privatankläger 
einschreitet, auch aus dem Grunde ausgeschlossen werden, weil beide 
Teile darauf antragen. 

2) Die Verhandlung beginnt mit dem Vortrage der Anklage. Hierauf 
wird der Beschuldigte oder dessen Machthaber darüber vernommen und 
die Beweise werden vorgeführt. Sodann werden der Ankläger und der 
Privatbeteiligte mit ihren Anträgen und der Beschuldigte und dessen 
Verteidiger mit ihrer Antwort gehört. Der Ankläger kann sich darauf 
beschränken, im allgemeinen den Antrag auf Anwendung des Gesetzes 
zu stellen. 

§ 327 

Wenn der Beschuldigte der gehörig erfolgten Vorladung ungeachtet 
zur bestimmten Stunde nicht erscheint, so kann der Richter, wenn er die 
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Vernehmung des Beschuldigten nötig findet, ihn zum persönlichen Er-
scheinen auffordern oder, wenn das bereits geschehen, vorführen lassen. 
Ausserdem wird sofort das Verfahren begonnen, die Beweise werden 
aufgenommen und es wird hierauf nach Anhörung des Anklägers das 
Urteil gefällt und verkündet. Dem ausgebliebenen Beschuldigten ist eine 
Ausfertigung des Urteils zuzustellen. 

§ 328 

1) Wird von einer Behörde oder von einem Sicherheitsorgan ein auf 
freiem Fuss befindlicher Beschuldigter aufgrund eigener dienstlicher 
Wahrnehmung oder eines Geständnisses angezeigt, oder reichen die 
durchgeführten Erhebungen zur Beurteilung aller für die Entscheidung 
massgebenden Umstände aus, so kann der Richter die Strafe ohne vo-
rausgehendes Verfahren durch Strafverfügung festsetzen, falls er nur eine 
Geldstrafe von nicht mehr als sechzig Tagessätzen oder eine Busse zu 
verhängen findet. 

2) Der Staatsanwalt kann den Antrag auf gesetzliche Bestrafung (§ 
319 Abs. 1) mit einem Antrag auf Erlassung einer Strafverfügung im 
Sinne des Abs. 1 verbinden. 

3) Sowohl in der Strafverfügung als auch in dem auf ihre Erlassung 
abzielenden Antrag des Staatsanwaltes müssen angegeben sein: 
1. die Beschaffenheit der strafbaren Handlung sowie die Zeit und der 

Ort ihrer Begehung; 
2. der Name der Person oder Behörde, welche die Anzeige erstattet hat; 
3. die Straffestsetzung unter Anführung der Strafbestimmungen, auf 

welche dieselbe sich gründet; 
4. die Belehrung des Beschuldigten über die ihm gemäss § 330 zuste-

henden Rechte und über die mit ihrer Anwendung oder Nichtan-
wendung verbundenen Folgen. 

§ 329 

1) Die Strafverfügung ist vor der Zustellung an den Beschuldigten 
dem Staatsanwalt zur Einsicht zu übermitteln. Letzterer kann dagegen 
binnen vierzehn Tagen Einspruch erheben. In diesem Fall hat die Ausfer-
tigung und Zustellung der Strafverfügung an den Beschuldigten zu un-
terbleiben und ist das ordentliche Verfahren einzuleiten. 
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2) Die Übermittlung der Strafverfügung an den Staatsanwalt und sein 
Einspruchsrecht entfallen, wenn der Staatsanwalt selbst die Strafverfü-
gung gemäss § 328 Abs. 2 beantragt und der Richter diesem Antrag voll-
umfänglich entsprochen hat. 

§ 330 

1) Im Falle des § 329 Abs. 2 hat das Gericht die Strafverfügung 
sogleich, im Falle des § 329 Abs. 1 dann dem Beschuldigten zuzustellen, 
wenn der Staatsanwalt keinen Einspruch erhoben oder darauf verzichtet 
hat. 

2) Dem Beschuldigten steht es frei, innerhalb einer vierzehntägigen 
Frist, von der Zustellung der Strafverfügung an gerechnet, seinen Ein-
spruch dagegen bei dem Landgerichte schriftlich oder mündlich zu Pro-
tokoll anzumelden und zugleich die zu seiner Verteidigung dienenden 
Beweismittel anzuzeigen. Wenn der Beschuldigte Einspruch erhebt, ist 
das ordentliche Verfahren einzuleiten, dies jedoch mit der Massgabe, dass 
die Strafverfügung aufrecht bleibt, falls er seinen Einspruch spätestens zu 
Beginn der Schlussverhandlung wieder zurückzieht. In diesem Falle ist 
das ordentliche Verfahren wieder abzubrechen und über allenfalls ent-
standene Mehrkosten im Sinne des § 301 Abs. 1 Ziff. 3 mit gesondertem 
Beschluss zu entscheiden. 

3) Gegen die Strafverfügung und den abgesonderten Kostenbestim-
mungsbeschluss nach Abs. 2 ist ausser dem Einspruche kein Rechtsmittel 
zulässig; doch kann das Landgericht dem Beschuldigten, wenn die Vor-
aussetzungen des § 282 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 eintreten, die Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand erteilen. 

§ 331 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens richtet sich nach den im 
XVIII. Hauptstück aufgestellten Grundsätzen. Über die Zulassung der 
Wiederaufnahme entscheidet der Einzelrichter. Gegen die Verweigerung 
derselben steht die Beschwerde an das Obergericht offen, welches 
rechtskräftig entscheidet. Die Beschwerde ist binnen vierzehn Tagen 
anzubringen. 
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§ 332 

1) Gegen Entscheidungen des Einzelrichters, insoferne dieselben der 
Berufung nicht unterliegen, steht den Beteiligten die Beschwerde an das 
Obergericht binnen vierzehn Tagen zu. 

2) Gegen die über diese Beschwerden ergangenen Entscheidungen des 
Obergerichts findet kein weiterer Rechtszug statt. 

XXIII. Hauptstück 

Von dem Verfahren bei bedingter Strafnachsicht, 
bedingter Nachsicht von vorbeugenden Massnahmen, 

Erteilung von Weisungen und Bestellung eines 
Bewährungshelfers 

§ 333 

1) Die bedingte Nachsicht einer Strafe, der Unterbringung in einer 
Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher und einer Rechtsfolge 
ist in das Urteil aufzunehmen. 

2) Das Gericht hat den Verurteilten über den Sinn der bedingten 
Nachsicht zu belehren und ihm, sobald die Entscheidung darüber 
rechtskräftig geworden ist, eine Urkunde zuzustellen, die kurz und in 
einfachen Worten den wesentlichen Inhalt der Entscheidung, die ihm 
auferlegten Verpflichtungen und die Gründe angibt, aus denen die Nach-
sicht widerrufen werden kann. 

§ 334 

1) Die bedingte Nachsicht oder deren Unterbleiben bildet einen Teil 
des Ausspruches über die Strafe und kann zugunsten und zum Nachteil 
des Verurteilten mit Berufung angefochten werden. Die Berufung hat 
nur, soweit es sich um die Vollstreckung der Strafe oder der Unterbrin-
gung in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher oder um 
den Eintritt der Rechtsfolge handelt, aufschiebende Wirkung. 

2) Hat das Gericht durch die Entscheidung über die bedingte Nach-
sicht seine Befugnisse überschritten, kann das Urteil aus dem Nichtig-
keitsgrund nach § 221 Ziff. 3 angefochten werden. 
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§ 335 

Über die Erteilung von Weisungen und die Bestellung eines Bewäh-
rungshelfers entscheidet das Gericht mit Beschluss. Die Entscheidung 
obliegt in der Schlussverhandlung dem erkennenden Gericht, sonst dem 
Vorsitzenden. 

§ 336 

1) Über die Anwendung der in den §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 StGB 
vorgesehenen vorbeugenden Massnahmen ist in der Regel (§ 342) im 
Strafurteil zu entscheiden. 

2) Die Beschlussfassung über einen Widerruf bei nachträglicher Ver-
urteilung (§ 55 StGB) obliegt jenem Gericht (§ 15), in dessen Urteil eine 
bedingte Nachsicht in erster oder höherer Instanz aufgenommen und 
zuletzt rechtskräftig wurde; unter Gerichten verschiedener Ordnung 
entscheidet jenes höherer Ordnung, dessen Urteil eine bedingte Nach-
sicht enthält und zuletzt rechtskräftig wurde. 

3) Hat das Gericht durch die Entscheidung über die vorbeugenden 
Massnahmen seine Befugnisse überschritten, bildet dies einen Nichtig-
keitsgrund nach § 221 Ziff. 3. 

§ 337 

Das Gericht und die Sicherheitsbehörden (§ 129 Abs. 2) können den 
Verurteilten in vorläufige Verwahrung nehmen, wenn dringender Ver-
dacht besteht, dass Grund zum Widerruf der bedingten Nachsicht einer 
Strafe vorhanden sei und die Flucht des Verurteilten zu befürchten ist (§§ 
130, 131 Abs. 2 Ziff. 1 und Abs. 3). 

§ 338 

1) Der Ausspruch, dass die bedingte Nachsicht einer Strafe, der Un-
terbringung in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher 
oder einer Rechtsfolge endgültig geworden ist, hat durch Beschluss des 
Vorsitzenden zu erfolgen. 

2) Vor der Entscheidung ist der Ankläger zu hören und eine Strafre-
gisterauskunft einzuholen. 



(Original) 312.0 
 

131 

§ 339 

1) Alle Beschlüsse, die sich auf die Erteilung von Weisungen, die Be-
stellung eines Bewährungshelfers, die Verlängerung einer Probezeit, die 
gerichtliche Anordnung einer vorläufigen Verwahrung, den Widerruf 
einer bedingten Nachsicht oder die endgültige Nachsicht beziehen, kön-
nen mit Beschwerde angefochten werden. 

2) Die Beschwerde steht zugunsten des Verurteilten diesem und allen 
anderen Personen zu, die zugunsten des Verurteilten Berufung erheben 
können, zum Nachteil des Verurteilten aber nur dem Ankläger. Die 
Beschwerde ist binnen vierzehn Tagen nach Bekanntmachung des Be-
schlusses an den Rechtsmittelwerber, wenn er aber diesem nicht zuzu-
stellen war, binnen vierzehn Tagen nach Bekanntmachung an den Verur-
teilten einzubringen. Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, es sei 
denn, dass sie gegen die Anordnung der vorläufigen Verwahrung gerich-
tet ist. 

3) Die Beschwerde kann auch mit einer Berufung gegen das Urteil 
verbunden werden, das zugleich mit dem angefochtenen Beschluss er-
gangen ist § 335). In diesem Fall ist sie rechtzeitig eingebracht, wenn die 
Berufung rechtzeitig eingebracht wurde. 

XXIV. Hauptstück 

Von dem Verfahren bei vorbeugenden Massnahmen und 
beim Verfall 

I. Verfahren zur Unterbringung geistig abnormer 
Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 1 StGB 

§ 340 

1) Liegen hinreichende Gründe vor, dass die Voraussetzungen des § 
21 Abs. 1 StGB gegeben seien, so hat der Ankläger einen Antrag auf 
Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher zu 
stellen. Für diesen Antrag gelten die Bestimmungen über die Anklage-
schrift dem Sinne nach. Für das Verfahren aufgrund eines solchen Antra-
ges gelten sinngemäss die Bestimmungen über das Strafverfahren, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt wird. 
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2) Einem Antrag auf Unterbringung in einer Anstalt für geistig ab-
norme Rechtsbrecher muss ein Untersuchungsverfahren gegen den Be-
troffenen vorangehen, für das folgende Besonderheiten gelten: 
1. Der Betroffene muss durch einen Verteidiger vertreten sein. Dieser ist 

zur Stellung von Anträgen auch gegen den Willen des Betroffenen be-
rechtigt. 

2. Der Betroffene ist mindestens durch einen Sachverständigen auf dem 
Gebiete der Psychiatrie zu untersuchen. 

3. Der Untersuchungsrichter kann zu jeder Vernehmung des Betroffe-
nen einen oder zwei Sachverständige beiziehen. 

4. Ist anzunehmen, dass die Schlussverhandlung in Abwesenheit des 
Betroffenen wird durchgeführt werden müssen (§ 341 Abs. 5), so ist 
dem Ankläger, dem Privatbeteiligten, dem Verteidiger und dem ge-
setzlichen Vertreter des Betroffenen Gelegenheit zur Beteiligung an 
einer abschliessenden Vernehmung des Betroffenen zu geben. 

5. Von Vernehmungen des Betroffenen ist abzusehen, soweit sie wegen 
seines Zustandes nicht oder nur unter erheblicher Gefährdung seiner 
Gesundheit möglich sind. 

3) Das Pflegschaftsgericht ist sogleich vom Verfahren zu verständi-
gen. 

4) Liegt einer der im § 131 Abs. 2 oder 7 angeführten Haftgründe vor, 
kann der Betroffene nicht ohne Gefahr für sich oder andere auf freiem 
Fuss bleiben oder ist seine ärztliche Beobachtung erforderlich, so ist 
seine vorläufige Anhaltung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechts-
brecher oder seine Einweisung in eine Krankenanstalt für Geisteskrank-
heiten anzuordnen. 

5) Über die Zulässigkeit der vorläufigen Anhaltung ist auf Antrag o-
der von Amts wegen in sinngemässer Anwendung der §§ 239, 241, 139 
bis 141 zu entscheiden. 

6) Im Falle eines Strafurteils (§ 344) ist die vorläufige Anhaltung auf 
Freiheits- und Geldstrafen anzurechnen (§ 38 StGB). 

§ 341 

1) Zur Entscheidung über den Antrag auf Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 1 StGB ist das 
Kriminalgericht berufen. 
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2) Das Gericht entscheidet über den Antrag nach öffentlicher 
Schlussverhandlung, die in sinngemässer Anwendung der Bestimmungen 
des XIV. und XV. Hauptstückes durchzuführen ist, durch Urteil. 

3) Während der ganzen Schlussverhandlung muss bei sonstiger Nich-
tigkeit ein Verteidiger des Betroffenen anwesend sein, der zur Stellung 
von Anträgen zugunsten des Betroffenen auch gegen dessen Willen be-
rechtigt ist. 

4) Der Schlussverhandlung ist bei sonstiger Nichtigkeit ein Sachver-
ständiger (§ 340 Abs. 2 Ziff. 2) beizuziehen. 

5) Soweit der Zustand des Betroffenen eine Beteiligung an der 
Schlussverhandlung innerhalb angemessener Frist nicht gestattet oder 
von einer solchen Beteiligung eine erhebliche Gefährdung seiner Ge-
sundheit zu besorgen wäre, ist die Schlussverhandlung in Abwesenheit 
des Betroffenen durchzuführen. Hierüber entscheidet das Gericht nach 
Vernehmung der Sachverständigen und Durchführung der allenfalls 
sonst erforderlichen Erhebungen mit Beschluss. Der Beschluss kann 
auch schon vor der Schlussverhandlung vom Vorsitzenden gefasst wer-
den und ist in diesem Fall durch das binnen vierzehn Tagen einzubrin-
gende Rechtsmittel der Beschwerde gesondert anfechtbar. Ein Beschluss, 
die Schlussverhandlung zur Gänze in Abwesenheit des Betroffenen 
durchzuführen, darf nur gefasst werden, nachdem sich der Vorsitzende 
vom Zustand des Betroffenen überzeugt und mit ihm gesprochen hat. 
Wird von der Vernehmung des Betroffenen ganz oder teilweise abgese-
hen, wurde er aber in der Untersuchung vernommen, so ist das hierüber 
aufgenommene Protokoll zu verlesen. 

6) Ein Anschluss an das Verfahren wegen privatrechtlicher Ansprü-
che ist unzulässig. 

§ 342 

1) Hat der Betroffene einen gesetzlichen Vertreter, so sind diesem der 
Antrag und sämtliche gerichtlichen Entscheidungen auf dieselbe Weise 
bekanntzumachen wie dem Betroffenen selbst. Der gesetzliche Vertreter 
ist auch von der Anordnung der Schlussverhandlung zu benachrichtigen. 

2) Der gesetzliche Vertreter ist berechtigt, für den Betroffenen auch 
gegen dessen Willen alle Rechtsmittel zu ergreifen, die das Gesetz dem 
Betroffenen gewährt. Die Frist zur Erhebung von Rechtsmitteln läuft für 
den gesetzlichen Vertreter von dem Tag, an dem ihm die Entscheidung 
eröffnet wird. 
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3) Hat der Betroffene keinen gesetzlichen Vertreter, ist dieser der Be-
teiligung an der mit Strafe bedrohten Handlung des Betroffenen verdäch-
tig oder überwiesen, kann er dem Betroffenen aus anderen Gründen im 
Verfahren nicht beistehen oder ist er trotz ordnungsgemässer Benach-
richtigung zur Schlussverhandlung nicht erschienen, so stehen die Rechte 
des gesetzlichen Vertreters dem Verteidiger des Betroffenen zu. 

4) Von der Anordnung der Unterbringung in einer Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 1 StGB ist das Pflegschaftsgericht 
zu verständigen. 

§ 343 

1) Das Urteil kann in sinngemässer Anwendung der §§ 219 bis 221 
zugunsten und zum Nachteile des Betroffenen mit Berufung angefochten 
werden. Im Falle der Unterbringung steht dieses Rechtsmittel auch den 
Betroffenen und seinen Angehörigen (§ 218) zu. Die Anmeldung der 
Berufung hat aufschiebende Wirkung. 

2) Für die Wiederaufnahme des Verfahrens und die Wiedereinsetzung 
gegen den Ablauf von Fristen gelten die Bestimmungen des XVIII. 
Hauptstückes sinngemäss. 

§ 344 

1) Erachtet das Gericht in einem Verfahren, dass auf die Unterbrin-
gung einer Person in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher 
gerichtet ist, dass der Betroffene wegen der Tat bestraft werden könnte, 
so hat es die Parteien hierüber zu hören. In der Schlussverhandlung ist 
über einen allfälligen Vertagungsantrag zu entscheiden. Das gleiche gilt, 
wenn das Gericht in einem Strafverfahren zur Auffassung gelangt, dass 
eine Unterbringung nach § 21 Abs. 1 StGB in Betracht kommt. Wird das 
Verfahren nicht vor dem Kriminalgericht geführt, so hat jedes andere 
Gericht bei sonstiger Nichtigkeit seine Unzuständigkeit auszusprechen. 

2) Der Antrag auf Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme 
Rechtsbrecher steht einer Anklageschrift gleich. Der Ankläger hat jedoch 
das Recht, den Antrag bis zum Beginn der Schlussverhandlung gegen 
eine Anklageschrift auszutauschen. 

3) Aufgrund einer Anklageschrift kann eine Unterbringung nach § 21 
Abs. 1 StGB nur angeordnet werden, wenn in der Schlussverhandlung 
die Vorschriften des § 341 Abs. 3 und 4 und des § 342 Abs. 1 letzter Satz 
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beobachtet worden sind. Erforderlichenfalls ist die Schlussverhandlung 
zu vertagen (§ 201). 

II. Verfahren zur Unterbringung geistig abnormer 
Rechtsbrecher, entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrecher oder 
gefährlicher Rückfallstäter nach den §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 

StGB in die hiefür vorgesehenen Anstalten 

§ 345 

1) Über die Anwendung der in den §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 StGB 
vorgesehenen vorbeugenden Massnahmen ist in der Regel (§ 351) im 
Strafurteil zu entscheiden. 

2) Die Anordnung der Unterbringung in einer der in diesen Bestim-
mungen genannten Anstalten oder ihr Unterbleiben bildet einen Teil des 
Ausspruches über die Strafe und kann zugunsten und zum Nachteil des 
Verurteilten mit Berufung angefochten werden. 

3) Hat das Gericht durch die Entscheidung über die vorbeugenden 
Massnahmen seine Befugnisse überschritten, bildet dies einen Nichtig-
keitsgrund nach § 221 Ziff. 3. 

§ 346 

1) Die Anordnung der Unterbringung in einer der in den §§ 21 Abs. 2 
und 23 StGB vorgesehenen Anstalten darf nur erfolgen, wenn ein Unter-
suchungsverfahren stattgefunden hat. 

2) Für dieses Untersuchungsverfahren gelten im Falle des § 21 Abs. 2 
StGB die im § 340 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 erwähnten Besonderheiten. 

§ 347 

Beabsichtigt der Ankläger, einen Antrag auf Unterbringung in einer 
der in den §§ 21 Abs. 2, 22 oder 23 StGB vorgesehenen Anstalten zu 
stellen, so hat er das in der Anklageschrift (im Strafantrag) zu erklären. 
Das Gericht kann die Unterbringung jedoch auch ohne einen solchen 
Antrag anordnen. 
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§ 348 

Liegen hinreichende Gründe für die Annahme, dass die Vorausset-
zungen der §§ 21 Abs. 2 oder 22 StGB gegeben seien, und Haftgründe (§ 
131 Abs. 2 und 7) vor, kann der Beschuldigte aber nicht ohne Schwierig-
keiten im gerichtlichen Gefangenenhaus angehalten werden, so ist mit 
Beschluss anzuordnen, dass die Untersuchungshaft durch vorläufige 
Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher oder 
in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher zu vollziehen 
ist. Auf den Vollzug der Untersuchungshaft sind in diesem Fall die Be-
stimmungen über den Vollzug dieser vorbeugenden Massnahmen dem 
Sinne nach anzuwenden. 

§ 349 

1) Die Anordnung der in den §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 StGB vorgese-
henen vorbeugenden Massnahmen ist nichtig, wenn nicht während der 
ganzen Schlussverhandlung ein Verteidiger des Beschuldigten anwesend 
war. 

2) Die Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbre-
cher nach § 21 Abs. 2 StGB, in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher oder in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter darf 
bei sonstiger Nichtigkeit überdies nur nach Beiziehung zumindest eines 
Sachverständigen (§ 340 Abs. 2 Ziff. 2) angeordnet werden. 

3) Sieht das Gericht von der Unterbringung in einer Anstalt für ent-
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher wegen der Höhe der ausgesproche-
nen Strafe ab (§ 22 Abs. 2 StGB), so hat es diesen Umstand in der Ent-
scheidung zu begründen. 

§ 350 

Hat der Beschuldigte einen gesetzlichen Vertreter, so ist in einem 
Verfahren, in dem hinreichende Gründe für die Annahme der Vorausset-
zungen der §§ 21 Abs. 2 oder 22 StGB vorliegen, § 342 dem Sinne nach 
anzuwenden. 

§ 351 

1) Liegen hinreichende Gründe für die Annahme vor, dass die Vor-
aussetzungen für die selbständige Anordnung der in den §§ 21 Abs. 2, 22 
und 23 StGB vorgesehenen vorbeugenden Massnahmen gegeben seien (§ 
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65 Abs. 5 StGB), so hat der Ankläger einen Antrag auf Unterbringung in 
einer der in diesen Bestimmungen genannten Anstalten zu stellen. Für 
diesen Antrag gelten die Bestimmungen über die Anklageschrift sinnge-
mäss. 

2) Die §§ 341 Abs. 1 und 2, 343, 346, 349 Abs. 1 und 2 und 350 gelten 
in diesem Fall entsprechend. 

§ 352 

Liegt einer der im § 131 Abs. 2 genannten Haftgründe vor, so ist die 
vorläufige Anhaltung des Betroffenen in einer der im § 351 Abs. 1 ge-
nannten Anstalten anzuordnen. § 340 Abs. 5 und 6 gilt dem Sinne nach. 

III. Verfahren beim Verfall und bei der Einziehung nach §§ 20 
und 26 StGB 

§ 353 

1) Über den Verfall und die Einziehung ist in der Regel (§§ 356 und 
357) im Strafurteil zu entscheiden. 

2) Die Entscheidung über den Verfall oder die Einziehung oder ihr 
Unterbleiben bildet einen Teil des Ausspruches über die Strafe und kann 
zugunsten und zum Nachteil des Verurteilten oder des sonst vom Verfall 
oder von der Einziehung Betroffenen (§ 354) mit Berufung angefochten 
werden. 

§ 354 

1) Personen, die ein Recht auf die vom Verfall oder von der Einzie-
hung bedrohten Sachen haben oder ein solches Recht geltend machen, 
sind zur Schlussverhandlung zu laden. Sie haben in der Schlussverhand-
lung und im nachfolgenden Verfahren, soweit es sich um den Verfall 
oder die Einziehung handelt, die Rechte des Beschuldigten. Durch ihr 
Nichterscheinen werden das Verfahren und die Urteilsfällung nicht ge-
hemmt. 

2) Machen die im Abs. 1 erwähnten Personen ihr Recht erst nach 
Rechtskraft der Entscheidung über den Verfall oder die Einziehung gel-
tend, so steht es ihnen frei, ihre Ansprüche auf den Gegenstand oder 
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dessen Kaufpreis (§ 253) binnen dreissig Jahren nach der Entscheidung 
gegen das Land im Zivilrechtsweg geltend zu machen. 

§ 355 

Die Bestimmungen über den Verfall gelten, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, dem Sinne nach für den Verfallsersatz und die Haftung dar-
über. 

§ 356 

1) Liegen hinreichende Gründe für die Annahme vor, dass die Vor-
aussetzungen des § 26 StGB gegeben seien, ohne dass in einem Strafver-
fahren oder in einem auf Unterbringung in einer der in den §§ 21 bis 23 
StGB genannten Anstalten gerichteten Verfahren über die Einziehung 
entschieden werden kann, so hat der Ankläger einen gesonderten Antrag 
auf Einziehung zu stellen. 

2) Über diesen Antrag hat der Einzelrichter in einem selbständigen 
Verfahren nach öffentlicher mündlicher Verhandlung durch Urteil zu 
entscheiden. Die Bestimmungen über die Schlussverhandlung bei strafba-
ren Handlungen, für die keine sechs Monate übersteigende Freiheitsstra-
fe angedroht ist, sowie 353 sind dem Sinne nach anzuwenden. 

3) Das Urteil kann in sinngemässer Anwendung des Hauptstückes 
über die Rechtsmittel zugunsten und zum Nachteil des Betroffenen mit 
Berufung angefochten werden. 

§ 357 

Ergeben sich die Voraussetzungen für das selbständige Verfahren erst 
in der Schlussverhandlung, so kann die Entscheidung auch in einem 
Urteil ergehen, in dem der Beschuldigte freigesprochen oder der Antrag 
auf Anstaltsunterbringung abgewiesen wird. 
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Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 358 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Strafgesetzbuch am 1. Ja-
nuar 1989 in Kraft. 

2) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes treten alle ihm 
widersprechenden Bestimmungen in anderen Gesetzen ausser Kraft, 
soweit sich aus diesem Gesetz nicht etwas anderes ergibt. 

3) Insbesondere werden aufgehoben die Strafprozessordnung vom 31. 
Dezember 1913, LGBl. 1914 Nr. 3, in der Fassung der Gesetze vom 2. 
September 1916, LGBl. 1916 Nr. 9, vom 7. April 1922, LGBl. 1922 Nr. 
16 und 17, vom 1. Juni 1922, LGBl. 1922 Nr. 21, vom 22. September 
1966, LGBl. 966 Nr. 24, vom 27. September 1972, LGBl. 1972 Nr. 54, 
vom 19. September 979, LGBl. 1980 Nr. 11, vom 23. Juni 1981, LGBl. 
1981 Nr. 39, und vom 5. Oktober 1983, LGBl. 1983 Nr. 53. 

§ 359 

Übergangsbestimmungen 

1) Die Änderungen der sachlichen Zuständigkeit der Gerichte durch 
die neuen strafverfahrensrechtlichen Bestimmungen haben auf bereits 
anhängige Strafverfahren keinen Einfluss. Ist jedoch nach dem neuen 
Recht ein Gericht höherer Ordnung zuständig und hat noch keine 
Schlussverhandlung stattgefunden, so ist das Verfahren dem nunmehr 
zuständigen Gericht abzutreten. 

2) Für Fristen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits abge-
laufen sind, gilt das alte Recht. Noch nicht abgelaufene Fristen sind da-
gegen nach dem neuen Recht zu berechnen. 

3) Die Bestimmungen über die Zulässigkeit und den Inhalt von 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen sowie für das darauf anzuwendende 
Verfahren sind für Rechtsmittel gegen gerichtliche Entscheidungen, wel-
che vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gefällt wurden, nur anzuwen-
den, wenn die nach Abs. 2 berechnete Rechtsmittelfrist zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht abgelaufen war. 
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4) Dasselbe gilt sinngemäss auch für sonstige Rechtsbehelfe, insbe-
sondere den Einspruch gegen eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingebrachte Anklageschrift. 

5) Ist in einem Verfahren noch das materielle Recht anzuwenden, das 
vor dem Inkrafttreten der neuen materiellen Bestimmungen in Geltung 
gestanden war, so sind die neuen strafverfahrensrechtlichen Vorschriften 
dennoch in Anwendung zu bringen, soweit diese für den Angeklagten 
günstiger sind als die bisherigen strafverfahrensrechtlichen Vorschriften. 
Wird das in erster Instanz gefällte Urteil durch ein Rechtsmittelgericht 
aufgehoben und die Strafsache zur neuerlichen Verhandlung und Urteils-
fällung an eine Unterinstanz zurückverwiesen, so gelten für das erneuerte 
Verfahren uneingeschränkt die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

6) Die Voraussetzungen für die Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
richten sich bei Verurteilungen, die nach dem bisherigen Recht erfolgten, 
nach den für den Verurteilten günstigeren verfahrensrechtlichen Bestim-
mungen. 

§ 360 

Wenn ein Beschuldigter an eine ausländische Behörde auszuliefern 
ist, so ist zwar auf ein solches Verlangen oder auf erlassene Steckbriefe 
gegen die Entweichung des Beschuldigten die nötige Vorkehrung zu 
treffen; auf seine Auslieferung hat aber das Landgericht nur dann beim 
Obergericht anzutragen, wenn von der die Auslieferung verlangenden 
Behörde sogleich oder in einem angemessenen Zeitraum solche Beweise 
oder Verdachtsgründe beigebracht werden, worüber sich der Beschuldig-
te nicht auf der Stelle auszuweisen vermag. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Hans-Adam 
Erbprinz 

gez. Hans Brunhart 
Fürstlicher Regierungschef 


